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Zahl der wegen Raummangel von berufs­
bildenden höheren und mittleren Schulen 
abgewiesenen Schüler (299/J-BR/72) 

Dr. Bilde Hawlicek, Dr. Reichl, Liedl und 
Genossen an den Bundesminister für Unter­
richt und Kunst betreffend das neuzu­
schaffende Fach "Umweltschutz" in den 
Schulen (300/J-BR/72) 

Maria Hagleitner, Tirnthal, Remplbauer 
und Genossen an den Bundesminister für 
Unterricht und Kunst betreffend Informa.tion 
von Gastarbeitern mit schulpflichtigen Kin­
dern (301/J-BR/72) 
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Bundesminister für Wissenschaft und For­
schung betreffend Bücherpauschale für Stu­
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minister für Finanzen betreffend N ovellierung 
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Ing. Gassner und Genossen an den Bundes­
minister für Landesverteidigung betreffend 
Maturantenerlaß des Verteidigungsministe­
riums (304jJ-BR/72) 

Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

Vorsitzender Ing. Mader: Hoher Bundesrat! Industrie Dr. Josef Staribacher, in der Zeit 
Im eröffne die 309. Si,trung des BoodeSJI1aotets. vom 21. bis 24. März 1972, den Bund,esminioster 

Das lamtHcbe Ip 'r 0 t tQ k 0 I ,I der 308. Sdtzung für Land- und Forstwlirtsmaft Dipl.-Ing. Doktor 
des BUIIlde!sFates vom 25. Pebe'l" 1972 'ist auf- Oskar Weihs mit dessen Vertretung betI"aut. 
gelegen. unbeanstandet Igebl1Jebern. 'll!IlId g.Ht Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen 
dalher labs genehmigt. um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung· zu 

E ID. t 's c h u 1 :d ,i 9 t !ba/beln Isim idJie Bundes- machen. 
'räte lIng. Harnamach iUJDJd Krempl. Kreisky" 

Ich begrüße den für den Herrn Bundeskanz­
ler erschienenen Herrn Staatssekretär Doktor 
Vese1sky. (Allgemeiner Beifall.) 

Einlauf 

Vorsitzender: Eingelangt sdnd zwei Sduei-

Vorsitzender: Dient zur Kenntnis. 

Herrn Bundesrat Walter Heinzing,er habe 
ich über sein Ersuchen im Sinne des § 11 der 
Geschäftsordnung für die voraussichUich sit­
zungsfreie Zeit vom 19. April bis 8. Mai 1972 
einen U r lau b bewilligt. 

ben des Bundeskanzlers betreffend Minister- Ich ersuche den Herrn Schriftführer um Be-
vertretungen. kanntgabe der eingelangten Beschlüsse des 

Ich ersuche den Herrn Sduiftführer um Ver- Nationalrates. 
lesung dieser Schreiben. 

SchriftfühJler Ing. Gassner: 

"An Herrn Vorsitzenden des Bundesrates. 

Der Herr Bundespräsident hat mit EntschHe­
ßung vom 15. März 1972, Zl. 2167/72, über 
meinen Antra'g gemäß Artikel 73 ·desBundes­
Verfassungs gesetzes in der Fassung von 1929 
für die Dauer der zeitweilig'en Vel'hinderung 
des Bundesministers für Auswärtige Ange­
legenheiten Dr. Rudolf Kirchschläger, in der 
Zeit vom 21. bis 24. März 1972, den Bundes­
minister für Justiz Dr. Christi an Broda mit 

SchriftfühI\er lng. Gassner: 

Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
14. März 1972 betreffend ein Bundesv,erfas­
sungsgesetz, mit dem die Bestimmungen des 
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 
von 1929 über die Kundmachung von Staats­
verträgen 'geändert woeroden 

Gesetzesbeschluß des Nationalr,ates vom 
14. März 1972 betreffend lein Bunrlesgesetz, 
mit dem das Bundesgesetz über das Bundes­
gesetzblatt geändert wird 

dessen Vertretung betraut. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
Hievon beehre ;ich mtch mit dem Ersuchen 14. März 1972 betreffend ein Bundesgesetz, 

um gefäHig'e Kenntnisnahme Mitteilung zu mit dem das Strafregistel'gesetz 1968 g,eändert 
machen. wird (StrafIiegii.stergesetznovelle 1972) 

Krei,sky" 

"An Herrn Vorsitzenden des Bundesrates. 

Der Herr Bundespräsident bat mit Entschl,ie­
ßung vom 17. März 1972, Zl. 2273/72, über 
meinen Antr,ag 'gemäß Arbik!el 73 des Bundes­
Verfassungsg,esetzes 1n der Fassung von 1929 
für die Dauer der zeitweilJi'gen Verhinderung 
des Bundesministers für Handel, Gewerbe und 

Beschluß des Nationalrates vom 14. März 
1972 betreffend ein Protokoll über den Beitritt 
der Demokratischen Republik Kongo zum All­
gemeinen Zoll- und Hemdelsabkommen 

Beschluß des Nationalrates vom 14. März 
1972 betreffend ein Protokoll über den Beitritt 
RumäDJi,ens rum Allgemeinen Zoll- und Han­
delsabkommen samt Anlagen 

309. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 3 von 53

www.parlament.gv.at



8642 Bundesra.t - 309. Sitzung - 23. März 1972 

Sdlriftftihrer 
Beschluß des Nationalrates vom 14. März 

1912 betreffend ein Zollabkommen über die 
vorübergehende Einfuhr von Lehrmaterial 
samt Anlage 

Gesetzesbescb.luß des Nationalrates vom 
14. März 1912 betreffend ein Bundesgesetz 
über di'e zollfI'eie oder zollermäßigte Einfuhr 
von handwerklich herges.tellten WaI'en zur 
Förderung der Handelsbeziehungen mit Ent­
wicklungsländern 

Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
14. März 1912 betreffend ein Bundesgesetz 
über die Gewährung von Vorzugszöllen (Prä­
ferenzzoHgesetz) samt Anlagen 

Beschluß des Nationalrates vom 14. März 
1912 betreffend eine Vereinbarung zur Durch­
führung einer europäischen konzertierten 
Aktion auf dem Gebiet der Metallurgie zum 
Thema ,;Werkstoffe für Gasturbinen" ,samt 
Anhang 

'Beschluß des Nationalrates vom 14. März 
1912 betroeftiend eine Vereinbarung über die 
Durchführung einer europäischen konzertier­
ten Aktion ·auf dem Gebiet der Metallurg,ie 
zum Thema "WerkstoUe für Meerwarsserent­
salzungsanlagen" samt Anhang 

Beschluß des Nationalrates vom 14. März 
1912 betreffend eine Vereinbarung über die 
Durchführung ·einer 'europäi,sdlen Aktion auf 
dem Gebiet des Umweltschutzes zum Thema 
"Forschungsarbeiten über das physikalisch­
chemische V.erhalten von' Schwefelddoxyd in 
der Atmosphäre" samt Anhang 

Beschluß des Nationalrates vom 15. März 
1912 betreffend ein Internationales Uberein­
kommen über die Beseitigung aUer Form'en 
rassi,scher Diskriminierung samt Erklärung der 
RepubLik Osterreich zu Artikel 4 des Uberedn­
kommens 

Beschluß des Nationalrates vom 15. März 
1912 betreffend ·ein Abkommen zw.ischen der 
Intema1lionalen Atomenergtie-Organisatdon 
und der Republik Osterreich über die Anwen­
dung von Sid1'erheitskontrollen gemäß dem 
Vertrag über die Nichtweiterverbreitung von 
Atomwaffen 

Beschluß des Nationalrates vom 15. März 
1912 über ein Protokollibetreffenld die Suspen­
dierung des Abkommens zwischen der Inter­
nationalen Atomenerglie-Or'g,anisation, der 
Republik Osterreich und den VeI'eind.gten 
Staaten von Amerika über die Anwendung 
von Kontrollbestimmungen und betreffend die 
Anwendung von Kontrollbestimmungen ge­
mäß dem Vertrag über di'e Nichtweiterverb!1ei­
tung von Atomwaffen !samt Notenwechsel. 

Vorsitzender: Danke schön. 

Ich habe diese Vorlagen den in Betracht 
kommenden Ausschüssen zugewiesen. Die 
Ausschüsse 'haben di,ese Beschlüsse des Natio­
nalrates einer Vorberatung unterzogen. Die 
diesbezüglichen sdnliftlichen BeriChte H'egen 
bereits vor. 

Gemäß § 28 Abs. C der Geschäftsordnung 
habe ich diese Beschlüsse des Nationalrates 
some fünf BeI'ichte, die bereits früber 'einge­
langt und ebenfalLs ein.er Vorberatung durch 
di,e zuständigen Ausschüsse unterzogen wor­
den sind, auf di'e Tag.esordnung der heutigen 
Sitzung gestellt. 

Es ist mir der Vor,schlag zugekommen, die 
Debatte über die Punkte 7 und 8 sowte 9 bis 11 
der Tagesordnung jeweils unter einem abzu­
führen. 

Die Punkte 1 und 8Stind Ges,etzesbesmlüsse 
des Nationalrates betreUend ein· 

Bundesges'etz über Zollermäßigung :im Han­
deisverkehr mit Entwicklungsländern und das 

Prälerenzzollgesetz. 

Die Punkte 9 bi's 11 sind Beschlüsse des 
Nationalrates betreffend internationale Ver­
einbarungen über europäische' Aktionen auf 
dem Gebiet der Metallurgie und des Umwelt­
schutzes. 

Falls dieser Vorschlag angenommen wird, 
weIden jeweils zuerst die Berichterstatter ihre 
Berichte geben. Sodann wiI'd di,e Debatte über 
die zusammengezogenen Punkt'e unter einem 
abgeführt. 

Di,e . Abstimmung lerfolgt wie immer in sol­
chen Fällen getrennt. 

W;ird ·gegen diesen Vorschlag ein Einwand 
erhoben? - Es lilst dlie:s iIlIkbt idtetr F'(lIll. De'I 
VOIlScbJlalg ,ist somit 'imlgeillommen. 

Eingell'anqt d:st ferner tein Berdcht der tJst'elf­
reiCbJi'schen Del'69'atiOlIl zur 'BeI'latelilidloo V,er­
'sammlung des EuropaTta1JelSÜlber die XXIII. Sdt­
zungspeviode. 

Ich habe diies=en BeI1ich:t ,dem AiUlSlSchf\Jß fü![' 
Cluswär:tige AngelegenbJeitoo UiDJd WIi'rtJsdl.aift­
llich,e IntegraJtion zrur WleiitJelDelll .geschäfts ord­
flIUlIlIg'sm äßi'gen BelbalIlldilu'DIg 'Z!UlgeWÜJelSioo. 

1. Punkt: Gesetzesbescbluß des Nationalrates 
vom 14. März 1972 betreffend ein Bundes­
verfassungsgesetz. mit dem die Bestimmungen 
des Bundes-Verfassungs gesetzes in der Fas­
sung von 1929 über die Kundmadlung von 
Staatsverträgen geändert werden (698 der Bei-

lagen) 

Vorsitzender: Wir ,gehen nunmehr in die 
Tagesordnung 'ein und 'gelangen zum 1. Punkt: 
Änderung der Bestimmungen des Bundes-Ver-
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Vorsitzender 
fassungsgesetzes ,in der Fassung von 1929 
über di·e Kundmachung von Staatsverträgen. 

Berichterstatter ist Herr :Bunde,srat Wind­
steig. Ich bitte um den BeIiicht. 

Berichterstatter Windsteig: Herr Bundes­
ministerl Herr StootssekTletär! HelDr Vorsitzen.­
derl Hoher BundelsT·a:t! .ÄJIlIläßbich dies Abschlu'S­
'SIelS des Sta'a;bsv,ertI'alge5 zwitsrnen der Reprubllik 
Os1leTI1eddl :und der SchiWleiZieruschlelIl Bidtge­
nOlSslemmaft über den Verhauf der Sta!albs­
!grenze stellt sich tda!SProblem deor Kund­
machung des Gr,en'Zlurk'UiI1Jd!enw,erkJes. Nach 
Artikel 49 Abs. 1 Bundes-Vierf,alSlSlU1lJgsgasetz 
müßten d~ese UIlIlfiangrelichen, zum Te@ 6!UIS 

Luft!blldem und IgroßvoI11llia!tiogen DetaJilplänren 
bestebendIen Ve.rtfiagsaJnlJagelIl ,Fm Bundelsge­
seltzblatt kundgemacht werden. Da zu erwaTten 
ist, daß in nächs1JeT ZlukJu:n.ft bei wedlbere!Il 
S'Ilaa:tsvertr~gelIl lebenflalls dli€lSlelS Pro'bl~m auf­
tauchen wi-lxl, soll du,rch den vOI'llil€tglelIl.ldeiIl 
Geserl'lJesbeschluß dies Nabi'Oiliallnal1es ,enlne Igene­
relle Re'g,e1'llTIlg 'getroffien wend1en. Dem[}jach Is'Ol1 
künfibilg der Nationalifiat lanläßlich !der Genreh­
milgung von St'a1a1:sve:liträgen -beschLießen kön­
IlIe1Jl, daß Staatsverträge, oder T,eIi~e von Staarbs­
V1e'rträgen nicht ,im B'llillidetsgesretzbltatt, sondern 
Iin .alß!derer 'geei'gnteter Wleu,se kundzuma'chen 
iSlind. Dile KundlInach'UllllglSwedlSe halt m~ ZlUJ9äng­
lichkeit dets SbaarbsVler.br,ages ~u gewährle,i.sten 
und lilSt ;im BundesglelSl€!1Jzhl!Citt kundzumachen. 

Der Auslschluß für VierfiaJSIsUlnJgs- und Rechts-
6IIlJg,elegenheH'eiIl ha't dü1e :gegeruständlüche Vor­
};cllge !m iSeliiner Sürung VO!lll 21. März 1972 :in 
Verhandlung .gooommen 'Und ei\I1StimmiJg be­
ISchlossen, dem Hdh!elIl HaJUSie 7JU ,empfelhllen, 
kelinen Bin'spruch zu leIihehen. 

Als EI9,eibnils fSieaner Ber,a1minlg sbellt de·r A'Uls­
schuß für Verf,a'SlsrurugtS- '1liIlld RtechJtSlaJIlJgele9loo­
he~ten somit durch mich iden An t r.a. Ig, deT 
BuDdesr-a't woUe besc:hliießeln: 

Gegen ldien Gesetzesbesdrluß d:eIS NatlioIlJall­
I1a1Jes vom 14. März 1972 betlieff,end I€:in Bun­
O!elSVieda'ssunJgsgesetz, mit dem idl1e Bestim­
mungen des ßrulndes-Verf.atSsunJglSg,eset21elS ;in 
der FaJs'Sung von 1929 über d1iie KUnJdmachu:ng 
V'OiIl StJalatsv.eI'lträg,en g-eällldert werden, wlird 
kein EiniSPruch :er.hoben. 

Vorsitzender: Danke, Herr Benchter,statter. 

Ich begrüße den im Hause 'erschienenen 
Herrn Bundesminister für Inneres Rösch. (All­
gemeiner Beifall.) 

Zu Wort h:at sich nJiemaJnd geml€iLdJet. W,ilf 
'Scbll'leu .. tJen ciaheT zur Absbimm'UllJg. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k ein e n Ein s p I U C h zu er­
heben. 

2. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 14. März 1972 betreffend ein Bundesge­
setz, mit dem das Bundesgesetz über das Bun­
desgesetzblatt geändert wird (699 der Bei-

lagen) 

Vorsitzender: W.ir ,gelangen nun zum 
2. Punkt der Tagesordnung: Änderung ,des 
Bundesgesetzes über das Bundesgesetzblatt. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Wind­
steig. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Windsteig: Hoher Bundes­
rat! Durch dien vodiegendoen Gesetzmbetschlruß 
dets Na1lioilialraibes soll das Buooesges.e'tz über 
das Buooes'g'ets'€Itzb1att lan die vOI1gesehe!l1e 
NeufiasSlU'IlIg des Ar1:like~lJs 49 'Bundes-VerfaJS­
sungsgesetz angepaßt werden und auch bei 
SuaatsV'elrträgen, di'e Dlidl't der Ge!nehmdgung 
des Nationa,II'latelS gemäß ArtJik,el 50 Bundes­
V,edaSls'Uill.gtSg',eSie'tz unterliegen, ,etilIJ.le betsondere 
~undmachun9'sw€li!S'e leI'lIDög,ldcht welI'ld'en. 
Gleich~l~bi'g IsoN edl1lJe 'e1inw,andfreie rechi<l[dle 
Grundlage für die KU1lJdmachung deutJscher 
Ubel's'ettZ'UIl!gen von Stalabsv,ert'I'ä!geiJl, bei denen 
Deutsch nicht authentische Vertragssprache ist, 
'ge'scbaffern w:e'rden. Auch ilst dile V,erpflich·tuntg 
zur Kulßdmachun:g b€l7JiehuDiglswedise zur Be­
zeichnung der besondl€'I1en KiUJIlIdmachungJs­
weiisle von Rechbsvorsch:I1iften v0I191e1Seh€lIl, die 
auf Grund oellSondeif!er VierfialSiS'UlllJ9Isrec:htLicher 
Emnächtigung von li.IIlJte'filiationalen OIlganen 
mit unmittelbare'r Wiilrkung für Ostbefll1eich m­
llaSlSien wer/d'eiIl. 

De'! Aus!schuß für VledalSlSUngtS- und Re'chtJs­
<mg,e}e'genhei;ben hat ,dI~e 'geg,etnlStä'llld1d.dl!e V QII'­

lalge <in 's'ei'ne'r Sitmmg Viom 21. März 1972 dn 
VerhalIlldlun'g gtooommen um I€d'IllS'bimmJi.g be­
schI Ois,sen, d,em Hohen Ha'UJs,e 'ZU rempfehl!eiIl, 
keinen Ei'Illspruch 'zu ,erheben. 

AI!s Er.gebnilS lSElIi-ne.r BevaotJung stel.lt deif AUIS­
schuß für Verfa:ssun'9'S- urnd RJechbstairugele9en­
heilren 'somit ;durch milch den An t ralg, der 
Bundesr'at woJ.le belSch'lreßen: 

GegelIl den GelSetzetsbeischluß des Nabional­
rotelS vom 14. März 1972 betreffellld etin Bun­
desge'setz, mit dem da.s BundeStgtetS'etz ü'ber das 
BUIlJd!esgeISoetzbla1!t 'geällldert WlFrld, Wli!rd kei!Il 
EiJn:sprucherhoben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich ni<emand 
gemeldet. Wirsmreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der Bun­
desrat, gegen den Gesetzesbeschluß des Natio­
nalrates k ein e n E j n 8 P I U c h zu erheben. 

3. Punkt: Gesetzesbescbluß des Nationalrates 
vom 14. März 1972 betreffend ein Bundesge­
setz, mit dem das Strairegistergesetz 1968 ge­
ändert wird (Strafregistergesetznovelle 1972) 

(700 der Beilagen) 

750 
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Vorsitzender: W,ir g,elang,en nun zum 1972 betreff.end eiill Prütokoll über dleln Beitritt 
3. Punkt der Tagesordnung: Strafregisterge- der Demokm1lischen RJeplllJblJilk Koogo rum Al:l-
setznovelle 1972. 1gemeinen Zo!}>!- und Halllde'lislablmmmen. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Wind­
steig. Ich bitte um den BerJocht. 

Berichter'statter Windsteig: Durch den vor­
Hegenden Geselzesbeschluß des Nationalrates 
süll das Strafregistergesetz an die durch das 
liilgungsges,etz 1972 verändlerte Rechtslage an­
gepaßt werden. Soweit die Strafr,e'gLst.>erbe­
hörde den Eintritt der Tilgung und di'e Be­
sduänkun.g der Auskunft wahrzunehmen hat, 
soll dies durch eine das Strafregister enthal­
tende Datenverarbeitungsanlage ,ermögl1'cht 
werden. Weiters soll auch dem VerurteiUen 
die Möglichkeit eröffnet werden, die Ergän­
zung oder RichUgstellung von Strafregiister­
eintragungen beziehungsweise die Berücksich­
tigung der 'Iiilgung selbst zu begehren. 

Der Ausschuß für Verlassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat die 'gegenständlich:e Vor­
lage in seiner Sitzung vom 21. März 1972 ,in 
Verhandlungg,enommen iUIld einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empf.ehlen, 
keinen Einspruch zu ,erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassung,s- und Rechtsang,elegen­
heiten somt durch mlich den An trag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den GesetZlesbeschluß des Namonal­
rates vom 14. März 1972 betreffiend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Stra.fr,egistergesetz 
1968 geändert wird (Strafreg,isterges,etznovelle 

Die Bestimmungen des GA TI werden der­
zeit auf De-facto-Basis gegenüber der Demo­
k[1amlsch,en R1epubldk Kongo 'arnJgl€'W,endett, da 
idas GATT für dJileJSIeIS Geii)li:et betrelits an Gell­
too.g ,stand, bevor odIiJe DemokI'lartilscbe Reprubldk 
K()Il1!go die volle AlUtonom.ö.le ~Jhrer lalUlSwärtigien. 
BezlilehUlllJgeIl edallllgt ibJat. 'Durch Idas vorl<ite­
ge'Illdle Protokoll ;s'ol1. nllllIl dille Detm.dkrnbiJsme 
R'epubltik Kongo ~u,ei'Dle'l' Vertmagspa1"1:leli des 
GATT ,im Sdn:DJe Is'ednelS ArtEkJe~s XXXII Wetr­

den. 

Die Aml,ahme d!etS VoUbeti;tI'liitJtets delr Demo­
kI1C1ltJ~sd1len ~epu:bl:ik KOlllJgo 'Z'UIIIl GATT eIlt­
spItkbt deralUßenpoldibiJsdren Zde.bsetrung Oster­
reichs. 1970 betrug IchlJe Amf'llhr Os!ber:widlJs 
,in die Demo'kratdJscbe Rlepuoliik Kongo 
49,4 MiUionen SchIi.,UiiIlJg, der Import ralUls d~esem 
Sba1i't 3,2 M111ionen SchlHimg. 

Dem Nationa:ha11€'TISChdiem. beU der GenJelhmli.­
g'U'ng ,des vorliegetl1ldJen ProtOlkol,l,s tdlDe EdaJS­
iSUTIJg .eineiS besondeIten. BlUndelSJgeJSlettZle!s drn 
Sinne des AiititkellS 50 Abs. 2 ·Burudes-Ver­
fassungsgesetz zur Uberführung des Vertrags­
inhaltes in die ,innerstaatliche Rechtsordnung 
nicht erfol1derlich. 

Der F,inanz,alUlSschuß halt Idie gegeallS'tä!IldUche 
Vor}.a'ge 'm ,seti[)J€T Sitzung vom 21. März 1972 
.in Verhandlung genommen und eli)nJstliJmmilg 
beischlossen, :dem Hollen Haus zu empfelhletn, 
k"eti'llJe!ll Binspruch ZIU! ,el'!heben. 

1972), wird ~ein Einspruch erhoben. A~s EngebnirS seinelI" BelI"ahmg stelLt der 
Vorsitzender: Danke, Herr Berichterstatter. Finanz.a'llSscbuß som'it durch mim dem. A n­

t If a g, de,r Bundelsrat woUe lbeschLile'ß'en: 
Zu Wort hat sich n1emand g,emeldet. Wü 

schreiten daher zur Abstimmung. Gegen den Beschluß delS NiaJtion!Cl'lmtes vom 
14. März 1972 ,betreffierul ed'l1 ,P,rotokOill übe'r 

Bei ,der A b s tim m u n g beschließt der den Bait'liitt dier Detmo1rn1ii1tWsmen Repu.b'ltik 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des Kongo zum Al'lgsmetiIllelIl Zoll- und HamdJe,I:s­
Nationalrates k ein e n Ei n s p r u c h zu er- ,ahkommen whd kein ElinlSpruch ,e([1hohen. 
heben. 

4. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
14. März 1972 betreffend ein Protokoll über 
den Beitritt der Demokratischen Republik 
Kongo zum Allgemeinen Zoll- und Handels-

abkommen (702 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen zum 4. Punkt 
der Tagesordnung: Protokoll über den Beitritt 
dier Demokratischen Republik Kongo zum All­
gemeinen Zoll- und Handelsabkommen. 

Berichterstatter 'ist Herr Bundesrat Schwarz­
mann. Ich bitte um den Bericht. 

Vorsitzender: Danke, Herr Berichterstatter. 

Zum Wort hat sich niemand gemeldet. Wir 
schr,eiten daher zur Abstimmung. 

Bei der Ab 8 tim m u n g beschlJeßt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k ein e n Ein s p r u c h zu erheben. 

5. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
14. März 1972 betreffend ein Protokoll über 
den Beitritt Rumäniens zum Allgemeinen Zoll~ 
und Handelsabkommen samt Anlagen (703 der 

Beilagen) 

Berichterstatter Schwarzmann: Hoher Bun- Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
des ra tI Sehr ;geelhrbe Daon,etß, und Herren! Ich 5. Punkt der Tagesordnung: Protokoll über 
bl'lilllge den Berlicht das Ri'IllaIIlZaIllJSISmUlSSIeIS über den Beitritt Rumäniens zum Allg,emeinen Zoll­
den Bes'ch~'Uß des NCl'tiontailpalbes vom 14. März und Handelsabkommen samt Anla,gen. 
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Vorsitzender 
Berichterstatter rist wieder Herr Bundesrat 6. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 

Schwarzmann. Ich bitte um den Bericht. 14. März 1912 betreffend ein Zollabkommen 
über die vorübergehende Einfuhr von Lehr-

Berichterstatter Sdlwarzmann: Hohes Haus! material samt Anlage (104 der Beilagen) 
Ich bl1i[l!ge den Be!ricbt des F;inaJn:Zlaoussch'1l!s!Sles 
über den Beischluß dies NabilQlIlo8!l:flatJeIS vom 
14. -März 1972 hetreffieilld ,e1,n P.rotokoLl über 
den Bedltr-itt RumänJilEms zum AILgemed.lllIell Zoll­
und HCIlIlde~Slabkommen Isamt Anl'aJg,en. 

Das vOl'lUeqen\d!ePlrotokoH !Slieht den Beitritt 
RumänieIlJs zum GA TI im Sinne semes 
A,rbike}s XXXII vor. Die für dien Bemtritt eines 
S tJalaJbes erf ordJer~i,chlen Zo'll Vle[(handlfU!lligeiIl 
f,anden mit Rrumänlielll welQ'elIl seines beson­
deren W:iJrtschaftssys,t'ems 11lkbt sm'tt. Rumä­
nilen hat an SteHe delr Gewährung von Zoll­
konzeSlSlioneiIl jedoch Z1l!gesatgt, Iseli'rueill Handel 
mit der Gesamthelit der VertJ\alglSp.arteiern zu 
entwickeln, und die feste Absicht bekundet, 
seine Einfuhren aus den Vertragsparteien als 
G8illZ€iS DJicht rin einem :ge'l"IiIllIge:ren VlerhältniLs 
'alls daJs Wlachstum ,der Igetsamtern O:[,fUJIlländJSmen 
Binfuhren, welefltels ,in ISlei.itnlen 5-JahTlelS-Pläl1Jen 
vorgesehen ist zu erhöhen. 

Der Beitritt Rumäniens zum GATT ent­
spricht der außenpolitischen Zielsetzung Oster­
reichts. 1910 erreichten die österreichischen 
Ausfuhren nach Rumänien einen Wert von 
zirka 1,2 Milliarden Schilling; während des­
selben Zeitraumes bezog Osterreich aus Ru­
mänien Waren im Werte von zirka 747 Milli­
onen Schilling. 

Dem NamonJil!Iil',alt el1Sch!ilelIl bei delr Gooe!hmi­
,gu'lllg dies v'Orlieg'Em!deII1 ProtokolllS die ErlaJs­
ISUiIlig 'eineiS betsc::mdelren Bunoosge/S,eitzeiS ;im 

Sinne des Artikel's 50 .A!bs. 2 ,Bundes-Ver­
f'alssoogsgesetz zu;r UberfühT'lllllg ,dies V'erbI1atgs­
anhaltes !in 'di'e Iill1lIllel1staatl:iche R~echbsordnung 
nicht notwe'IlJdliig. 

Der Fi'nalnzaruJSlsdllUß hia:t diJe ,gelg,emtätIl!dUche 
VOI'll,a,.g,e in 'seiner SHzuntg vom 21. März 1972 
in VeIihiandhllIllg '900:ornmen UtIltd leiIllstliIrnmtlJg 
belS chtl O!Sls'en , dem Hohlen HarLlIse zu lempfelMelIl, 
kennen Einspruch zu eI1hetboo. 

AllS Ergebnis ,seinler Be'I1at'lliI1g Istellt !der 
Fii[l.an~a'lllsschuß Isomit durch IlIlIich detn 
An t r 'a g, der Bunldlesr,at woHe .beschließelll: 

Gegen d!en Beschluß des Na:tJilonJ(llll1ar!Jels vom 
14. März 1972 hetl1effiend lelin Protokoll übe;r 
den Beiti'itt Rumänil6'l1ls zum AH!gemelir.lJen Zoll­
und HaDJde!lsaJhkommen ISlamt AnbaJgen whd 
kelin EilllSpruch lerhoben. 

Vorsitzender: Danke, Herr Berichterstatter. 

Zum Wort hat .sich niemand gemeldet. Wir 
schreiten daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des N ational­
rates k ein e n Ein s pr u c h zu erheben. 

Vorsitzender: Wir 9,elangen nun zum 
6. Punkt der Tagesordnung: Zollabkommen 
üher die vorübergehende Einfuhr von Lehr­
material samt Anlag,e. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Sdlwarz­
mann. Ich bitte um den BeI'licht. 

Berichterstatter Schwarzmann: Hohes Hausl 
Ich bri.'UJge :den Be1ti:cht ldes FdrummfUSSdlJUsSeiS 
über den BeIschluß das Nati'Üna'lrams vom 
14. März 1972 be1IDeffiend ein Zol1a1bkommen 
über dile vorüber,gehende Einfuhr von Lehr­
ma:teriaIlSamt AnlaJQ1e. 

Der Rat für diLe Z11S\aJID.melIllalflbed..t IaJUf dem 
Gebiet dEliS ZoHwelSlenJS an BrüS'ser} hat im 
JUilii 1970 l(LaiS vodite,genlde Abkommen, das 
auf 'eine IiThitlila1live \der UNESCO rurü<.k.ge!h.t, 
verahschliled!e,t undbils zum 30. Junli 1911 auf 
weltweliter BaJsi,s zur UntelI2Jeich.tniumJg 'auf,ge­
legt. 

ni/ei des AbkoID7J11enJs [ls1 les, letinle mögl,icbJst 
weitgehende Harmo11liJsIieJlUlIlg der Vmfaihren 
für d'ile ZoUrormerkbethaJIldlUlIlJg von LelbJr­
mCl'ter,tal 'in den Verbr.alQ1S1S'bala1en Z1U schlaffen. 

Für Osterreich lli1egt )CIlUf Grund der Bestim­
mUIlJgen des ZoHgesetzleIS 1955 die Bedeutung 
dies Abkommens nich1 ISO ,seihr ti.n dler Schaffung 
von Hegüß!stLgungen fü:r dle Einfuhr ia~1S v.itel­
mehr ldaI!in, den 'aJUS Ostelfooich vorüboogJeihenid 
,a'1l!sgeführ.uen Wal1etn !in den Besb.iim.mußlgs­
ländern die Vor,1!etile des Abkommens Z'\l 

'eröffnen. 

Deo:n NationalI1at1: elrschi!eIl ibed. deil' GenehmJi-
19uilig des vorltitelg;enldieill AbkommelIlJs die 
ErlaJSlS'l1!llJg tetIDeIS besoooeren BrtmdIetsg,esetzes 
im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Ver­
fassungsgesetz zur Uberführung des Vertrags­
inhaltes in die innerstaatliche Rechtsordnung 
nicht erforderlich. 

De,r Fiißlanz.a'llJSlSchIl1ß htat die ,gegOOlstänJdJl:iche 
VOI1IICllg,e ;in ,seiner Sil'mlDJg vom 21. März 1912 
:in Verthiandlung genommen um leimtitmmig 
bels'chlossen, dem Hoben HaulSleru 'empfehlen, 
k!etiDien Eins,pruch zu ierhleben. 

Al,s ErgeibIllis 15'eti,OOI Bemtmlg IsOO11t !der 
FinalIlzauSiSchuß somit durch midI. dein 
A 'TI :t r ,a 'g, der BU[l!Qe'SIfiat wolle ,belsdllli'e,ßen: 

Geigen den Besch,luß d!e!s Na,.fiO!ßlailr.artJes vom 
14. März 1972 'be,tJIleffienld leIiIIl Zol'lahkommen 
über di.e vorüoo1'lg,ebende EiIIlf1whr von Leihr­
IDateIlilal 'samt An~age wdlI'ld k;ein Emsp!rudl 
'emOlbe,n. 

Vorsitzender: Danke, Herr Berddlterstatter. 
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Vorsitzender 
Zum Wort hat sich niemand ,gemeldet. Wir 

schreiten daher zur Abstimmung. 

Bei der A b 8 tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k ein e n Ein s p r u c h zu erheben. 

7. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 14. März 19'12 betreffend ein Bundes­
gesetz über die zolHreie oder zollermäßigte 
Einfuhr von handwerklich hergestellten 
Waren zur Förderung der Handelsbeziehungen 
mit Entwicklungsländern (705 der Beilagen) 

8. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 14. März 1972 betreffend ein Bundes­
gesetz über die Gewährung von Vorzugszöllen 
(Präferenzzollgesetz) samt Anlagen (106 der 

Beilagen) 

Vorsitzender: WÜ gelangen nun zu den 
Punkten 1 und 8, über die ,eingangs beschlos­
sen wuril:e, die Debatte unter einem abzu­
führen: 

Es 'sind - dies Gesetzesbeschlüsse des 
Nationalrates vom 14. März 1912 betreffend 
ein 

Bundesgesetz über die zollfreie oder zoll­
ermäßigte Einfuhr von handwerklich herge­
stellten Waren 'zur Förderung der Handels­
beziehungen mit Entwicklungsländern und das 

Präferenzzollgesetz samt Anlagen. 

Berichterstatter über beide Punkte 'ist Herr 
Bundesrat Schwarzmann. Ich bitte um die 
Berichte. 

Berichterstatter Sdlwarzmann: Hohes Haus! 
Ich bringe den Bericht des Finanzausschusses 
übe,r den GesetzietsoetSchlruß diets NiaJbiona!ITlartJeis 
vom 14. März 1912 !belbI1et.fenld 'eJ.·u Bunides­
,glese!Z über Idile zdl1:fmie looex zoHemnäßigtJe 
Einfru'br von IhtaißldJw1e;t.k:l!i'ch. IhlelIgletS1leUrtJen 
Wa.ren zur FÖl1dJerung der Haooellsbe:7Jieb'lllIllgen 
mit Entw,ickwngrsläindJem. 

Durch den v-or:IÜleig,endJem. GetSletz.elsbelSdl!lruß 
des NalbiollJallr,aJtes soll Id/ite zolltetrmäßlilgte oder 
zolUreie Eilllfuihr hiandw€ll'k:l\ich he.ngets.beHbetr 
W1aren zur Förderung dler Halßldeiltsbez,itelh'Wl!gtelIl 
oot EntWliddfuIlIgISIläntdem ermögl}licht WleIIIdeIIl, 
wenn. die wcmenku1l'dlliche UTIibel1schletiJdJu.ng von 
glietima.rtJi1getn, industriieH .erzerugfJein W,arelll. 
gewähdetistet d.lst ru'llld idJile WÜi!1llsch!aft1JichJoo 
In'be:l'1eISISIOO. OsterrekbJs IllIicbtt getfäJhrdJe1t we,men. 

Di~ Illansp'rucl:mahme der ZoHermäßligung 
bzw. ZoHfr'etihetit Isoll ian ldIi.le VO'daJg'e von 
ZeugnJiJs'SIOO. übel' dien UIISPrllIlli9' rund dd!e Be­
schiaffen:heit detr Wial"en gebund.en. Wielfiden. o.üe 
vorgesehenen !MaßI1la!lunretn soUten me Export­
erlöse der Entwicklungsländer auf dem Fertig­
wi31oollJsektor erhöhen und entsprechen doo 
Z'iJellSle'trun:gen deT :intJemabionalen StfiCllbeg,ie 

für die zwetiile En:twliCkll1.ID1gsdelmdle der Ve'r­
·etiill'too NClIbi'OIlieIllj ISliie 1S1JeIh:en. ,aruch m1it den 
Inbel1ess"en de,r 'he:imilsdlen Wiirbsmaft im Ein­
kl;ang. 

Der F.inanzaUisschuß hiat dli,e getgemtändliche 
Vodage lin iS:ei'llJeI Sitzulllg vom 21. März 1972 
in Verhandlung IgelnOllUllIlIeiIl rund einst!i!m.mig 
beischlossen, dem Hoiben. HalUls zu lempf.ethlen, 
kEÜJnen EinspruCh zu lerheben. 

AllS Eng,ebnliJs tsemer Be;I1CliUung 'sbellt der 
FlinalIlz'aUlSIsch'llß Isomit durch miCh den 
An t r .a 'g, der Bundeslliat wolle betSclrHeßen: 

Geg,en den OesetZletsbesclrluß dtes NationaIl­
rates vom 14. März 1912 ,heJtref:l.ientd teIin 
BUIßld:e'Slges'etz Ü!ber IdJiIe 'ZoUflielie oder zoll­
ermäßig-ue Bifilfiubr von Ihandwer'klUiCh IbeIlge­
s.tell t'en W,aI1en 2'JUT ;FörderunJg dler HoanidJe!ls­
be'21vehungen mi1 EntWlicklrunyslänidJem wird 
kein Bi;nspruch e:r!hoboo. 

Ich bI1ing·e. weiters den Bertimt des Finalllz­
allisschu.ss€ls übe:r den Geset~etShesmhlß des 
NabiÜ'na'll1at·eg vom 14. März 1972 :betreffiem1 
·ein Bundel&Qletsetz übelr dlve Gewährung von 
Vorzugtszölloo (PräfereIl'ZzoHtge'Sreltz) samt 
Anl'algoo. 

Durch den vorl:iiegetnld!etn GesetrelSlbelschluß 
des N amo;nahatels solllelinie präfertenZiieHe Sen­
kung ,der Zölle für WIaIl"etn ,alUlS Bn

'
twticklIUDJgIS­

läooeJm erfoLgen. DaduNh ISOltlelll tdJie Export­
e:r!öse dl1etse'I'Länder lerhöht und damit ithTe 
IDldUlslr,~alljJslierung igefÖIldJeirt Is,oWÜJe ;i:hr Wirt­
·sch!aifbswadllstum beschl,erunlilgt WleII1den. 

Das vOl1ge'Sebenle Pträ1iß!I1oo~scblema :ermög­
Licht dtite bevorzugte Zoltbelha!ll!dllulDJg hei 'etwa 
40 ProZient der Einfuhren la'U/S E'IlII:wIick'lunys­
lände\rn nach der derrei!1liglen Binfuh'Ils,t,ruktru:r. 
Delr 'gelschätztJe BinmJa!hmerurustiaJl von max,imla'l 
100 Mi·lI.ionen ScbJi.LllilIl'g W,iIld vOlflaIUlslSIichtldch 
durch Idliezu €'l1WaTuOOJdJe Steitgeru.1lIg des Ein­
fuhrvolumens aus den begünstigten Ländern 
rum T1elil kompenJSiert wel1dJen können. Die 
VereiilIlbarkeit ,des JgIE!!QlenstiLndhl,chJen GeisetzelS­
bescbl'U!Sls'etS mit den 'Bestimmwgen GelS GA TI 
tst durch 'etine AIUIS:nabmetgetntelhmigWlJg der 
Vlertrags-PEl'l1teven yewährlejJstet (BGB!. Nr. 6/ 
1972). 

Der Finanzausschuß hat dlie geg,enständliche 
Vorlage ,in seiner Sitzung vom 21. März 1912 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Haus zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Al.s Ergebnis seiner Beratung stellt oder 
Finanzaussdruß somit durdr mich oden 
A n t rag, der Bundesrat wolle bescbliießen: 

Gegen den Gesetzesbe'Schluß des National­
rates vom 14. März 1972 betlieffend lein 
Bundesgesetz über di'e Gewährung von Vor­
zugszöllen (Präferenzzollgesetz) samt Anlagen 
wird kein Einspruch erhoben. 
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Vorsitzender: Danke, Herr Benichterstatter. 

Wir gehen nunmehr in die Debatte ein, 
die über di\e zusammengezog,enen Punkte 
unter einem abgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Dr. Heger. Ich erterile dieses. 

Bundesrat Dr. Heger (OVP): Herr Vor­
si tzender! He!fI BundrestmiilllilS'ber! Meline ,sehr 
,geehrlen Damen und Herren! An ISlichist dalS 

Gesetz übeT die SmaffiImg von ~räf.erePßzzoll­
sätzelIl für bestimmte LälnJdoer; 1eti!Ille Isehr 
trockene Matoe'l"lie. W'enn ich. II1Iich. trotzdem 
zum Wort 'gemeldet haibe, ISO ,aus dem etinen 
Grund: um eine he'stimmte 1n.roI1ffi'aitJi1on ,ge'I1ade 
im Zusammeooang mit dalelSem Getse:tz be1tI1ef­
felJlld dille ArbeU mH den EntwlicklW1lgs1änd'ern 
Me,r dem Hahen Forum 'OOIDaJl11lltzugeben. 

Es ,i'st aoHein schon ,i,nt'6res1s:ant, wenn. S1ile 
aus dem Gesetz he,raus dJiej1enigen Länder 
a:nJsehelll, welc:he lim RI(l'hmen dwesels Geset:zrels 
Be'günisbigrtmyen h!afbetn :soJJen. Ich dan 'Slie 
wliie fOlllg€lllid IlmelIl. vorführen: Von dlOO. 
,ame'I1.ikaiJlli!schen St.aiaoon sirul laUe St'a!aten m1i't 
A'U!mahme von Kian1ada !Und den USA Ent­
widduiJllgsländer. Was dien ,afll1itk'aniiScben Kon­
tilllent betrdfft, so Isillld Dcme':zrU ,aUe Sta!atelll 

stüben, sondern wir IgLaU'ben, daß dlie 'rechte 
Entwicklung jooe list, Iden Enil:iwUddulßIQISiländem 
Z'U 'heUen, 'ihfle WIi:r:1Jsmaft neu zru -o:rgtalIllir­
iS'ie,r,en, zu belieben, sodaß 'SIi'e selbst 'imstande 
sind, mit runs und mit laiB dien la!IlIdJel1eIl Ländlern 
dCl'IllIl Handel zu betreilben., ihre ieligene WiIIi­
schaft also 'exportfähiig 'Zu machJen. 

Meine Damen 'Und Herfi€1Il1 Dad dch ,J,hnien 

nur zwei Zalhtlen nl€lIHlJelIl. Der qesamte AIUß~ 
halIlJdJel !im Jahre 1911, den Os1le:rrelich mit 
laUen. StCllate:n betni1eben hat, W'Cl'r, WalS Ime 
Einfuhr :betrifft, 104 Milllita!llden uOO letldch.es, 
und WalS dde Ausfuhr hetr.ifft, 18, foalst 19 Mil­
liarden. Es gingen - und das ist das 1nter­
elS:Slaillt,e - 14,2 p([\07JelIl't unJserelf gesiamten 
Arulsfuhr - das 'Sind Za1hlen, dJi1e der S:t>aJtirstliik 
1911 entnommen ·sm; les kö.nJne:n hWer kille1iIlJe 
FeihlelfqueUen dlflimJIen 111€1g1en, und ZW!dir des­
Wlegern, weH S1laJal1Jen, Ime nlur ie,inelll fbelschei­
dreIlien, laiber doch meilSt !in dJii€Mi!II~iloni€n 

.g,ehenden A'U!sf'tdlr- oder BinfulhT,bettrlaJg auf­
weisen, in der Statistik mit 0,0 drinnen sind; 
es ,sind al,so meiine Wer1Je, dJiie lieh jetzt angebe, 
nur dlClmit lsich mchrt j'€\IIllalIl!d darnn. lan die 
Ziffern festklammert, es sind Näherungs­
werte - in diese Entwicklungsländer; bei der 
Einfuhr sind es 8,6 Prozent. . 

Entwicklungshilfestaaten, mit Ausnahme der Was ist nun das Ziel? Das Ziel dieses Prä­
Bundesrepublik Südafrika und Rhodesien. I ferenzzollgesetzes, Vorzugszollgesetzes, soll 
WalS d~'e 'aisi,al:li!scbten Stl(ijart:en betrifft, ge!hö,ren sem, daß wir ehen dlieSienEntwJick:lrtmglSiländern. 
mit AUisnahme deT Volk.sr,epUlbHk Chlilllia und die AUISfuhr iIliach OstJerI1eich €Il"llelidlltlem, IdJamit 
-J.apa~ ehenf,a:~!s 'allte ,ameren Läll1J~e~_ :~ 'den sie auf unserem Markt möglichst wettbewerbs­
~n1wlcklrunJgsla,ndern. Von Eruropa ~Sllnd lUir unIS fähig mit anderen Ländern werden, da ja 
mtelI1elSISante St~aJt.en dao~un~r, dlUe leb~fanlS limmerhdn lin den EnrtwickJIlU!figslänJdiern trotz 
z,: I~,en Entwlck:luDJ.~~lIUela,nJdem. gehoren, 'b1i1~iger A!rbeitskräftJe" selhr hdhe Ge!SItebJlmgs­
namilich z. B. RUIlTIa'Illlien,BrU!lga['ilen, JUigO- kostien vOMian;den sind und wUlr hile,r 'eben 
slawtien, oder spandISche Sta!at, eitldche, \(l)ndere beUen WOHleiIli auf breitJer BaiSlilS Eim- und Au!S­
Kleilßlsbalaten .auch noch, mit Idlenen wir immer- fuhr zu beltreliben. 
hin einen sehr interessanten Handel treiben. 

Aber wie ,seblaut es IlJUn wdir'ldich ,aiUJS rodt 
dielSieu Ländlern? Die F'IlClIge, die 'lIJIlIS von. sed1len 
der Wlifi\:tschaft .oei Idler Entwlick:lUllllg dr€lS 
Geset71els ~beschäf.bigt Ib!at, wrar, ,ob nicht ielinlige 
Sta'arten diarun tel! ISlind, die um lin Kürze lauf 
Grund der Entw:icldu:nJg dm enlQ1€l11len Land über­
flügeln :könnten, !S'OIdaß Wli1r Isines TlaJgIes zu den 
EIl!tWoicklulIl!g\Slänldem, dile '€linie Hme bl1aruchioo, 
Ig'ehörenl Den.noch hahen wir dile Möglichkeit 
'9'e~unden, lin Idiesem Ge!Sleltz leline,b:r:eliJte BasilS 
der EntWiicklull'gsh'ilfe zu iscbJafien. 

Ich Idarf Sioe erinll1J€Tll, idaß .ich vor !einiger 
ZeH in bezug auf Idile HIlltwti.ckluIlJQshHfe' vor 
IlIIlIEm igelSprocben blahe, ~liDJd Wletml heute noch 
eineEIIgänzung dazukommt, ISO Isind :da!S Er­
faJhrulIlJg,en, dri!e wir lauch !in 1!letzte'r Zeit :ge­
Isammelt ihaben. WÜ ISlilIld lIlämlich, glaube lich, 
derrichtiJg,en Meinung, daß ;eIS ketin:en SinlIl 
hiat, Wlenn wi'r mit Geldmitteln oder milt 
Schul'en oder ,auf 'i!Q1€Il1JdIe'ilDie ,alß!d'ere Welvse 
die 'Sogenann11€1Il EIl!tw.ickluiIlJQ1sländer unter-

Es ~st leiine albe TartiSache ;auf dem W:iT,t­
,schlaftsgrelbi:e't, da,ßein Land, dalS lexportJie:ren 
will, auch IimportieI1en muß. Um dielSeIl Prozeß 
zu IbeschLeIUDJig'elIl, wull'de idIilelses Gesetz ge ... 
·schlaffen. 

Ich darf noch anführen, daß wir hier weiter­
gegangen sind als einige unserer Nachbar­
staaten und daß wir in dem Gesetz noch 
€linie KllalUtS:e'lelill1lgeball't lbia:ben, IdJile 'elS lemnög-
1iich,t,unrter Umständtern eU.1IlI€IIl Arust.aruJsch vor­
zunehmen, andere Länder auf die Liste der 
EntwlicklOOJgslälnder zu ISefl:Zlen, mi1 denen w:ir 
,ein P.räfieI1enz,abkomml€lll baben, U!Ild landere 
'm lstrelichen. Es ilSrt laliso ein Isehr flexJi:bles 
Gelsetz. 

WIÜ haben laber aJudJ. von IdIe·r WiirtscbJaf:t 
Bremsen eingesetzt insofern, als dann, wenn 
,inlänlCld:scbe - laucharußiell1Jpo~iJtiiJsc1re, VOI" ,aUem 
labe,r wUl"bsch,aftlJiche - Inte'IleJS/sen .gefährdet 
wel1den, 'elS ohne we11leres mögl.lch wst, dielse 
Vorzugszölle wieder aufzuheben. Wir haben 
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Dr. Heger 
UniS lin dÖ'esem Zusammelll!hang Ii!l1JSlbesollldtere 
auch bemüht, ,beim Entw.icklunqsl,cmd Hong­
kO!Ilig, d16lS ebantiaUs mit PräMenzzöUen von 
U!llIS 'a'UlS belhantdelt wJIDd, ,geWIilSlse Waren aUiS­

zUJIlehmen, wie z. B. Ttex1Jillielll,Bekleidrl,mg 
ulllid Schl'UJhe, damit ruimt hier dte'r ö:stleHlelich~­
iSchen W,irIJsmafit IgrößeIle Schäden 'zUigefügt 
werden. 

Ich 9,I,a'l1be, medne ,sehr \geehr,ten Dametn 
ulIl!d HefIlen, da,ß es l1ilCh'big walf, dielS1eiS Gesetz 
gerade jetzt zu schaffen, um wd,rklich, w.ie es 
richttiJg lalUch 'ilnJrema1JiQlI1'aJllerk'aJImt wurde, ,aruch 
im Rahmen tdJe'f UNCTAD, dJile ZUS'aIIIlJllIOO­
arbedt mit diesen LäInldern zu v,ersitärkJen, ti'hnlffil 
a'ber mlIi'cht1JS zu smenk€\ll. Wlirr ,gliaru.ben, daß 
es das richtigste ist, wenn wir ihnen die Mög­
lJidl'kelirten gelben, 'sich wh1lscbaftllichzu e'IlJt­
wick'eln, einen 9'llten Au~ß.etllhJaJndJel ,aruf7JU­
bal'UJen, m'1J.lltliJ:atJelf,aJ! mit iaUten St,alatJen 'in ein 
beSSle'I'elS und 'elin gIÖßlel1elS Wii!f'tJscbaftskouzept 
h:ilD.teliInzrugel'aDJgen, la,1s es blilSh!err dJer Fa:J.l war. 

Wlir glalUhen damit mchrt nrulr der öst1er­
reidlli.schretn Wirtschaft rauf de:r ExpoMiselite 'zu 
dii'elIlen, ISOIlidelm lauch Iaru.f der ,alßldeDen Seite 
den EIlltW1ick1!lln1gls'1älIlldtetm 'inDelll leigenen Auf­
baru foroielrelll zu heUelll. DaJS naHJe ,ich für 
richtig, und lam 1d!i1€5lem Gru'llldl :iISt telS ISlichter 
richtig, aals Präfie~ernzzotll'9te1sretz 11ubelschlioe.ßen. 
Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 
(Allgemeiner Beifall.) 

11. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
14. März 1972 betreffend eine Vereinbarung 
über die Durchführung einer europäisdlen 
Aktion auf dem Gebiet des Umweltschutzes 
zum Thema "Forscbungsarbeiten über das 
physikalisdl-chemiscb.e Verhalten von 
Scb.wefeldioxyd in der Atmosphäre" samt 

Anhang (709 der Beilagen) 
Vorsitzender: Wir gelangen nun zu den 

Punkten 9, 10 und 11 d'€r Tagesordnung, über 
die eingangs gleichfalls besChlossen wurde, 
die Debatte unter einem 'abzuführen. 

Es sind dies: 
Beschlüsse des Nationalrates vom 14. März 

1912 betreffend eine 
Vereinbarung zur Durchführung1einer euro­

päischen konzerti'erten Aktion auf dem Gebiet 
der Metallur'gi,e zum Thema "Werkstofie für 
Gasturbinen" samt Anhang, eine 

Vereinbarung über die Durchführung einer 
europäischen konz,ertierten Aktion auf d.em 
Gebi,et der Metallurgi,e zum Thema "Werk­
stoffe für Meerwasserentsalzungsanlagen" 
samt Anhang und ,e,iue 

Vereinbarung über die Durchführung einer 
europäoi'schen Aktion auf dem Gebi:et des 
Umweltschutzes zum Thema "For,schungs­
arbeiten über das physikalisch-chemi'sche Ver­
halten von Schw.efeldtioxyd in der 
Atmosphäre" samt Anhang. 

Vorsitzender: Ich begrüße den im Hause Ber.ichterstatter über alle drei Punkte ist 
erschienenen Herrn Bundesminister für Justiz Herr Dr. Pitschmann. Ich bitte um di'e Bericht-
Dr. Broda. (Allgemeiner Beifall.) erstattung. 

Zum Wort hat :sich !IlJiIemanrd mehrgemte,ldet. 
DLe Debatte list geschloss'en. 

Wi.rd vom HeII'm Bel1ichtlensltJaUer 1el.i.1Il 

Schlußwort gewünschrt? - Es list diles nli,cht1: 
de'I Fall. 

Berichterstatter DDr. PUschmann: Bei den 
drei vorliegenden Beschlüssen, die vorn 
Nationalrat am 14. März einstimmig ver.ab­
schiedet wurden, handelt ,es sich um gesetzes­
ändernde Staatsverträge. Ich darf das Gemein­
same für alle drei vorwegnehmen. 

Die Abstdmmunrg über dJi'e Ibeiden G~setzelS- Die Mit,gliedstaaten der EWG und der 
OOscblÜlSISe ,erfoLgt Ige1Teml:t. EFT A haben unter Heranzi'ehung von euro-

Bei der getrennt durchgeführten A b s t i m- päischen Drittländern auf wli:ssenschaftlich­
m u n g beschließt der Bundesrat, gegen die technischem Gebiet eine vl'eitgehende Zu­
beiden Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates sammenarbeit auf sieben Sachgebieten be­
k ein e n Ein s p r u c h zu erheben. schlossen. Es handelt sich hi'er wirklich um 

9. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
14. März 1972 betreffend eine Vereinbarung 
zur Durdlführung einer europäischen konzer­
tierten Aktion auf dem Gebiet der Metallurgie 
zum Thema .. Werkstoffe für Gasturbinen" 

samt Anhang (707 der Beilagen) 

10. Punkt: Besdlluß des Nationalrates vom 
14. März 1972 betreffend eine Vereinbarung 
über die Durdlführung einer europäisdlen 
konzertierten Aktion auf dem Gebiet der 
Metallurgie zum Thema .. Werkstoffe für 
MeerwasserentsalzungsanlagenU samt Anhang 

(708 der Beilagen) 

eine mustergültige Aktion rinbereuropäioScher 
Integration. Dies 'erfolgte mit der Zielsetzung, 
den technischen Vorsprung großer Industrie­
staaten auf den zu erwähnenden Sektoren 
einzuholen. 

Das soll durch eine intef1europälsche 
Arbeitsteilung mit der konkr,eten Zi1elsetzung: 
Verwirklichung industfli.ell-technischer Vor­
haben, eneicht wef1den. Wichtig dabei ist, 
daß die Erkenntnisse dieser Ausschüsse, dieser 
großen Forschungsgremien allen MitgH'€d­
staaten, allen EWG- und EFTA-Staaten und 
auch allen Drittländern zugute kommen und 

&daß dabei auch eine gemeinsam vereinbarte 
JFinanzierung vorgesehen ist. 
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DDr. Pitsdunann 
Osterreich hat die hohe Auszeichnung, in 

zwei Fachgebieten mitzuWlirken, in der 
Metallurgi'e und im Umweltschutz, in der 
Metallurgie auf zwei spezielLen Sachgebi'eten. 

Sach- oder Spezialgebi'et ,eins ist die Erfor­
sdmng besserer WerkJstoffe zur Erzeugung 
von Gasturbinen, zur Erzeugung von Flug­
zeug- und Schiffsmotoren. Hier ist ein drei­
jähriger Arbeitsrhythmus vorgesehen. Die 
neun daran beteiligten Staaten müssen einen 
Betrag von 2,49 Millionen Rechnungseinheiten 
leisten. In der EWG ist eine Rechnungseinheit 
24,75 S. Das ergibt insgesamt rund 60 Mil­
lionen Schilling. Osterreich hat sich mit 
100.000 EWG-Redmungseinbeiten zu betei­
ligen, das heißt mit 2,415.000 S. 

60 Prozent davon trägt die öffentliche 
Hand, und zwar über den Forschungs­
förderungsfonds der gewerb1Jicben Wirtschaft, 
der vom Staat entsprechende Mittel bekommt, 
und 40 Prozent der Mittel bringen die daran 
interessierten Industr.ioen auf. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegen­
he:iten und wirtschafHiciLe Integration hat sich 
vorgestern mit di~eser Materi'e befaßt und mich 
ermächtigt, Ihnen zu lemp~ehlen,dIi'es.e Regie­
rungsvorlag,e anzunehmen bzw. unbe,ein­
sprucht zu lassen. 

Im zweiten Fall handelt es sich um die 
Erforschung verbesserter Werkstoffe oder 
billigerer Verfahren zur Entsalzung von Meer­
wasser. Wenn wir die Zeitungsberlidlte ver­
folgen, steHen wir fest, daß sowohl reines, 
gutes Wasser als auch r,eine Luft immer mehr 
Mangelware wird. 

Auch hier ein Dreijahresprogramm. Oster­
r·eich beteiligt sich mit 1,98 MH1ionen Schil­
ling. 

Vorsitzender: Dankeschön. 

Wir 'g,ehen nunmehr ~n die Debatte ein, die 
über di'e zusammengezogenen Punkte unter 
einem abg·eführt wird. 

Zum Wort g,emeldet hat sich Herr Bundesrat 
DoZ'ent Dr. Gisel. Ich ·erteile 'ihm dieses. 

Bundesrat Dr. Gisel (SPU): Herr Vor­
sitzenderl HeIIT MintilSwrl Hdbes HartliSl Ich 
mömlle mich mit !der MateI1ie, rddie: unter dem 
T'a!geiSordnull'g,spunkrt 11 vorld'eg:t, beschäftJi,geIl. 

Vor wenilgem Talgen !Jl-at IderGrazer Kiinriker 
Pro~elssor Zechln!er telinte· MilttteH!llnJg gemacht, 
.in deren K!em ml 'eIlseIben. lilst, daß ISIich dmrer­
hallb der letzten 20 J'ahtre laflllS dem Einrurgls­
gebli'et is·einer KllinJiik dlile nalhil lderjenligen 
P,arf:li,enlen, diemlit ,eilIl!em Keblikopfibebs enn­
ge-Liefert wero.en, aJUf das NelUl.llf,adre lerhÖlbt 
bat. Unter den Ul'ISa:melIl, dde er für IdrlJeses 
AlßJsbeigen ve'IöCl!ntworrtl!ich macht, gitbt elr auch 
dJile Luftv:erunreiDjigu'lll9 dn dem ·RaiUlßl ·an, aus 
dem diIeIse Pa'bilern:ten Istammen. 

Eine deI1arti'ge Mi tteil1'lIDg atHeiin liJst . schon 
iein ,sehr uIllteIlstütreru:les MOllirv, daß der 
B1.I!I1Jd:esmt heute ,der vorlliegteniden Mtate'flie 
seli.ne Zu.stimmung ,gibt. 

Es handeH ISlich bei dJiJese·r VietI1ednbalIlUlJlg, 
di'e heute be!scbloSlSle!D. wenden soll, !UI1Il elilnJe 
intJernattio!lllClil'e A:bspra'cbJe. Nationale Plro­
yramme soUen kooDdinJiert welflden, damit me 
Daten, dile eralTbeHlet w€rldlen, mittelilllJaoder ver­
gl:elichba-r SlilßJd. DaJhe,r müssen lauch dIie 
Mebhode'lllabg.estimmt weI1dJein. 

So weDden wJT W1ilSISeIlJscb.afUiche UnteDliaJgen 
erhal}ten, die lets uns le'I1IIlÖlgldcbJetn, zu beJstlilIlllIIl­
t'en Z'eiten ,auch !selht eli!IllSdmetidetnlde Maß­
nahmen zu :treffoo. Auch tdes'hailb habe ii .. ch 
mich zu Wort ,gemeldet. 

Der Ausschuß für auswärUge Ang'elegen-
heiten und wirtschaftliche Integr.ation ermäch- Bin großer Tedl de;r BnJeIrgile, dlie miT ver­
tigte mich auch hier, zuempfehJ.en, ddesen bpaumen, stammt :alUJS 'Matbe,IÜJe, dIiie Wlir 'alUlS 
Beschluß unbeeinsprucht zu lassen. Urzeiten ere'fht haben. Dde Tedmliker spredllen 

von foolSlillen iBrennlstoflien. 
Dile dritte Materi:e befaßt sich mit dem 

Umweltschutz: Luftl'einhaltung durch Ent­
schwef.elung von Abgasen. Hi,er sollen die 
phys'ikalisch-chemi,schen Eigenschaften oder 
das Verhalten physikalisch-chemischer Art 
von Schwefeldioxyd in der Atmosphäre er­
forscht werden. Hier ist wegen der Gewichtig­
keit der Materie sogar ein Vierjahr,es-ArbeHs­
programm vorgesehen. Osterreich beteiligt 
sich mit rund 1 Million Schilling. Die 'globalen 
Dimensionen des Umweltproblems machen 
auch hi'er eine internationale ZusammenarbeH 
unumgänglich notwendig. 

Der Ausschuß für auswärtige Angeleg,en­
heiten und wirtschaftliche Integration ermäch­
tigte mich, Ihnen zu 'empfehlen, diesen Be­
sdlluß unbeeinsprucht zu lass·en. 

Glei1chgülti.!g, db mIT KioMe oder iErdöl, Erd­
,g·alS od'er Benzin verfJeuJem, immletr entstehen 
Nebenprodukte, IDa!llchleslichtbar iUilld manche 
ulDJsdchtbar. Unter den 'UIIlJSichtba:ren !Spielt das 
Sdlwe~eldioxyd 'e1ine Igroße RoHe. 

In OsteIiI'etich produZlieren. Wlir bei der Ver­
feuerung :in Ioo!Usbr1i'eian1aJgen, Iim GelW1e-rlbe'r 
11m HaUlsbranld und ,in dien Vielfl~lethllsmJittieillll 

derzeit ,im JlaJhr schion weit über 400.000 Ton­
nen dieses GaJses. Im J'ahll'le 1969 WlCliIlelIl leIS 

noch 319.000 Toon1ffil. W'enn ,aHe dJile AnllilJgte!Il, 
,die jletzt proj1ekttilert werden, !im Jlalhre 1915 
:in Betvi'ebgeh'en, daruI - dalS haben Idlile 
Tedmiklffi berel'tiS be!J1echnelt - ,ilSt dIe-! AUls­
stoß an Schw.efelddoxyd ;in OsterI1e1i.ch lauf 
481.000 Tonrnen ~u v€lfla[llschliagten. 
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Von ,dieLS'e'r geWlB!loogen BeI,a!St'U'IlJg um-erer 
Atmosphäre entfallen WliledeT, IgeslaJmtö,stJer­
,reichJi.sch Igesehen - Iaru:lJeriS wäre dlie Zu­
sammen>setzung in den Städten -, 75 ProZIelIl;t 
aruf Gewerbebetriebe, lauf dtie' InJdJUlstrJ.'e und 
auf die Kraftwerke, 20 Pro~ent lall1lf den HaJUIS­
b!1Cl[)Jd: und die-r Rest ·a1uf die Ve'rkehl"!Smlittel, 
wobei. kh '(i!llemlll9's qllaube, dlaß man die 
Schwef,eldioxydprodukbion ,dler Flugre!ll'!JE!', Idlie 
-an der Emission rdi'e:s'etS GalSieIS welimgelb.enld 
mtiltJbe1:ieliLigt lsind, nicbt beIfÜCklsichitilgt hiat. Diels 
'ESt dlile Situa1iO!ll bei UIllIS. 

Nun ha>ben di'e Lufthy,gienliik!e'l", idJie Medi­
z-iner unddle Biologen iSOg'enamlte Tolernnz­
größen berechnet, das heißt, es wird ein Index, 
eine Riichtz-ahl ,aufge:staUt, dli1e beiSlalgen soU, 
1d!a:ß Werte untier Idli'etSler RJichrt:mhl für delll 
MenlSrnen run>bedeill!klkh ISlilIlld. 

Jooe Isolc.bie Richtza!h!la!~ dlst Iselbst iIllitht 
g,anz :einwa'llldfre'i. Sie Igelht VOIll delf Tatsache 
am, daß 'elm ge'SIUD.des IndlivlidlUum diese Bei­
ffiiilschung in der AtJmOlsphäre ohiIl!e Schiaden 
ertragen kann. Nicht iberücklsdchtligt s~'Illd 
,a.rnderen SteUen nach dde, ETlSchWlemiJSl5e', dlie 
odals KI'einkind hat, 'linId iClii,e EI1s,chwe1mvsse" dlile 
drer lilll >SelÜl;en AtemWlef91en !beI"edJts Ig-eschäldlilgte 
Mensch hat. Aboc die IJuftihyglielDJikleif ,smd 
nicht Phallltastelll, IsOll1ldJem Realisten !Und 
WtiJslsen 'gena'1l, daß man Ök01D:oIIlli!Sche Ve-r­
häl-tniisse belfück!sich!tiJgen muß und nacht olme 
wetiteres vern'achläJssi,gen kann. 

W1ir hör.en, wenn wir llIlmMaßiIl!ahmelIl elf­
sinnen wollen, dile Iden Ausstoß von Schweficl­
dioxyd vermim:l:em, <LaIS ,selhr -aitJemreirend IÜst 
und das überhaupt Oberflächelll 'aJIlJgretift, ,auch 
von Ba'1l00n ulTIld t'echIlJiJSchen AnliaJg,en, daß 
Jegltich,er Versuch, odi,etSleiS SchWlef.eld~oxyd zu 
unterdruck!en, .große ~ostlen V'eruIlS'acht. Die 
UIliternehmungen sagen, :würden Istile verhta!lten 
Isein, Mefür VOITsorge zu tI1effen, daiIl!n ent-
!stJe:hen 'so holhe Kosten, daßrdalS U:rutJemlelhmen 
nicht mehr konkur:renzfähfug ist. 

Nun 'Sol-l nadl melSielf V,eI1edniba1fll1lI1!!J elin seihlf 
wesentliche'r Schri11 Igegen d!ilesle A,rgumeill­
ta>tion gemacht werdJen.Mior Iist zrum BeIi!Spiell 

Ich bin nicht so sehr optimistisch deshalb, 
weil die Warnungen, die Gesundheit wäre 
bedroht, hier zu einem ,Ergebnis führen wer­
den, sondern weil wirtschaftliche Erwägungen 
mit viel größerer Penetranz wirksam werden. 
Solches SChwefeldioxyd in der Atmosphäre 
wirkt sich lokal und regionär aus, aber auch 
international. 

Ich habe vorgestern am Abend einen Vor· 
trag gehalten über die Beeinträchtigung der 
Gesundheit aus Motiven heraus, . die klar auf 
der Hand liegen. Nach diesem Vortrag meldete 
sich in der Diskussion ein Berufsgärtner aus 
Wien zu Wort, der in einer uns alle äußerst 
bewegenden Weise geschildert hat, was er 
vor wenigen Tagen erlebt hat: Er war mit 
einer Gruppe von Berufsgärtnern in der 
grünen Steiermark, um einen Weißtannenforst 
zu besuchen, der - man möChte fast sagen -
hochberühmt ist. Und nun hat dieser Mann in 
seiner einfaChen Weise erzählt, wie durch die 
atmosphärische Verschrnutzung dieser Weiß­
tannenforst in einer Art und Weise geschädigt 
ist, daß es natürlich den Berufsgärtner und den 
Forstmann tief berührt, und wir waren alle 
in dieser Versammlung von diesen Worten 
überaus beeindruckt. 

International hat das ja Doch eine viel 
größere Bedeutung: Die skandinavischen 
Forstverwaltungen haben nachgewiesen, daß 
durCh das Schwefeldioxyd, das sich über den 
südschwedischen Wäldern ausbreitet, der 
Forstertrag zwisChen 16 und 20 Prozent zu­
rückgegangen ist. Die schwedischen und nor­
wegischen Wissenschaftler haben nachgewie­
sen, daß dieses Schwefeldioxyd nicht aus den 
nationalen Industrien herstammt, sondern aus 
den Industriegebieten Großbritanniens, West­
und Ostdeutschlands und Polens nach Süd-
skandinavien herüberreicht. Wieder sehen wir 
also, daß eine internationale Belastung fest­
gestellt ist, die siCherlich mit dazu beiträgt, 
daß man versucht, internationale Abkommen 
und Ubereinstimmungen zu erreichen. 

bekannt, daß eilll FOrisch'linlQls-tleam lin dem Wenn wir heute dieser Vereinbarung zu­
,großen FOIlschrufiigs~entrum P,a'lo AHo :in stimmen werden, dann muß uns aber auch 
1(ja>1ifiOrnlien mi:t verhä'ltndlsmäßdIQ Ig,erlingen klar sein, daß wir mit der Gesetzwerdung 
Mitteln e'in Voedahren 18fIlSOlllllen h,at, rum d1aJS dieser Vereinbarung eine große Verantwor­
Schwef-eldlioxyd, d1aJS lin IdWe Abwässer IQe'llan>gt tung auf uns nehmen, denn liegen die ent­
iJst, laus dli/esen AbwäSlSielI'lll he'I1al\llszu:bekommen sprechenden Daten vor, werden von der be­
und -alUJS 'ooesem Schwre'f.eldlioxyld SchW1efel~säulfie hördliChen Seite her in Krisenfällen Maß­
zu erzeugen. Der Pl1ei1s, dren iffiIa!Il für d~else nahmen gesetzt werden können, denen sich 
Schwef,el:säure eflhält, deckt IlJicht nUT die Pro- der Betreffende und Betroffene nicht entziehen 
dUik~ionskosten und 'we AbwasSIe'Iislalll'Lerung, kann. Dies wird so weit gehen, daß in einem 
sondern darüber bJinla'lls be:redt1:is dli,e Amortd- belasteten Gebiet eine Industrieansiedlung 
s-atJion der ,en1JspIlemooden AmJ.ICligen. Wir nicht gestattet werden kann, das wird so weit 
müssen ,abso h:ie'r den Mut haJben ulJld das gehen, daß eine Behörde im Krisenfall - ich 
BekenntIlii·s zur W'issenJS.chaft, dann. WeI1aen wir spreche hier von einer atmosphärischen 
mit dJi'elser Problematik weitgehend ferti'9 Krise-eine Betriebseinstellung wird verfügen 
Wierden kÖ1lIllen. I müssen oder eine Betriebseinschränkung an-
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Dr. Gisel 
ordnet oder die Verwendung eines anderen 
Energieträgers verlangen können wird. 

In diesem Bewußtsein wollen wir dieser 
Vereinbarung zustimmen. Es muß uns klar 
sein, daß unsere Bemühungen, den "Patienten 
Luft" wieder genesen zu machen, nicht nur ein 
Problem ist, sondern dies ist bereits eine 
Aufgabe, die der modernen Gesellschaft ge­
stellt ist. (Beifall bei 8PO und OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlos'Sen. 

Wird ein Schlußwort gewünscht? - Es ist 
dies nicht der Fall. 

Die Abstimmung über diese drei Beschlüsse 
erfolgt getrennt. 

Bei der getrennt durchgeführten A b s t i m­
m u n g beschließt der Bundesrat, gegen die 
drei Beschlüsse des Nationalrates k ein e n 
Ein s p r u eh zu erheben. 

12. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
15. März 1972 betreffend ein Internationales 
Ubereinkommen über die Beseitigung aller 
Formen rassischer Diskriminierung samt Er­
klärung der Republik Osterreich zu Artikel " 

des Obereinkommens (69'1 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
12. Punkt der Tagesordnung: Internationales 
Ubereinkommen über die Beseitigung aller 
Formen rassischer Diskriminierung samt Er­
klärung der Republik Osterreich zu Artikel 4 
des Uberinkommens. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Hermine 
Kubanek. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatterin Hermine Kubanek: Bericht 
des Ausschusses für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten über den Beschluß des Natio­
nalrates vom 15. März 1972 betreffend ein 
Internationales Ubereinkommen über die Be­
seitigung aller Formen rassischer Diskrimi­
nierung samt Erklärung der Republik Oster­
reich zu Artikel" des Ubereinkommens: 

Die Generalversammlung der Vereinten 
Nationen hat am 21. Dezember 1965 den Ent­
wurf des vorliegenden Ubereinkommens ein­
stimmig angenommen und zur weltweiten 
Unterzeichnung aufgelegt. Am 4. Jänner 1969 
ist das Ubereinkommen in Kraft getreten und 
gilt derzeit für über vierzig Staaten. 

Das Ubereinkommen ist das erste weltweite 
zwischenstaatliche Vertragswerk, das den 
Schutz der Einzelmenschen, aber auch be­
stimmter rassischer und ethnischer Gruppen 
gegen jede Art von rassischer Diskriminierung 
garantieren soll. 

Die Artikel 1, 2 und 14 enthalten Bestim­
mungen, durch die österreichisches Verfas­
sungsrecht ergänzt wird. 

Dem Abkommen ist eine interpretative Er­
klärung der Republik Osterreich zu Artikel 4 
angeschlossen. 

Der Nationalrat hat anläßlich der Genehmi­
gung des vorliegenden Ubereinkommens im 
Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Ver­
fassungsgesetz beschlossen, daß die Uber­
führung des Vertragswerkes in die innerstaat­
liche Rechtsordnung durch die Erlassung von 
besonderen Ge'Setzen zu erfolgen hat. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor­
lage in seiner Sitzung vom 21. März 1972 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Ausschuß für Verfassungs- und Rechtsange­
legenheiten somit durch mich den An t rag, 
der Bundesrat wolle b~schließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
15. März 1912 betreffend ein Internationales 
Ubereinkommen über die Beseitigung aller 
Formen rassischer Diskriminierung samt Er­
klärung der Republik Osterreich zu Artikel 4 
des Ubereinkommens wird kein Einspruch 
erhoben. 

Vorsitzender: Ich danke für die Bericht­
erstattung. 

Zum Wort hat sich Herr Bundesrat Hofmann­
Wellenhof gemeldet. Ich erteile dieses. 

Bundesrat Hofmann-Wellenhof (OVP): Herr 
Vorsitzender! Herr Bundesministerl Meine 
Damen und Herren I Internationales Uherein­
kommen über die Beseitigung aller Formen 
rassischer Diskriminierung --,- das ist wohl 
einer jener Tagesordnungspunkte, von denen 
man bei oberflächlichem Hinsehen sagt:· Dar­
über muß eigentlich nicht ,g,esprochen werden, 
das ist ja Iselbstver.ständlich, und wir alle 
werden dazu ja sagen undthm zustimmen. 

Außerdem hat man das Gefühl, daß ,es sich 
dabei vor allem um Kolonialvölker und um 
Kolonialmächte handelt, wobei ich bei den 
Kolonialmächten eine Zweiteilung vornehmen 
möchte, und zwar in solche, die 'es wirklich 
war,en und die sich ,zu dieser Vergangenheit 
bekennen, und in solche, die es jetz~ ,sind, 
aber behaupten, es nicht zu (sein oder nie ge..: 
wes'en 'zu sein. 

Wir gehören zu beiden Sorten nicht, und aus 
diesem Grunde könnte die Sache für un., 
eigentlich mehr oder weniger überflüssig sein. 
Aber ,g,ehen wir zurück. in die aUerjüng,ste 
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österreicbiscbe Vergangenheit. Wir halben es 
leider erleben müssen, daß auch bei diesem 
Stand der Duldsamkeit und der Bereitschaft, 
nimt zu diskrimini,eren, die Massen plötzlich 
außerordentlich leicht zu manipulieren sind 
und daß im Handumdrehen aus unserer schö­
nen Bundeshauptstadt eine Art olympischer 
Nebenkriegsschauplatz gemacht war. Es ist mir 
dabei besonders nahegegangen, daß der ür­
tümliche Sympathisant mit unserem amer1ka­
nischen olymp.ischen Widerpart -er hat nach­
her behauptet. er sei es irrtümlich ,gewes,en -
g,anz besonders unter der Sippenhaftung zu 
leiden hatte; es ist nur 'ein günstig,er Zufall, 
daß der Biertransport bereits völlig motorisiert 
ist, sonst hätten wahrscheinlich die Brauerei­
pferde stellvertretend für den Herrn über alle 
BrauereiTÖSser leiden müssen. Dies 1st, so 
meine ich. denn doch 'ein bedenkliches Zeichen. 

Wenn ich mich noch einmal mit dem ameri­
kanischen Widerpart beschäfUg,en darf, so darf 
ich sagen: Si'e wissen, daß diese Kampa'gne 
gleich zwanglos dazu benützt wurde.ge,gen 
das Alter imaHg,emeineneine ,gewisse Ani­
mosität zu schaffen - in einer Ära ,eines 
kommerziell bis auf die Spitze g,etriebenen 
Jugendkrultes ,bei Gott nicht notwendig! Aber 
es war so eine Stimmung im Volke verbreitet: 
Wenn schon einer 84 Jahre alt ist, dann sollte 
'er wenigstens still seinl - Eine Ansicht, der 
man auch nicht gerne lZustimmen möcht,e. 

Glücklicherweise ,ga:b ,aber jener Herr im 
fernen Amerika oder damals in Japan keinen 
Vorwand zur ,rassischen Diskriminierung. Ich 
glaube, ich muß meine Phantasie nicht be,son­
ders bemühen, um Ihnen zu ,sagen, daß in 
diesem Fall von Schwechat bis ,zum BaUhaus­
platz. ganz gleichgültig, wer dort auf der 
Straße oder ·auf Dächern stand oder auf den 
Bäumen saß. immer wi'eder ,auch ,ein solcher 
Ton zum Klingen gekommen wäre; eine häß­
liche Begleitmusik. 

Wie leicht eine ,solche MasseDipsychose der 
Vernullift entgleitet, das wl,ssen Sie. Denken 
wir ein paar Jahre zurück,al's die Hauarbeiter 
Olahi.hr,e Sympathie beweisen wollten. Es war 
durchaus nicht programmiert,aber auf einmal 
hatte diese Kundgebung rassi'stiscnen Charak­
ter, und der Ruf "Czernetz nach Czernowitz" 
war ver.gleidlslweis·e noch der ,geistr,eichste und 
liebenswürdigste. 

Das müssen wir feststeHen, und w.ir wissen 
ja auch, daß die Wissenschaft gerade in den 
l'etzten Jahren immer wieder darauf hinweist, 
daß Aggressivität ein dem Menschen einge­
borener Trieb ,ist. Es handelt ,sich dabei offen­
bar um eine schlummernde, um eine latente 
Aggressivität. Um so weniger angez,eigt 
erscheint es mir, daß etwa in diesem Falle die 

Massenmedien nicht den Schlummer der 
Aggressivität förderten, sondern im Gegenteil 
durch ihr,e Mittel die ,Massenhysterie zu stei­
.gern v·erstanden. 

Wir müssen also darnach trachten, diesen 
Aggressionstrieb unter Kontrolle zu halten, 
wobei ich mir bewußt bin. daß "Kontrolle" 
ein Wort ist, das in einer Zeit, die den A;bbau 
Jeder Autorität ,Ms in die Kinder,gärten hinein 
als fortschrittlich, als progressiv empfindet, 
nur mit ,einiger Uberwindung aussprechbar ist. 

Aber noch ,etw,as ·bei dieser Gele.genheit. 
Wir woHen ,gern "mea culpa" sagen, aber ich 
sage ausdrücklich: Wir! Man klopf,e sich mit 
dem eigenen Finger an die ,eigene Brust. Wenn 
das irgendwelche Nachbarschaften tun, daß sie 
mit ihrem Fing'er ,an unser,e Bmst klopfen­
wollen, dann hätten wir das nicht 'g,erne. und 
es sieht auch zu ,sehr nach Pharisäismus aus. 
Di,e fremden Umerzieher ,sind ,gern pharisäer­
haft, aber sie mögen diese Gewissensperkus­
sion bei sich selbst vornehmen. Erbsünde ist 
für dengläubi'gen M'enschen nur als göttliche 
Institution 'erträglich. Eine von Menschen 
außerhalb unserer Gemeinschaft uns dekr,e­
tierte Kollektiv'erhschuld ist eine Diskrimini,e­
rung, die kein Volk für seine Kinder ,akzep­
Uerenkann. 

In der Einleitung zu diesem Uber,einkommen 
heißt es: "In der Uberzeugung, daß jed,e Lehre 
von einer auf Rassenunterschiede gegründeten 
Uberle,genheit wissenschaftlich falsch ist ... " 
Ich bin kein Mann der Wissenschaft, ,aber idl 
,glaube doch. daß das eine kühne Formulierung 
ist, da es Eini,gk,eit ,in der Wiss'enscbaft der 
Welt ja nicht 'einmal ,in der Weis·e gibt, daß 
alle sagten, es ist etwas falsch! 

Außerdem würde ja ·eine solche These dem 
im Artikel 5 festgele'gten &echt auf Meinungs­
fr.eiheit rund fr ei,e Meinungsäußerung ein 
weni'g entgegenstehen. 

Damit komme ich zu den Erläuterungen. 
Hier wird zitiert. daß im Entwurf des neuen 
Straf.gesetzbuches auch 'ein "Verhetzungspara­
,graph" enthalten se,in soll. Die Ziffer 2 di,eses 
Paragraphen lautet: "Wer ... Gedankengut 
verbreitet, das sich auf die Vorstellung von 
der Uberlegenheit einer Rasse oder auf 
Rassenhaß .grundet, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu einem Jahr bestraft." Nun halte ich die 
Geg'enüber,stellung von Gedook,engut und 
Freiheitsstrafe doch nicht für sehr glücklich 
g,ewähltj hitte, es ist ja noch ,ein Entwurf. Wir 
wissen, daß auch das übelste Gedankengut 
,schließlich nicht durch Fr,eiheitsstra·fen be­
kämpft werden kann, sondern immer nur durch 
ein bess'eres Gedankengut. 

Auch die Gleichsetzung der Vorstellung von 
der Uberl-egenheiteiner Rasse und Rass·enhaß 
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ist, -glaube ich, nicht ganz durchdacht formu­
Hert. Bei aller Besdleidenheit möchte ich 
dennoch sag,en: Wenn man schließlich zu 
Jahren gekommen ist, dann kann es doch hin 
und wieder geschehen, daß man in diesen 
langen Lebensjahrzehnten ,ein paar Leute traf, 
denen man sich - sagen wir ,es hescheiden -
überlegen gefühlt hat. Aber hat man sie des­
wegen g,ehaßt? Es ist doch genau das Gegen­
teil der Fall, und in der Politik. doch ganz 
besonders: da haßt man nämlich nicht den 
Unterlegenen, sondern den Uberle-genenl Das 
ist doch eine psy<hologisch sehr richtige Er­
wägung, und die Diskriminierung vollzieht 
sich da in der Umkehr! 

Jetzt möchte ich -etwas sehr Defätistisches 
sagen. Von diesem Gesichtspunkt aus betrach­
tet ist das Internationale Ubereinkommen v-iel:­
leicht für uns -schon in Kürz.e ,sehr wichtig, 
indem nicht wir potentielle Diskriminierer 
mehr -sein werden, sondern dieses Los werden 
zu tragen haben. NaCh dem Muster der Ge­
schichte steig-en doCh eben Rassen oder Men­
schen ver,schiedener Hautfarbe in weUpoli­
tisch hohe oder mäChtige Positionen, und die 
.anderen sinken immer wieder ab. Vielleicht 
wird also dieses International,e Ubereinkom­
men in nicht allzuferner Zeit uns, wohei ich 
unter "uns" nicht gerade die hier im Saale 
Sitzenden verstehe, sond,ern die nächste oder 
übernächste Generation, Sicherheit bieten 
können. 

Nun erhebt sich hei aUen derarU,g-en Uher­
einkommen, ob es sich nun um die Deklaration 
der Mensch'enrechte handelt oder um diese,s 
Ubereinkommen, immer wieder die Frage: 
Wird das übel'haupt von Nutzen sein? - Sie 
wissen, es ist in der großen Offentlichke:it, 
von der UNO angefangen, immer die Bereit­
schaftbei uns vorhanden, solche Institutionen 
abzuwerten, ja lächerlich zu machen. Ich bin 
durchaus anderer M-einung. Wie es im Straf­
recht ,schon heißt, daß der Versuch strafbar ist, 
so muß doch auch der Versuch im guten schon 
lobenswert sein und nicht von vornherein 
untergraben werden dürfen. Es ist also lein 
Versuch mehr. Wir wollen hoffen, daß ,er 
schließlich die Erwartungen erfüllen kann, die 
man an ihn knüpft. 

Ich wiederhole: Es sind gewiß ,schon oft 
derlei Versuche gemacht worden - die Dekla­
ration der Menschenrechte -, und wenn die,se 
Deklaration nicht so wirksam wurde, so mag 
das wohl daran He'gen, daß manche Unter­
zeichner vielleicht nicht ausdrücklich Rassen­
diskriminierung begehen, aber ganz ,gewiß 
eine Klassendiskriminierung. Auch das gehörte 
dazu, um die -geg'enseitig-e menschliche Duld­
samkeit auf einen höheren Stand zu bringen. 

Man kann nicht einerseits die Rassendiskri­
minierung ablehnen, andererseits aber als 
staatlich-e's System immer wieder kundtun, daß 
d-er Klassengegner vernichtet, physisch aus­
gerottet werden müsse. Di-e Kinder dies-es 
Klassengegners sind, wi'e in so manchen so­
g-enannten Volksdemokratien, 'etwa vom 
Schulbesuch ausgeschlossenjes dürfen nur 
Arbeiter- und Bauernkinder studieren. Es ist 
schlimmst,e Art von Diskriminierung. Nur im 
Zusammenwirken der Abschaffung der Rassen­
diskriminierung und der undemokratischen 
KlaS'sendiskriminierungdieser Art dürfte ein 
endgültiger Erfolg zu erzielen sein. 

Es ist auch für uns immer wiederein'e Lehre. 
Wir haben das längst überwunden, und zwar 
g-erade in der Zweiten Republik. Die Bevölke­
rung ist eben nicht in dieser Weise in zwei 
groß.e Lager geteilt, daß hier ausschließlich 
die Guten und dort ausschließlich die Bösen 
sind. Das widerspricht doch -aller Lebenser­
fahrung. Ich muß Ihnen keine. Komplimente 
machen, und ich muß für uns keine Selbst­
anklagen zum hesten geben; das wissen Sie so 
genau wie ich, das geht quer durch. Wenn ich 
es sehr populär sagen wollte: Bei uns sind auch 
Lumpen und bei Ihnen sind auch Lumpen; das 
ist menschlich. Daraus resultiert doch, daß 
man um Gottes willen nicht aus ,einer welt­
anschaulichen oder aus einer Vereinszuge­
hörigkeitschon unbedingt auf die Qualität 
dieses Menschen schließen dürfte. 

Ich 'ha,be mir hier ,ein Wort unter Anfüh­
rungszeichen herausgeschri'ehen, das "Fami­
lienzusammenführung" heißt. In dem Uber­
einkommen geg'en die Diskriminierung wird 
selbstverständlich auch hier volle Freizügig­
keit gewährt. Aber de~en Sie daran, ,wie das 
in der Praxis aussieht und wie das v,ermutlich 
auch von Unterzeichnern die,ses Uhereinkom­
mens gehandhabt wird. Wenn da _irgendwo ein 
paar alte Mutterln schließlich zu ihren Kindern 
oder Enkeln fahr-en dürfen, 'so wird das als 
eine 'große humanitäre Tat herausgestellt. 
Aber das ist doch nur das primitivste M,en­
schenr,echt, das man hier anwenden und an­
melden mußI 

Aber trotzdem: Diese Versuche müssen 
immer wi,eder -gemacht werden. Ich wieder­
hole: Immer wieder muß auch von uns aus der 
Versuch g-emacht werden, die Stimmung, die 
das alles nur als nutzlos und als plakativ hin­
stellen möchte, zu bekämpfen. 

In der Nationalrats deb atte sprach unter 
anderem Professor Dr. Ermacora davon, daß 
dieses Ubereinkommen eventuell auch für 
Südtirol gewisse Chancen bieten könnte. 
Wenn dem wirklich so wäre,so müßte man 
schon aus diesem Grund allein freudig zu-
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stimmen. Aber auCh hier lassen Sie mich doch 
etw.as iSlk,eptisCh sein: Nicht nur, daß für Italien 
und Osterreich und selbstver,ständlidl audl für 
DeutsCh~Südtirol die Konv,ention, die Deklara­
tion der Menschenrechte gilt, 'so ergibt sich 
-eine ander-e Erwägung - man getraut sich das 
fast niCht auszusprechen, auCh wenn es ganz 
natürliCh und plausibel ist -: In Italien g-enau­
so wi'e 'in OsterreiCh ,und ,erst r,echt in Deutsch­
Südtirol sInd doch die Bewohner jeweils zu 
über 90 Pro,z'ent katholisch. Ja wenn das nicht 
die ,ganze Zeit Igewirkt ,hat, dann ist also 
wirkliCh heiaHem Respekt -auch hier -ein 
gewisser [Sk:eptizismus am Platz. 

Denn ,g'enaugenommen Hegt ja alles, was 
mit diesen Konv,entionen wieder verlautbart 
wird, ja weit zurück, nämlich im Dekalog oder 
in der Her-gpredigt; dort ist das ohne weiteres 
und allgemein verständlich nachzulesen. Um 
Gottes willen: Ich will keine Predigt halten. 
Ich will nicht den Anscheinerwecken,als ob 
iCh ,alles das, was 'ich hier als wünschenswert 
darstellte, iin meinem ganzen Leben wirklich 
konsequent befolgt hätte. Aber das ist ja 
wohl der Sinn des Das'eins, daß man sich 
,,strebend bemüht". 

Ein sch'Öner Aus·spruch - er stammt wohl 
von einem französischen Autor des 20. Jahr­
hunderts; ich ver,gaß den Namen und kann 
auch nur ,sinngemäß ziti-eren; -er -scheint mir 
aber hier am Platze zu sein - lautet: Es ist 
schwerer, ein wenig Güte von Mensch zu 
Mensch zu beweisen, als die Mensdlheit im 
ganzen zu fördern. - Ein sehr wahres Wort, 
wie ja auch im privaten Leben die großen Ge­
lübde, die erst in einer weiteren Sicht einzu­
lösen sind, einem viel leichter von der Hand 
gehen als ein ganz kleines Versprechen, das 
man womöglidl schon am nächsten Tag halten 
oder brechen muß. 

Aber lIlun ,sehe ich dieses Iganze 'ProMem 
irgendwie sozusagen auf die Spitze Ig,estellt. 
Mit der Spitze beginnt man. Das sind diese 
ho'hen, die 'ganz-e Erde umfassenden Organisa­
tionenund Vereini'gung-en. Aber die Basis hat 
sich noch -gar nicht so riChtig darg-estellt. Di,e 
Bas,is ist in jedem 'einzelnen von uns, insbe­
sondere in den Familien, wo ja die Toleranz 
überhaupt erst ,ein -erträgliches Zusammen­
leben möglich macht. 

Wellll1 ich !sage: Die Basis ist in dedem ,ein­
z-elnenl,so komme.ich zu ,einem Stichwort, das 
jetzt sehr populär ,geworden li,st, rund das heißt 
ganz schlicht "T,schusch". - Bitte, hier handelt 
es sich nicht um Rassendiskriminierung, gerade 
in bezug ·auf unser'e ,südlichen Nachbarn, di'e 
als Arbeitskollegen zu runs kommen. Es gibt 
doch um Gottes willen weder 'eine jugoslawi­
sche Rasse, noch ,gi:bt ,es eine ö,sterreichische 

Rass-e. Das ist ja Unsinn. Di,eseganze Art der 
Uberleg-enheit, die wir 'ge-g-enüber diesen 
"Tschuschen" -an den. Tag legen, -ist meiner 
Meinung nach nichtsander,es als eine ,gewis-se 
zivilisatorische Uberlegen:heit. Sie läßt sich 
ganz ,schön in unserenösteueiChischen Sprach­
gebrauch übersetz.en, nur müssen ,wir Istatt 
des Wortes "TsChusch" das Wort "G'scher­
ter" sagen. Es ist k,aum ein Unterschied. 

Ich bitte Sie .wiederum, das niCht als einen 
Angriff eines übertriebenen Föderalisten auf 
Wien zu sehen. ICh habe nicht den leisesten 
Wi,en-Kompl'ex. Ich bin auch nicht einer, der 
immer stolz bekennt, er -gehöre zum wilden 
Ber,gvol'k hinter dem Semmering. Das ist eine 
selbstgefällige Koketterie, Ich glaube bei­
nahe, das ti,st nur als Slogan nützUch, mr den 
Fremdenv-erkehr, weil man damit aus kühleren 
Weltgegenden oder Himmelsrichtungen Leute 
anzulocken hofft, die siCh dann in der Steier­
mark ,in den "Wohnhöhlen des wild-en Berg­
volks" einen besonders dynamischen Urlaub 
verspr-emen. - Aber das i'st doch alles Unsinn. 

Ich halbe mir ,schon vor -etlichen Jahren ein­
mal erlaubt, ,im Rundfunk über das Thema 
"Großstadt ,schützt· vor G'lschertheit nicht" zu 
spr,echen. (Allgemeine Heiterkeit.) Ich sage 
Ihnen ausdrücklich, daß liCh nicht Wi-en und 
das, was man früher "Provinz" ,g-enannt hat, 
gemeint habe. Das ,gUt 'genauso für Graz und 
für die Steirer. Nur Je weiter das herunter­
,g-eht,desto lächerlich,er wird ,es. Wenn wir 
uns -al,s Bewohner ·einer Stadt mit 250.000 Ein­
wohnern oft sozusagen als "Gerne-Groß­
-städter" fühlen, 'so ist di,e Entwicklung längst 
-schon darüber hinwe,g,gegang,en. 

Ich muß da immer - daß es siCh um elinen 
"Neger" haIlldelt, ,ist ein reiner Zufall; ich kann 
bitte nichts dafür - an .eine -aUe Schuhpasta­
dose denken. Da war ein Neg·er dar-auf, 
glänzend sChw.arz,als Symbol .für di'e pracht­
volle Schwärze, die man mit dieser Pasta 
erz-ielen konnte. Dieser Neger hatte auf dem 
Tisch wieder den Deckcel ,einer solchen Dose; 
auf diesem Dosendeckel war noch ,einmal 'so 
-ein Neger abgebildet, und dann noch einer. 
Der v-i-erte war dann nur me:hr als Punkt zu 
ahnen. 

So ist es auch bezüglich dieser Stafette mit 
den "G'scherten": Der Wiener schaut -auf 
alles, was da mit fremden K;ennzeichen daher­
kommt, mit einer gewissen zivilisatorischen 
Uberlegenheit. Bei uns in Graz ist es Sitte, 
wenn sich irgendwo e,in "St-Mann" in dem 
nur den Eingeborenen ,er,sichUichen Einbahn­
gewirr niCht zurechtfindet, -ihm nicht zu helfen, 
sondern zu sagen: Das ist natürlich - es muß 
leider protokolliert werden - ein "Sterz­
Trottel". Das ist so ungefähr das Gängigste 
für das "St", 
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Das ist doch genau dasselbe. Das hat gar 

nichts mit Geist oder Kultur dieses M'enschen 
zu tun. Leider setzt sidl das dann sogar auch 
in die Berzirksstädte fort. Wenn Sie das weit'er­
denken, und zwar rein logisch, so müßte man 
zum Schluß kommen, daß der "Prototyp der 
G',schertheU" dann imaHerletzten Graben 
oder auf der aller'einsamsten Alm sitzt, hint·er 
dem nichts Kleineres mehr kommt. - Daß dem 
nicht 'so ist, wissen Si·e alle. Man trifft dort oft 
sehr ge:scheite Leut·e mit einem großen Hori­
zont, wenn sie vieHeicht auch nidlt völHg 
orientiert sind über den gängig,en Illustrierten­
klatsch. Aber daß damit dieses System mit der 
WeItergabe der "G'scherten"-Stafette zusam­
menbricht, brauche ich Ihnen nicht zu sagen. 

Ich danke Lhnen, daß Sie mir so lange und so 
fr,eundHch zug,ehört haben. Ich selbst will 
Ihnen nicht in falscher Demut sag,en, daß ich 
das Ganze, was ich hier vorbrachte, mit einem 
einzigen Satz hätte ausdrücken können - das 
heißt nicht ich, sondern Johann Nestroy. Ich 
möchte Sie wirklidl her,zlich bitten, von den 
kurzen Ausführungen diese köstliche und 
tief lebensweise Erkenntni,s mitzunehmen. 

Nestroy sagt·e: "Der einzelne JMensch nennt 
nur darum jeden !seinen Nebenmenschen, weil 
er sich für den Hauptmenschen halft." (All­
gemeiner Beifall.) 

Vorsitzender: Ich begrüße die im Hause 
erschienene Frau Bundesminister für Wissen­
schaft und Forschung Dr. Firnberg. (AIlge­
meiner Beifall.) 

Zu Wort gemeldet hat sich weiter Frau 
Bundesrat Dr. Anna Demuth. Ich ,erteile es ihr. 

Bundesrat Dr. Anna Demuth (SPO): Herr 
Vorsitz'end,erl Hohels 'Haus! Nachdem d'ch schon 
von m€linem VouednJe'r lapost,rop'hliert wrurde, 
möchte lieh mich !in weItiJger Demut zu diesel!' 
OelSet~e/svor,J,age äußem.( Allgemeine H eiter­
keit.) 

Ich bin näml:ich nlicht 'ganz Ihrer Meinung 
'ode-r der Aruffals'srtmg melilnes Vorl1ecmerls, daß 
man lin Idd!esem ZrusamID'e'DibJoog Isehr nette 
Gays 'anbrti.lngen müßte', Md'r €IIISdletint die'ses 
Thema sehr 'e,mst und labs'olut iIlotWlemlliJg,es 

. mirt der nötlligen OenJaufilg,k!eliJt und mit dem 
nötilgen Ernst ~u bet'ra'chJten. 

Rassendi'Skmimirril€'IlulDJg ilst nämllich dmme,r 
dort 'auf'g'etreteu, wo ein Volk Jem 'cmd'eTl€iS 

unif!erldrück!en wollte uml di1ese Unterdrückung, 
di,else Dilsk!I1iminJietn1TI1g milt de'r Mi!Illd.e'rwe'Itig­
kIeit~ineranJdieren Ralss'e IUDJd ä!hnlti!dJJem mehr 
begründet hat. 

W'eIlln man den Artlikel des "UNESCO­
K'll!lliel1S" über die Erklärung des Jiahre1s 1971 
gegen ,di,e mSlsilsche DiJsikrtimiInJieI1llIl!g !Und 'den 
Kampf hi'egegen lin dlie Hand niimmt, kann 

man entnehmen, daß die W.iJslSienlSchaft .erst 
vor 20 Jahren be'goml:en h.at J1ia!chzuWleisen, 
daß es ke'me unbegabtel1e odelT miDlderwertige 
~aJs!Sle ,gibt, daß - 'g,anz glimm, welcher Hmt­
farbe - die Menschen ,gleJdl d.rn.telll!1g,ent :sin.d 
und daß eis nur lauf die Ernie1nmg, dJie Schul­
bi1dun;g und Idile Spflache zurück.zuführ:en !ist, 
daß UnterscMedebe'Slteihen. A:ber die gleidlre 
Int,ellrilgenz und die Glelichwemgkeit der M'eIß.­
,sch,en list absolut ·gegeben. 

Gunnar Myrdial - eIT !i.lst SoZli!alilSt, MlilllliJster 
und Wissenschafter - hat in diesem Zusam­
IDoohaJUg erklärt, daß dliie Ildee von dleif Min.­
d'erwertilgkelit gewliSs.e1f Ra'S/Sloo. iIllicht lIIlJe/hIT be­
,steh'!. Wlir können 'lIDS alIJJgefslidIJtJs dil€lser Tat­
same, daß !ihr jede wlissem;maftlii:dre Grund­
lage f1ehlt, dazru nur beglückwüllIsch!€lll. 

Wli1r wilssen, d'aß von der WlilSS'€lIllschaft1idlen 
The'OIrWe hiJs rur Anlerke!OO.'Il!llIg :in dIEn' RraxIiJs 
il1Il[lleT '€lin weiter Weg dlst um idaß leIS ,immer 
noch M'ensch!en .gibt, tdlie' ,mf Grund ihrter 
rals'srrlSmen ZrugehöriJgkedt1elider verfolg,t, 
'UIlIteroTÜckt J1IDd ,alUlS,gelbeUitJet weroen. Um dJaJS 
hlintanZlUhilllten, hat die UNO-Vol'lveI'lSamm­
IUllIg vor f,ast zehn Ja:hren bmchloSlSen, elilnle 
DeiklaflatIJi'On ausZluaITb€li'tJen, zur Unternelidmuny 
aufZ'UiI€lg'en und die UnterzteddmungtSIsta;atlein 
zu verpflichten, di'e Ralsse!Illdliiskrtiimli\Illiter.runig' dn 
'i1hr,en Landen arbrusdl,af:lietn Ilmd diagE!lglEm ,auf­
zU'tJ'le1t,en. 

OstJeru:ei'ch list ,eline'r lde·r UintJer~dmer. Wdl}' 
halben 1969 dile Deklamtlion !UfllJtterZtelichnet. Bs 
dist l1i'chtJitg, daß wir lddetSle "heißen" P,robJeme 
nkht halben . .Aber ;ich ,gl,aru:be, mit der UntJell'­
re&chmmg haben wi!r UIlIS'er,e SoldtdJalfliltät mi't 
jlenen Völkern 'erkilärt, Iddie ;in diiJeseIl S1laarbs­
verbäIllden IddlSkIiiJIIllilJllilel"t Wlerden. Ich gltaru:be, 
daß wi'r timmer wiledler 1l11l1S'€'re kl'eitnle, aber 
WlirkuTiigsvolle Stimme erheben müssen, um 
dillS Unr,echt ,aufruzeiJgen und die Bemüib.lUIIlJgen 
der UNO und anderer Regierungen zu unter­
iStützeon, daJS Unrecht, IdlaJS Mellllschen gesd:1i'eht, 
,abruooU!en. 

Einer der Sätze dn !delr Regtl.erunglSvcdaJg1€ 
lautet, dlaß dals BelS1tJelhJen von 'l1a1S1silschen 
Schfla:nk!en mitt den Idealen jledrer metnJSdllichen 
Ges'eHsmaft unveI1ei!nlball' liJm. - Das Mingt 
Wlilrk:ltich hoffnungsvoH! 

Ich mömre lIlurein BetiJsp~tel lalUS Oster:r,eich 
,arIl!fühJ1e1ll: Bei UIlllS rgtiht es jta J1IDgefäihr 
170.000 Ga;stallibeiter, dIiIe UIlllS dii1e ISCn:We!I1s00rn 
A:rbeiten jn 'UJIllserem lJande albnre!hmen,. Ich 
empfinde odalS Sdl,impfwort "TlSdl'UlSdl" ,auf den 
PLakJaten wi'rkllich nicht sehr witzlig, sondern 
,eher beschämend für .arHe, diie !IIlIeIlJscb.lld'ch den­
]{.oo. Es :ilst wi'l1kl'ich beid.enkllitch, daß lilIl 1U.IlJSe­

rem Land dJiieiSler UntJellScbJied tgelgleben ~st und 
d1i,e:Sles Schimpfwort nodl ,gl1alSiSlitert. 

Ein Polli:~eiheillm1Ier, der gegen leinen GilIst­
aI1beiJter ,ambSlha!Ildeiln mußte, hat mir erzählt, 
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daß der erste Satz des Gastalrbeiters lautete: Bundesrat Hofmann-Wellenhof bier ang·estellt 
"Ich Illix Tsdmsch, sondern Türkl" - Die hat, bei der Endformuliierung vom Justizaus­
FI'emdlarbeiter '51elbst empfinden -drose Di:skl11i- schuß zu berücksichtigen sein. 
miiDJi:erun,g und du'ese UIIlteI1scbJiledlliche Belhand­
lungl Ich Iglaulbe, daß W1irhtire[" dmler!b.lCl!lb unJSIe­

res Landes ,~e sehr groß,e EI7ii'elb.'UnIQIsiaufigiabe 
haben, doon 'alUch dUlese VorrurtJedJl'e Ige!höTlen 
.abgebaut. .(Vorsitzender-S tellvertreter Doktor 
S kot ton übernimmt die Verhandlungslei­
tung.) 

Mit deT Zustimmung Z'U dielSleT Relgl'erung·s­
vool'alge bekumlen Wlilf, daß W1ir dien Kampf 
geg-en den RiassnlsmUJs und geigen die' IIaJSslusche 
DiskIlimin1erung in 'CI!I'lleT Welt WJi,rkUch unitier­
stützen. Diese Re:gierU'IlJgsvoTl'age ,gibt Anla'ß, 
uDlSer Gesetz Z'U erweitern. und den Gleich­
heitsgrulnldtsa,tz IlIichl nur für InländeT, sondern 
a!lltgemein 'auszuba'U'en. Ich. g1alUJoo, d.a.ß damit 
,ooch. UnSe'fleT VedasSUlIlg ei!nJe Be'I1edchrerunJg 
zuteH WliTd. 

Daher wird unsere Fraktion dieser Vorlage 
gerne die Zustimmung geben. (Beifall bei der 
SPtJ.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: 
Zu Wort gemeldet hat sich. dazu noch. Herr 
Bundesminister Dr. Broda. Ich erteile ihm die­
ses. 

Bundesminister für Justiz Dr. Broda: Herr 
Vorsitzend·erl Hoher BUlIl!d:esmt! Ich deurf laJI'S 
diCllS vom Helrm Bundersprälslidenten mir!: de'r 
Y;ert:r~etung delS 'im A'UJSllaml WleHEffilde!ll H-eTffi 
BulJlldJesmmiJsters für AuswäI"flifge Alngelelgen­
heiten betreute RJetgli'eI'lOOJgtsmiiflg lded h!iler kmz 
das Wort el'lgreli.f-en, 'CI!beT Ig'lelkhzelitilg - les 
ergibt sich so - tim me'irIlJe'r Eilgenschaft laIs 
Burudesmi'lli~ster für J'UJsttiz lSp'flecb!en. 

Die Vor·redner haben dile Bedeutun.g des 
Beitritts Osterl1ed<:bs zu dliJelser Konvention 'ge­
wüOOdg't. Ich. möchte nlamens oe:r BundesI1egie­
nmg bie-r nochmals 'lIDteI1Streicb!en, dtaß Wiir 
unsere Verpflichtu1ßJg€lIl igegen jledJe RJeus:Slen­
diskriminJierunglIllit !großem Ern'S't: veiTfolgen 
uoo e'ffüllen werden und :auch UIlJSleI"e Vtf~r­
pfHcht1lill!gen ·a'lJlf Grund IdeS Bel~tr:i:ttJes zu dtilelser 
KooV'e'Dbionernst ll1Jehmen w,eimen. 

Herr BunldesI1at HofmaJI1n-WieUemofl Ich 
da·rf für den Hohen BundeSIlM !IlJUIIl fo'l;geru:lies 
klarstellen. Da der Hohe Bundesrat be­
schld'€ßen wird, '.gegen dien Beit'l1ifltru ddleslelf 
KooventJion kerOle,n Binsprruch zu eTh!eben, weif­
den wi-r im Zuge de,r Igroß'en Stmfrech.tsl'leform 
im JustizalUSlsch.uß des NattJi<>nah'latJes ,an Hand 
des dort sch.on elin'g'e,bracb!te!ll und zugewie­
,senen Entwudes für dlats neue· öst'6rI"eidllilsch.e 
Stflafgesetzbllch zu prüfielIl ·blaben, dnWiieweirt 
der Entwurf - es ist nunmehr § 290 des Straf­
gesetzentwurfes - noch im Sinne der Kon­
vention zu erweitern sein wird. Dabei werden 
naturgemäß· auch Uberlegungen, wile sie Herr 

Sehr geehrte Damen und Herr,en! Ich möchte 
Ihnen lalbeT nur mit ein pialar Wor.fJEm dJite Be­
deut'lln!g des Str.a:fgesetzelß!tWlU!rf:e's ,auch lim die­
,S'e'!" Richtung, der aruf ,d~e' KOII1vention BeK1a:ch.t 
ru nehmen haben w.iI1d, ooI1SteDlen. Wlir sagen 
in Idi'elSern 'IliCl!Ch Langen BeI1atung€lll dn de,I 
Straf1rechttskomm~slsdl()n iIIlIit großer Melhrhteiit 
besdlloosenen VorsdlLaJg, dm S1IDa:figesetz€lIlt­
wurf, f'ÜI'gendtes: 

,Es soll !in Zukunf:t die Viel'ibetZ'unlg, !IlJCI!türlddl 
unter Wcilllr:tl!Il!g !aHer rGruIlJdlsätzte '1.lJI1'S·erer Bun­
des VledCl!SJsung, 'edler Grunldsätzle !der Riechts­
staat1>kbk'eit, :in fo'hglendeT Rtich.bmg IUfIld Ab­
grenzung unteT StlJ.'1atie ,ges1:1e1:1 t werden: 

,,(1) We'T öffentllich laJUf elinre Wieifse, dile rge­
'e~grnet list, di'e öffentlicbe Oroo'1.lJl19 zu gefähr­
den, zu leiner ~ei'IlldJseHgen Hall.1ldtlu:nJg gegen 
eline im Inlam.d bestehende ~hdlte oder ReJi­
gionsgesellschaft oder gegen eine durch ihre 
Zugehörigkieit ru lenllller lSolch.en Klilfme oder 
Religionsgesellsch.aft, zu einer Rasse, zu 
einleID Volk, Z'll ·edruml Volksstamm. 0Id!er leWnlem 
Staat 'be'stimmte Grupp!e aJUffol1d!ert oder auf­
reizt, Ivs't mit FreiheilbssbIlaille, bti'S zu ednem Jahr 
zu -bestrafen. 

(2) Ebenso mst ZIU bestrafen, wer öifun.1:1iiCh 
in ·einer die Menscb!elJ1würtde verletzenden 
WeilsIe Igegen e,iTIle der &m Abs. 1 bezelidmeilen 
Gruppen hetzt, 'Sie beschtimpft ooor verächtld.cb. 
zu machen 'wcht." 

Meline selhr geehrten DOOIl'etn lU.I1.1d Herrenl 
Nun wdlTid - ich. w&edJe,rhole ,es noch. eitnmal -
beli dler ErudbeTatulJlIg 'auch2'iu berücklsdchti'g,en 
sIelin, wdlew:eilt im Sinne dleT Kool'\lIeoJ!tJion, dleT 
Sile {boote Ihre ZUlstJimm'lllIllg eFbeiilien welI1den, 
d~elser Entwurf IlJoch!in td!erednen ode'!" la:nIderen 
Richtung zu erwei tern S€li!Il wriTd. 

Ich. 'gl'a'llbre 'albeir, Hobler Bu.mlJets!I1art, da'ß wd,r 
,albe - VolksVlert11etung und Bl\.IDde'sTlegite­
TU!IlJg - 'elillller MeinuIlJg rdtaTÜber Isedn kÖIl.!Ilen., 
daß :elS, durcbJatUls dm SillllIlJe detr Erwägurugetn, 
di'e hier 'a'Illgestellt wor,d!en isdnld,beii j'eder Art 
von Di'skcrimini'€lI'llD:g dn jedler RJich.1JUlllg kllar 
!setin 'soll, daß diese FO'IIIDIe'Il von iDilSkI1imimIi1e­
TUll1Jgsäußleru11l9'en, tdJi1e 1geeli.tgIIlet ISlinld, dien ti.tntnle­
ren F,I1i!elden Un\SIeTeIS lJanoos Z'U gefährden, und 
,etinfadl UDSeTelS ZUlsammeIlJ],1ebens iIl!a'ch. 'alll dien 
Erf.ahrungen, id'i>e wi,r hJi!nfler UiIlJS !halben, 'UIll­

WÜI1dJilg 'S'itnd, .auch nicht ,a~s ~a'V1allileIlsdle'ldkrte 
betmchtet wer,den soHen. 

DelSbalb hahen -wir dliJesen SbrafgetSlertZ'ent­
WlUTf vOl'lgelelgt, deshalh und lin dJilelS:eIIll Gre:ilste 
wird er lim Jus:tiz.auS'Sch.uß dels NattJiOI1Ja1rateis 
belrat'en und, wie ich zuveI'lSichtl.ich hoffe, dem 
Hohen Bundesr,at ,in KÜtrze vOI1g,eLegt :wer:den. 
Bs wird dies ,ein BeittI1aJg - lieb witederhole 
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Bundesminister Dr. Broda 
es noch e:i!IlmaJ1.:edn Bei1tmg - Z'Ulr Erfülhmg 
dieser Konvention ;im Geilste dieser KonVien­
tilQlIl und im GeilSte uiliserer Re'chbstraldJition 
sein. - Ich danke, Herr Vorsitzender. (Beifall 
bei der SPO.) 

V oI'lSHzeooer-Stellverrt:l'1e1Je:r Dr. Skotton: Zu 
Wort hat sich niemand mehr gemeldet. Die 
Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Frau Berichterstatterin das 
Schlußwort gewünscht? - Das i!st l1Ikht de~ 
Fall. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenhei­
ten und wirtschaftliche Integration hat die 
gegenständliche Vorlage in seiner Sitzung 
vom 21. März 1972 in Verhandlung genom­
men und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu er­
heben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für auswärtige Angelegenheiten und 
wirtschaftliche Integration somit durch mich 
den An t rag, der Bundesrat wolle beschlie­
ßen: 

Wilr glel:angen jetzt zur AbstJimmuIlIg. 
Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 

Bei der Ab s tim m u n g beschließt der 15. März 1972 betreffend ein Abkommen zwi­
Bundesrat, gegen den Beschluß des National- schen der Internationalen Atomenergie-Orga­
rates k ein e n Ein s p r u c h zu erheben. nisation und der Republik Osterreich über die 

Anwendung von Sicherheitskontrollen gemäß 

13. Punkt: BesChluß des Nationalrates vom 
15. März 1972 betrefiend ein Abkommen zwi­
schen der Internationalen Atomenergie-Orga­
nisation und der Republik UsterreidJ. über die 
Anwendung von Sicherheitskontrollen gemäß 
dem Vertrag über die Nldltweiterverbreitung 

von Atomwaffen (710 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Wir 
gelangen nun zum 13. Punkt der Tagesord­
nung: Abkommen mit der Internationalen 
Atomenergie-Organisation über die Anwen­
dung von Sicherheitskontrollengemäß dem 
Vertrag über die Nichtweiterverbreitung von 
Atomwaffen. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Hof­
mann-Wellenhof. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Hofmann-Wellenhof: Herr 
Vorsitzender I Der v.ertrag über die Nicht­
weit,erverbreitung von Atomwaffen, BGBl. 
Nr. 258/1970, verpflichtet Osterreich zum Ab­
schluß eines Kontrollabkommens mit der 
lAEO. Die Sicherheitskontrollbestimmungen 
dieses Abkommens soUen gewährleisten, daß 
Osterreich die mit dem Atomsperrvertrag 
übernommene Verpflichtung erfüllt, Kern­
material, das für friedliche Verwendungs­
zwecke bestimmt ist, nicht für Atomwaffen 
oder andere nukleare Sprengvorrichtungen 
abzuzweigen. Der Kontrolle der IAEO sollen 
somit alle Kernmaterialien unterliegen, die 
für friedliche Zwecke innerhalb des österrei­
chischen Staatsgebietes verwendet werden 
oder wo auch immer unter österreichiseher 
Verfügungsgewalt und Kontrolle stehen. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des vorliegenden Abkommens die Er­
lassung eines besonderen Bundesgesetzes im 
Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Verfas­
sungsgesetz zur Uberführung des Vertrags'­
inhaltes in die innerstaatliche Rechtsordnung 
nicht erforderlich. 

dem Vertrag über die Nichtweiterverbreitung 
von Atomwaffen wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: 
Zum Wort hat sich niemand gemeldet. Wir 
gelangen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates keinen Einspruch zu erheben. 

14. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
15. März 19'12 über ein Protokoll betreffend 
die Suspendierung des Abkommens zwischen 
der Internationalen Atomenergie-Organisa­
tion, der Republik österreich und den Ver­
einigten Staaten von Amerika über die An­
wendung von Kontrollbestimmungen und be­
treffend die Anwendung von Kontrollbestim­
mungen gemäß dem Vertrag über die Nicht­
weiterverbreitung von Atomwaffen samt 

Notenwechsel (711 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Wir 
gelangen nun zum 14. Punkt der Tagesord­
nung: Suspendierung des Abkommens mit der 
Internationalen Atomenergie-Organisation 
und den Vereinigten Staaten von Amerika 
über die Anwendung von Kontrollbestimmun­
gen und betreffend die Anwendung von Kon­
trollbestimmungengemäß dem Vertrag über 
die Nichtweiterverbreitung von Atomwaffen 
samt Notenwechsel. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Hof­
mann-Wellenhof. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Hofmann-Wellenhof: Laut 
Artikel 23 des Abkommens zwischen der 
Internationalen Atomenergie-Organisation 
und der Republik tJsterreich über die Anwen­
dung von Sicherheitskontrollen gemäß dem 
Vertrag über die Nichtweiterverbreitung von 
Atomwaffen '(710 der Beilagen) ist die Anwen­
dung anderer Kontrollabkommen durch die 
lAEO in Osterreich für die Dauer der Gültig-
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Hofmann-Wellenhof 
keit dieses Abkommens zu suspendieren. Ent­
sprechend dieser Vertragsbestimmung soll das 
Abkommen zwischen der IAEO, der Republik 
Osterreich und den Vereinigten Staaten von 
Amerika über die Anwendung von Kontroll­
bestimmungen vom 20. August 1969 mit dem 
gegenständlichen Protokoll suspendiert wer­
den. 

. Berichterstatter Wagner: Der vorliegende 
Bericht beschäftigt sich auf 157 Druckseiten 
mit den organisatorischen, politischen, wirt­
schaftlichen, sozialen und menschenrechtlichen, 
Kolonial- und Treuhandschafts-, Verwaltungs­
und Budget- sowie völkerrechtlichen Fragen, 
die in der XXV. Generalversammlung der 
Vereinten Nationen in der Zeit vom 15. Sep­
tember bis 17. Dezember 1970 behandelt wur·· Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­

gung des vorliegenden Abkommens die Erlas- den. 
sung eines besonderen Bundesgesetzes im Angeschlossen sind dem Bericht ein Ver­
Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Verfas- zeichnis der Abstimmungsergebnisse sämt­
sungsgesetz zur Uberführung des Vertrags- licher Resolutionen und der Abstimmungs­
inhaltes in die innerstaatliche Rechtsordnung ergebnisse der wichtigsten in namentlicher 
nicht erforderlich. Abstimmung ang~nommenen Resolutionen 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegen- sowie der Erklärungen, die von österreichi­
heiten und wirtschaftliche Integration hat die sehen Vertrete~ im Ple~um. der Generalv~r­
gegenständliche Vorlage in seiner Sitzung sammlung b~zH~hungswelse m den versc~Ie­
vom 21. März 1972 in Verhandlung genom-' denen KommIssIonen abgegeben worden smd. 
men und einstimmig beschlossen, dem Hohen Der Ausschuß für auswärtige Angelegen­
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu er- heiten und wirtschaftliche Integration hat den 
heben. gegenständlichen Bericht in seiner Sitzung 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für auswärtige Angelegenheiten und 
wirtschaftliche Integration somit durch mich 
den A n t rag, der Bundesrat wolle beschlie­
ßen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
15. März 1972 über ein Protokoll betreffend 
die Suspendierung des Abkommens zwischen 
der Internationalen Atomenergie-Organisa­
tion, der Republik Osterreich und den Ver­
einigten Staaten von Amenika über die An­
wendung von Kontrollbestimmungen und be­
treffend die Anwendung von Kontrollbestim­
mungen gemäß dem Vertrag über die Nicht­
weiterverbreitung von Atomwaffen samt 
Notenwechsel wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: 
Zum Wort hat sich niemand gemeldet. Wir 
gelangen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß .des National­
rates k ein e n Ein s p r u c h zu erheben. 

15. Punkt: Beritbt des Bundesministers tilr 
Auswärtige Angelegenheiten (111-21 der Bei­
lagen) fiber die XXV. Generalversammlung 
der Vereinten Nationen (New York, 15. Sep­
tember bis 1'1. Dezember 19'10) ('112 der Bei-

lagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Wir 
gelangen nun zum 15. Punkt der Tagesord­
nung: Bericht des Bundesministers für Aus­
wärtige Angelegenheiten über die XXV. Gene­
ralversammlung der Vereinten Nationen. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Wagner. 
Ich bitte um den Bericht. 

vom 21. März 1972 in Verhandlung genom­
men und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Haus die Kenntnisnahme des Berichtes zu 
empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für auswärtige Angelegenheiten und 
wirtschaftliche Integration somit durch mich 
den A n t rag, der Bundesrat wolle beschlie­
ßen: 

Der Bericht des Bundesministers für Aus­
wärtige Angelegenheiten über die XXV. Gene­
ralversammlung der Vereinten Nationen 
(New York, 15. September bis 17. Dezember 
1970) (III-21-BR/71 der Beilagen) wird zur 
Kenntnis genommen. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: 
Zu Wort hat sich niemand gemeldet. Wir 
gelangen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g wird der Bericht 
des Bundesministers für Auswärtige Ange­
legenheiten ein s ti m m i g zur K e n n t n i s 
genommen. 

16. Punkt: Bericht des Bundesministers' für 
Auswärtige Angelegenheiten (111-31 der Bei­
lagen) fiber die widltigsten Ergebnisse der 
XXVI. Generalversammlung der Vereinten 

Nationen ('113 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Wir 
gelangen nun zum 16. Punkt der Tagesord­
nung: Bericht des Bundesministers für Aus­
wärtige Angelegenheiten über die wichtigsten 
Ergebnisse der XXVI. Generalversammlung 
der Vereinten Nationen. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Wagner. 
Ich bitte um den Bericht. 
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Berichterstatter Wagner: Die XXVI. Gene­
ralversammlung der Vereinten Nationen fand 
in der Zeit vom 21. September bis 22. Dezem­
ber 1971 in New York statt. Der vorliegende, 
vorbehaltlich der Vorlage eines umfassenden 
Berichtes erstattete Bericht über die wichtig­
sten Ergebnisse der XXVI. Generalversamm­
lung beschäftigte sich neben der Aufnahme 
neuer Mitgliedstaaten und den Wahlen in den 
Sicherheitsrat beziehungsweise in den Wirt­
schafts- und Sozialrat mit verschiedenen poli­
tischen Fragen, wirtschaftspolitischen, sozia­
len, menschen- und völkerrechtlichen Fragen 
so~ie mit Budgetfragen. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegen­
heiten und wirtschaftliche Integration hat den 
gegenständlichen Bericht in seiner Sitzung 
vom 21. März 1972 in Verhandlung genom­
men und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Haus die Kenntnisnahme des Berichtes zu 
empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Au;;­
schuß für auswärtige Angelegenheiten und 
wirtschaftliche Integration somit durch mich 
den An t rag, der Bundesrat wolle beschlie­
ßen: 

Der Bericht des Bundesministers für Aus­
wärtige Angelegenheiten über die wichtigsten 
Ergebnisse der XXVI. Generalversammlung 
der Vereinten Nationen (III-31-BRI72 der Bei­
lagen) wird zur Kenntnis genommen. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: 
Zum Wort hat sich niemand gemeldet. Wir 
gelangen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g wird der Bericht 
des Bundesministers tür Auswärtige Ange­
legenheiten ein s ti m m i g zur K e n n t n i s 
genommen. 

17: Punkt: Beridlt des Bundesministers für 
Auswärtige Angelegenheiten (111-29 der Bei­
lagen) über die Tätigkeit des Ministerkomi­
tees des Europarates im Jahre 1970 (714 der 

Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Wir 
gelangen nun zum 17. Punkt der Tagesord­
nung: Bericht des Bundesministers fur Aus­
wärtige Angelegenheiten über die Tätigkeit 
des Ministerkomitees des Europarates im 
Jahre 1970. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Doktor 
SchambeCk:. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Dr. Schambeck: Hoher Bun­
desrat! Der vorlie'g,ende Bericht über die 
Tätiogk,eit des Minist,erkomitees des Europa­
rates im Jahre 1970 beschäftigt sich auf 
36 Druckseiten mit verschiedenen politischen, 
wirtschaftlichen, kultur,eHen und sozialen 

Fragen, mit Rechtsfragen, mit Fragen der 
Berufsausbildung sowie des Bevölkerungs­
und Flüchtlingswesens, die ,im Rahmen des 
Europarates zur Debatte standen. 

Weiter,s werden Natur,schutz- und Umwelt­
fra'gen, Gemeinde- und RegionaUragen behan­
delt. 

Ferner enthält -der Bericht ·auch eine Uber­
siebt über die von Osteneich unterzeichneten 
Ubereinkommen des Europarates, di,e ratifi­
ziert beziehungsweise nicht ratifiziert wurden. 
sowie eine Ubersicht über die Ubereinkom­
men, die Osteneich nicht unterzeichnet hat. 

Der Ausschuß für auswärtig,e Angelegen­
heiten und wirtschaftliche Integration hat den 
geg'enständlichen Bericht in seiner Sitzung 
vom 21. März 1972.in V,erhandlung genommen 
und einstimmig ,beschlossen. dem Hohen Haus 
die Kenntnisnahme des Berichtes !Zu empfeh­
len. 

Als Erg'ebnis s'einer Beratung stellt der Aus­
schuß für auswärUg,e Angeleg'enheiten und 
wirtschaftliche Integration somit durch mich 
den An t ra g, der Bundesrat wolle beschlie­
ßen: 

Der Bericht des Bundesministers für Aus­
wärtige Angele'g,enheUen über die Tätigkeit 
des Ministerkomitees des Europarates im 
Jahre 1970 (III-29-BR/71 der Beilagen) wird 
zur Kenntnis genommen. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: 
Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Dr. Reichl. Ich erteile ihm dieses. 

Bundesrat Dr. Reichl (SPO): Hoher Bundes­
rat! Meine Damen und Herren I Ich möchte 
mir erlauben, aus dem Bericht des Bundes­
ministers für AuswärUg'e Angelegenheiten nur 
einige Punkte hervorzuhe.ben, die mir ,g·eg'en­
wärtig noch ,interessant und aktueUerschei­
nen. 

Bei der Behandlung des politischen Berei­
ches wäfe 'es sicherlich nicht unint,eressant. 
-in diesem Zusammenhang auch zu der Oster­
reich-EWG-Debatte im Nationalrat vom 
14. März 1972 Stellung zu nehmen, zu den 
Argumenten und den Gegenargumenten. Aber 
e's handelt sich hier um den Europaratsbericht 
und nicht um den Integrationsbericht. 

Wesentlich ,scheint mir doch: Wenn ,es am 
1. und 2. Dez'ember 1969 nicht ,eine Haager 
Gipf.elkonferenzgeg,eben hätte, die letzten 
Endes durch 'ständiges Drängen im Europarat 
zustande g,ekommen ist, könnten wir wahr­
sch,einlich nicht über eine Freihandelsorgani­
,salion zwischen EWG und Rest-EFTA disku­
tieren. Wir könnten auch nicht über Deta'il­
fragen reden, wie über sensible Produkte oder 

752 
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Dr. Reldll 
über die Erweiterung einer industri,el1en Frei­
handelszone durch die Landwirt,schaft. Wir 
wissen, daß ,g,erade ge!st'ern wieder ein Ver­
handlungsabsdmitt abgeschlossen worden ist. 

Der Erweiterung!sbesmluß vom Dezember 
1969 in Den Haag, dem :in Straßbur.g viele 
Diskussionen und Berichte vorangegangen 
sind, schuf erst die Grundlagen für die 
Lösungsmöglichkeiten der Osterreich-EWG­
Verhandlungen. Denn ohne Beitritt Englands 
und der skandinav,ischen Länder zur EWG 
wären wir auf keinen Fall weitergekommen. 

Auch hat der Europarat Wesentliches zur 
Entspannungspolitik oder zur Vorbereitung 
,einer Entspannung.spolitik beigetragen. Aber 
kein Mensch kann heute noch genau sagen, 
wieweit ,si,e 'Zu einem dauernden Erfolg füh­
'ren wird. J.edenfalls hat sich Bundeskanzler 
Dr. Klaus schon vor Jahren für di,e Europäi­
sche Sicher.heitskonf.e'renz :in 5traßhurgaus-
9,esprochen, und die jetzi·ge öst,erreichische 
Bundesr.egierung hat dazu 'ein 'klar'es Kon­
zept entwickelt, und es hat auf dies'em Gebi'et 
niemals jene Geg,ensätz,e g'e'geben wie in der 
iBundesrepublik Deutschland, die uns !heute 
alle 'erschüttern. 

Ich darf hi'er mit ,einer g,ewissen Genug­
tuung f.eststellen, daß 'es von großem Vorteil 
gewesen ist, als im Jahre 1955 hei den Vor­
bere1itungsv,erhandlung,en zum St.aatsV'ertrag 
sich di,e führ'end,en Kräne, die großen Partei,en 
einig gewe,s,en .sind. Das ist der wesentliche 
Unterschied 2lwisch,en der !Bundesrepubliik. und 
Osteueich. 

Wir lesen und h:ören immer von den großen 
SchwierigkeUen, und in Aussprach·en mit Kol­
legen und FJ'leunden aus der Bundesr.epublik 
aller 'Lag,er bedauert man ,es sehr, daß ,es nicht 
möglich dst, ,einen 'g·emeinsamen Nenn·er zu 
finden. Für di'e Opposition ist 'es natürlich 
sehr schwer, in einer derartigen Situation 
offizi,ell Zustimmung zu geben. Wir wissen 
nicht, wie die,se Abstimmung ausgehen wird. 
Wir haben nur davon g,ehört, daß man die 
Ahstimmung fr,ej,g,eben wird. Ich 'sag,e das des­
wegen, weil diese Abstimmung auch für Oster­
re-ich von wes·entHeher Bedeutung sein wird. 
(Bundesrat B ü r k 1 e: Darum mischen wir 
uns drein!) Wir mischen uns nicht drein. Ich 
glaube, es ist nidlt notwendig, daß wir uns 
dreinmischen. Aber ich glaube, daß wir uns 
auch mit Problemen unserer Nadlbarländer so 
weit auseinandersetzen sollten, soweit es eben 
für die österreichische Bundesrepublik und für 
den österreichischen Neutralitätsstatus inter­
essant ist. So meine ich das, Herr Kollege 
Bürkle. (Bundesrat B ü r k 1 e: Sie meinen 
es schon richtig! Der Minister Kirchschläger 
hat es nicht richtig gemeint nach meiner Auf-

fassung! Er mischt sich ein in Angelegenhei­
ten, die ihn nichts angehen!) 

Ich glaube nicht, daß man das als Ein­
mischung betrachten kann, was Minister 
Kirchschläger in dieser Situation gesagt hat. 
Vielleicht sind es auch die Bedenken, die jeder 
von uns hat. Jeder von uns hat irgendwie 
Bedenken, wenn es mit dieser Abstimmung 
schiefgehen :sollte. Ich glaube, auch Ihre 
Freunde innerhalb der OVP und auch Ihre 
Gesinnungsfreunde der eDU - das wurde 
immer wieder geäußert - haben ,Bedenken, 
wenn es hier schiefgeht, daß das irgendwie 
doch auf die gesamte politische Struktur in 
Europa Auswirkungen haben könnte. 

Der Europarat ist trotz seiner konstitutio­
nellen Schwäche, von der wir natürlich immer 
wieder sprechen, immer noch ein sehr bedeu­
tendes Bindeglied geblieben, ein Bindeglied 
innerhalb der 17 Mitgliedstaaten, aber auch 
darüber hinaus zu den Vereinten Nationen 
und :z:u jenen Oststaaten, die noch ein Stück 
ihrer Freiheit und ihrer Individualität retten 
möchten. 

Als sehr bezeichnend möchte ich hier erzäh­
len, daß wir auf der Spliter Konferenz zum 
Schutze historischer Stätten von den Jugo­
slawen nicht nur mit ihrer Nationalhymne, 
sondern auch mit der neuen Europa-Hymne, 
Beethovens Ode an die Freude, begrüßt wor­
den sind. Das ist eine sehr interessante und 
sehr bezeichnende Tatsache. Ich habe bisher 
noch bei keiner österreichischen Veranstal­
tung die von Beethoven geschaffene Europa­
hymne gehört. Ich habe mich auch als damali­
ger Verhandlungspartner der zuständigen 
Kommission an den österreichischen Rund­
funk gewendet und habe die Zusage bekom­
men, daß bei allen Veranstaltungen, die den 
Europarat betreffen, die die europäische Be­
wegung betreffen, die die europäische Idee 
forcieren sollten, neben der Bundeshymne 
auch die Europahymne gespielt werden soll, 
also Beethovens Ode an die Freude. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auch 
auf die Konferenzen verweisen, die vom öster­
reichischen Außenministerium und der öster­
reichischen Europadelegation mit Parlamen­
tariern der Nachbarländer geführt werden. Es 
haben bereits derartige Aussprachen und Kon­
f..erenzen mit den Jugoslawen stattgefunden. 
Es werden in der kommenden Woche solche 
Aussprachen mit einer rumänischen, mit einer 
deutschen und einer Schweizer Delegation 
stattfinden. Dabei werden jene Probleme er­
örtert werden, die die mitteleuropäische 
Region betreffen. 

Von großer politischer Bedeutung ist das, 
was im Bericht des Bundesministers für Aus-
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wärtige Angelegenheiten über die Tätigkeit 
des Ministerkomitees des Europarates im 
Jahre 1910 über die Lösung der Sprachen­
frage steht. Seit Dezember 1910 sind neben 
den Amtssprachen Englisch und Französisch 
auch Deutsch und Italienism als Arbeits­
sprachen zugelassen. Wenn auch die Unter­
lagen immer nom englisch und französisch 
sind, so bedeutet das eine gewaltige Erleichte­
rung für alle Deutschsprechenden, vor allem 
für die Bundesrepublikaner, für die Oster­
reicher und für die Schweizer. 

Ich darf hier feststellen, daß entscheidende 
Argumente zur Lösung dieser Frage hier im 
österreichischen Bundesrat in einer Diskus­
sion mit dem damaligen Außenminister Dok­
tor Waldheim ausgesprochen worden sind. Sie 
erinnern sich noch: Ich habe damals Dr. Wald­
heim den Vorschlag unterbreitet, zuerst 
Schritte auf diplomatischer Ebene zu unter­
nehmen, und zwar mit der Betonung, daß die 
Parlamentarier im Europarat Völker vertre­
ten, von denen die deutschsprachigen über 
70 Millionen Menschen umfassen, während die 
englismsprechenden, die französischsprechen­
den und die italienischsprechenden ungefähr 
je 53 Millionen umfassen. 

Beim französischsprechenden Smweizer Bot­
schafter in Straßburg gab es damals Schwie­
rigkeiten, aber die französischen und engli­
smen Kollegen im Europarat haben uns als 
europäisch denkende Politiker ausgezeichnet 
unterstützt. Selbstverständlich spielte auch das 
politische und wirtschaftliche Gewicht der 
Bundesrepublik bei den Verhandlungen, bei 
den Gesprächen über dieses so bedeutungs­
volle Thema eine große Rolle. 

Unterstützt haben uns auch die Schweizer 
Abgeordneten aller Sprachgruppen - das 
möchte ich ebenfalls betonen -, wenn uns 
auch der zuständige Botschafter überall 
Schwierigkeiten gemacht hat. Das möchte ich 
unterstreichen und will all denen den Dank 
übermitteln, die dabei mitgeholfen haben, die­
ses bedeutende Problem zu lösen. 

Ich möchte es aber auch nicht versäumen, 
aum dem ehemaligen Außenminister Doktor 
Waldheim unseren Dank auszusprechen, der 
jetzt als Generalsekretär der Vereinten Natio­
nen seine Aufgaben zu erfüllen hat. Ich möchte 
auch in diesem Zusammenhang sagen, daß 
auch wir Sozialisten uns sehr gefreut haben, 
als Dr. Waldheim zum Generalsekretär der 
Vereinten Nationen gewählt worden ist. Ich 
möchte betonen, daß wir diese Dinge wirklich 
nicht mit Neid beobachten, im Gegenteil: Wir 
haben uns herzllich darüber gefreut, daß ein 
asterreicher nun diese Funktion ausüben darf. 

Zum Sprachenproblem möchte ich noch fest­
stellen, daß ich damals nach der Behandlung 
dieses Themas 'im österreichischen Bundesrat 
sehr viele zustimmende Zuschriften aus der 
Bundesrepublik und aus der Schweiz bekom­
men habe, die dom irgendwie bestätigt haben, 
daß die Initiative, zunächst diplomatische 
Sm ritte zu unternehmen und erst dann mit 
diesem Problem in den Europarat zu gehen, 
richtig gewesen ist. 

Mit der Lösung der Sprachenfrage wurde ein 
Teil jener Ressentiments abgebaut, die uns 
der zweite Weltkrieg als Erbe hinterlassen 
hat. Denn schließlich war die Sprache Hitlers 
und Himmlers auch die Muttersprache von 
Goethe und Grillparzer, von Hege!, Karl Marx 
und Kant, von Kepler, Einstein, Lise Meitner 
und Max Planck. Ich glaube, in seiner Jugend­
zeit hat auch Einstein noch deutsch gesprochen. 

Auf einen gegenwärtig sehr aktuellen Fra­
genkreis möchte ich noch hinweisen, der eben­
falls :im Bericht aufscheint. Das sind Fragen 
des Umweltschutzes, der Regionalplanung und 
des Verkehrs in Ballungsgebieten. Es handelt 
sich hier um Existenzfragen der Menschheit. 

Unsere bedeutendsten Experten 'im Europa­
rat, wie Cousteau und Thor Heyerdahl 
- manche dieser Experten sind Ihnen ja 
bekannt -, sind in dieser Sache sehr, sehr 
pessimistisch eingestellt. 

In dem Pittermannschen Bonmot, daß die 
großen Städte zum Abfallkübel der Zivilisa­
tion geworden sind, steckt eine tiefe Wahr­
heit. 

Der Urbanisierungsprozeß und der Vergif­
tungsprozeß in Ballungsgebieten hat bedenk­
liche Formen angenommen. Ich kann hier er­
gänzend etwas bringen, was Dozent Doktor 
Gisel in einem Referat gesagt hat: In den 
USA wohnen-schon mehr als 90 Prozent in 
Städten, das heißt in Ballungsgebieten, davon 
ein hoher Anteil in echten Ballungsgebieten. 
In Westdeutschland sind es bei 80 Prozent 
und in asterreich mehr als 50 Prozent, die in 
Ballungsgebieten leben. 

Die Vereinigten Staaten von Amerika müs­
sen aus Gründender Volksgesundheit und 
des Umweltschutzes etwa 300 Fabriken bis 
zum Jahre 1976 schließen. 

Die Vergiftung der Meere hat zu einem 
gewaltigen Substanzverlust an Meerestieren 
und Meerespflanzen geführt. Thor Heyerdahl 
berichtete dn Straßburg, daß er auf seinen 
Fahrten mit "Kon-Tiki" und "Ra" die Unter­
schiede innerhalb der letzten 15 Jahre regi­
striert habe: Uber Hunderte von Kilometern 
konnte er vergiftetes Meerwasser feststellen. 
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Der Vergiftung im städtischen Raum ist man 

in letzter Zeit dank der Initiative des Europa­
rates entgegengetreten. Es wurden Fußgänger­
zonen gesChaffen, man !Schuf Gesetze zur Ent­
giftung des Kraftstoffes oder neue Zulassungs­
gesetze für Kraftfahrzeuge. VIieie !dieser Maß­
nahmen stießen auf W1derstand, weil eben 
die vorbereitende Aufklärung fehlte. 

ICh habe in Straßburg einmal die Geschichte 
von jenem italienischen Stadtrat erzählt, der 
sich erlaubt hatte, als einer der ersten in Rom 
sogenannte Fußgängerzonen einzuführen. Die­
ser politisch VerantwortliChe, der es gewagt 
hat, in Rom die Piazza Navona vom Auto­
verkehr zu befreien, mußte Monate hindurch 
unter PolizeilSchutz gestellt werden. Er wurde 
von den Autofahrern so verfolgt, daß er mit 
einem gepanzerten Fahrzeug ausfahren mußte. 

Heute hat man auf Grund Ider geänderten 
Situation für solche Fragen viel mehr Ver­
ständnis. Sie wissen, daß auCh in Osterreich 
auf diesem Gebiet einige Fortschritte zu regi­
stI1ieren sind. Trotzdem sind weitere Maßnah-

Das sind natürlich Fakten, die damals auf 
die Bürgerme,ister gewirkt haben. Sie haben 
mir in der Diskussion gesagt: All das ver­
stehen wir, wir sind selbstverständlich dafür, 
daß hier entspreChende Maßnahmen getroffen 
werden. Aber wie sage ich das meinem Kinde? 

Deswegen bin ich der Meinung, daß es Auf­
gabe des Europarates ist, hier än erster Linie 
für die psychologisChe Vorbereitung etwas zu 
tun, damit die Menschen für diese Fragen Ver­
ständnis aufbringen. 

Auf einen Fragenkreis möchte ich noch hin­
weisen,· der auCh im Arbeitsprogramm des 
Europarates eine Rolle spielt. Das sind die 
Be~iehungen zu anderen Kontinenten, zu 
internationalen Organisationen und vor allem 
zu den Vereinten Nationen und deren Spezial­
organisationen. Diese Beziehungen ermög­
liChen es, mit Vertretern anderer Kontinente 
auch globale Probleme zu erörtern, zum Bei­
spiel Fragen der Welternährung, der Welt­
bevölkerung, der Entwicklungshilfe und des 
Welthandels, der Weltwährung und der wis­
sensChaftLichen Situation lin den Industrie­

men notwendig, wenn wir· die I-ierausforde- staaten. 
rung dieses Jahrhunderts bestehen woUen. 

Vor allem wird auch die psychologische 
Vorbereitung unserer Mitmenschen eine große 
Rolle spielen. Es ist zu begrüßen, wenn diese 
Vorbereitung schon in der Schule beginnt. 
Wenn es darum geht, Probleme des Umwelt­
sChutzes in der Schule zu behandeln, dann 
geht es meiner Meinung nach nicht um die 
Einführung eines neuen Gegenstandes. Ich 
persönliCh wäre jedenfalls dagegen. Es han­
delt siCh vielmehr darum, die Unterrichts­
fäCher so zu beeinfluslsen, daß auch diese Pro­
bleme irgendwie behandelt werden. Ich könnte 
mir vorstellen, daß !das im BiologieunterriCht, 
jm Geographiieunterricht und so weiter ge­
schieht. 

Ich persönlich habe einmal ein sehr inter­
essantes Erlebnis gehabt. Ich wurde vom da­
maldgen Präsidenten der Europäischen Ge­
meindekonferenz Dr. Lugger zu einer Bürger­
meisterkonferenz nach Paris eingeladen und 
mußte über diesen Problemkreis reden, weil 
iCh damals die entsprechenden Unterlagen des 
Europarates zur Verfügung hatte. Ich habe 
damals verschiedene Expertengutachten vor­
gelegt, die ich zur Verfügung hatte. An eine~ 
dieser Gutachten eIlinnere ich miCh noch sehr 
genau: Im Ballungsgebiet Ruhrgebiet wurden 
Untersuchungen durchgeführt. Man unter­
suchte 1 cms Luft im Ruhrgebiet und lems Luft 
in einem Normalzustand. Es stellte sich her­
aus, daß die sogenannten Krebsfaktoren oder 
Krebselemente in 1 em3 Luft im Ruhrgebiet 
200mal größer waren als in 1 em3 Normalluft. 

Da uns heute auch Berichte der Vereinten 
Nationen vorliegen beziehungsweise vorgele­
gen sind, mödlte ich hier noch etwas depo­
nieren: Seit Osterreich Mitglied der Vereinten 
Nationen ist, werden die österredchdschen 
RegierunglSdelegatdonen zu den UNO-Plenar­
sitzungen von Parlamentariern begleitet. Das 
ist begrüßenswert, und Anregungen und Er­
fahrungen s1nd für jeden Parlamentarier nütz­
lidl und wertvoll. Nur eines habe ich auf den 
Delegationslisten noch nicht gefunden: Kien 
Namen eines Bundesratsmitgliedes. Schließ­
lich ist der Bundesrat die zweite Kammer des 
österreidlischen Parlaments, er ist ein Teil 
des Parlaments. Wir müssen für unsere Mit­
mensChen geradeso als Volksvertreter fungie­
ren wie die Kollegen in unserem großen Bru­
der, im Nationalrat. 

Wenn wir auch verfassungsmäßig geringere 
Kompetenzen haben als der Nationalrat, so 
ist der geistige Einfluß von Mitgliedern des 
Bundesrates auf die Gesetzgebung doch' nicht 
zu unterschätzen. (Beifall des Bundesrates 
Dr. He ger.) 

Es ist kein Zufall, wenn drei Bundespräsi­
denten und sehr viele Minister der Großpar­
teien einmal auf den Bänken des Bundesrates 
gesessen sind. Ich darf mit Genugtuung fest­
stellen, daß auch heute auf der Regierungs~ 
bank des Bundesrates zwei Regierungsmitglie­
der sitzen, die einmal in dieser Schulklasse 
hier praktiziert haben. (Allgemeiner Beifall.­
Bundesrat Hol man n - W e 11 e n hof: Sie 
waren ganz gute Schüler! - Heiterkeit.) Ja. 
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ICh glaube, viele jener, die durch den Bundes­
rat gegangen sind, :sind politische Vorzugs­
sChüler geworden, und zwar im Bereich der 
Volkspartei wie auch im Bereich der Soziali­
stiscnen Partei. Ich möchte ihnen aber kein 
Zeugnis ausstellen. Ich bin zwar schon z,iem­
lich lange von der SchUle weg, doch manch­
mal kommt es eben zu solchen Entgleisun­
gen. Bitte das zu entschuldigen. 

Ich glaube, auch wir haben ein Recht, bei 
den UNO-Delegationen beteiligt zu werden. 
Hier möchte ich weder der Regierung Raab­
Schärf noch der Reg,ierung Raab-Pittermann 
oder den Regierungen Klaus und Kreisky Vor­
würfe machen oder sie besChuldigen. Wenn 
iCh jemanden beschuLdige, dann uns selbst. 
Ich klopfe mir selbst an die Brust, weil wir 
uns bis zum heutigen Tag überhaupt noch 
niCht gerührt haben. Natürlich hat daher keine 
Bundesregierung und kein Parlament auf uns 
hier Rücksicht genommen. 

Ich möchte aber diese Forderung an das 
Parlament, an die Klubs und an die Bundes­
regierung anmelden. Ich glaube, da die Zu­
stimmung der beiden Parteien~n diesem 
Hohen Haus zu finden. 

ICh will zum Schluß kommen und feststel­
len, daß in dem vorliegenden Bericht einige 
große Fragen unserer Zeit zum Ausdruck kom­
men. Uber diese Fragen haben manche Schrift­
steller und auch Dichter ihre Visionen gehabt. 
Andre Malraux, einstens Kultusminister von 
General De Gaulle, hat über seinen Staats­
chef in der letzten Zeit ein Buch mit dem 
Titel "Eichen, die man fällt ..... geschrieben. 
Hier kommt zum Ausdruck, daß er in unserer 
Geschichtsepoche die Abendröte der christlich­
abendländischen Welt sieht. Ähnlich ist die 
Auffassung jener Dichter und SchrJftsteller, 
die in unserer Zeit eine Art Spätantike sehen. 
Andere glauben an die ewige Renaissance 
Europas, an das ewige Weiterklingen eines 
uralten Saitenspiels, um einen Ausdruck Jakob 
Burckhardts zu gebrauchen. 

Mögen nun solche Visionen richtig oder 
nicht flichtig sein, mögen sie PhantaSlien sein 
oder auf Realitäten beruhen - Tatsache ist, 
daß es keine Alternative zur europäischen 
Einheit gibt und daß unsere Existenz davon 
abhängt, ob wir den Weg zu einem größeren 
Europa finden. In diesem Sinne geben wir 
dem Bericht gerne unsere Zustimmung und 
nehmen dhn gerne zur Kenntnis. (Beifall bei 
der SPtJ.) 

Vorsitzender (der inzwischen die Verhand­
lungsleitung übernommen hat): Zum Wort 
gemeldet hat sich Herr Bundesrat Dr. Goess. 
Ich erteile ihm dieses. 

Bundesrat Dr. Goess (OVP): Hohes Haus I 
Meine Damen und Herren I Ich will nicht den 
positiven Eindruck, den der letzte Appell mei­
nes Kollegen ReiChI in Rdchtung Europarat 
und Europa hier hinterlassen hat, zerstören, 
aber doch an den Eingang meiner Ausfüh­
rungen eine ketzerische Feststellung stellen: 
Ich könnte mir vorstellen, daß, wenn die gro­
ßen Europäer unter den Regierungschefs und 
Parteiführern, die bei der Gründung des 
Europarates in den frühen Nachkriegsjahren 
Pate gestanden sind, diesen Bericht über die 
Tätigkeit des Ministerkomitees im Europarat 
im Jahre 1970 heute lesen könnten, sie 
einigermaßen, mild ausgedrückt, erstaunt 
wären. Erstaunt darüber, was die, die nach 
ihnen kamen, aus dem Organ, das von ihnen 
als ein Organ der politischen Willens bildung 
eines vereinten Europa gedacht war, gemacht 
haben. 

Dafür mag es zwei Ursachen geben. Die 
eine ist, daß diese großen europäischen Staats­
männer der Nachkriegszeit Wunschträumen 
nachgehangen sind, die den europäisChen Rea­
litäten niCht entsprochen haben. Oder 'die 
andere Möglichkeit: daß die, die nach ihnen 
kamen, nicht in der Lage waren, die großen 
Ideen, die sie ,in die Welt gesetzt haben, auch 
durch Taten zu verwirklichen. 

Ich neige persönlich der letzteren Auffas­
sung zu und verbinde daher auch damit die 
Hoffnung, daß der Europarat und dieser euro­
päische Gedanke, der hier seinen Ausdruck 
fand, noch einmal zum Erfolg gebracht werden 
kann. Das insbesondere dann, wenn die Parla­
mentarier die ,in ihrer europäisChen Aktivität 
etwas müde gewordenen Regierungen zu 
etwas mehr Initiative anreizen. 

Daher begrüße kb es auch, wenn wir wie­
der Gelegenheit haben, einen Bericht hier zu 
diskutieren, wenn auch der Bericht schon etwas 
unaktuell geworden ist. In dieser politisch 
schnellebigen Zeit, in der wir sind, ist ein 
Bericht über das Jahr 1970 sicher in manchem 
schon überholt. Er ist allerdings in eine ge­
wisse Aktualität gerückt worden durch Ereig­
nisse, die sich seither abgespielt haben, ins­
besondere durch die sich abzeichnende Er­
weiterung der EWG zu einer Gemeinschaft 
von zehn. 

An dieser Tatsadle sollten wir nicht vor­
beigehen, ohne die mit dieser wünschenswer­
ten Erweiterung audl verbundenen Risken 
oder Gefahren zu beobachten. Wenn diese 
Beitr,ittsverträge ratifiziert werden - was 
anzunehmen ist -, werden nämlich von den 
17 Mitgliedstaaten des Europarates 10 der 
EWG angehören, und unter diesen zehn wer­
den sich die stärksten und einflußreidlsten 
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Mitglieder des Europarates befinden. Damit 
zeichnet sich die Möglichkeit einer wedteren 
Gewichtsverscbiebung auch im politischen Be­
reich vom Europarat der Siebzehn zu der 
EWG der Zehn ab. 

In dem Maße, in dem die EWG über eine 
wirtschaftliche Gemeinschaft in eine politische 
Gemeinschaft hineinwächst, werden dann die­
jenigen, die an dieser politischen Gemeinschaft 
nicht teilnehmen können, von der politischen 
Willensbildung Europas ausgeschlossen, wenn 
es nicht gelingt, das politische Gewicht des 
Europarates zu stärken, dort, wo WÜ, die 
Neutralen, auch mitreden können. Das heißt, 
an der Gestaltung der politischen Willensbil­
dung in Europa können wir nur im Europa­
rat mitwJ.rken, und wir haben daher alles 
Interesse, daß bei der Abgrenzung der Auf­
gaben, die jetzt zwischen Europarat und den 
anderen europäischen Organisationen im 
Gange ist, in eI'lster Linie dem Europaparla­
ment, dem Europarat auf der politischen 
Ebene eine wesentliche Aufgabe verbleibt. 

Daher möchte ich unsere Bundesregierung 
ersuchen, alles zu tun, daß bei diesen Ver­
handlungen, die jetzt geführt werden, dem 
Europarat das politische Mandat in Europa 
erhalten bleibt, denn nur dort können wir 
dann wirklich mitbestimmen. 

Eine zweite kurze Feststellung zu diesem 
Bericht sei mir gestattet: Auf einer Seite wird 
hier der Arbeit der Parlamentarier aus 17 Län­
dern Anerkennung für ihre unermüdliche 
Initiative und dhren FleIß gezollt. Ich will 
nicht behaupten, daß eine solche Anerkennung 
für uns unangenehm ist, aber ich möchte nur 
feststellen, daß uns mehr als mit einer solchen 
.Anerkennung gedient wäre, wenn die Regie­
rungen die Initiativen und die AktivHäten 
der Parlamental1ier des Europarates etwas 
mehr in die Tat umbdtzen würden. Denn von 
den Regierungen hängt es bei der Konstruk­
tion dieses Organs ja ab, ob und was von 
dem, was wir beraten, beschließen, wünschen, 
fordern, auch in die Tat umgesetzt wiird. Der 
Katalog über diese Maßnahmen, die dann 
wirkLich von den Regierungen getroffen wer­
den, ist sehr bescheiden. Das ist ja auch aus 
diesem vorliegenden Bericht ersichtlich. 

Nun noch eine Bemerkung zu einem Thema, 
das einen breiten Raum in diesem Ber,icht 
einnimmt, zu der Europäischen Sicherheits­
konferenz. Mein Kollege Reichi hat schon er­
wähnt, daß sich der Europarat für eine Sicher­
heitskonferenz und auch für die Einrichtung 
eines ständigen Organs einer solchen Sicher­
heitskonferenz wiederholt ausgesprochen hat. 

Ich möchte aber jetzt feststellen, daß seit 
dem Zeitraum, über den dieser Bericht hier 

vorliegt, sich doch eimges geändert hat und 
daß in der Frage der Beurteilung einer Sicher­
heitskonferenz doch einige neue Aspekte zu 
berüCksichtigen sind. 

Einmal: Ist es möglich, daß die sogenann­
ten Ostverträge zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Sowjetunion und Polen 
nicht ratifi21iert werden? Falls das eintritt, 
dann würde auch das sogenannte Berlin-Ab­
kommen, welches zwischen den WestmäChten 
zwar abgeschlossen, aber hinsichtlich seiner 
Durchführung von den beiden betroffenen 
deutschen Staaten noch nicht in die Tat um­
gesetzt list, mehr oder weniger obsolet werden 
und damit die Sicherheitskonferenz als solChe 
in Frage gestellt sein, weil die Formel "Ohne 
Berlin-Abkommen keine Sicherheitskonferenz" 
nach wie vor aufrecht ist. Auch würde bei 
nichtratifizierten Ostverträgen eine Sicher­
heitskonferenz mit der ganzen Problematik 
der besetzten deutschen Ostgebiete, der Oder­
Neisse-Linie, dem Verhältnis zwischen den 
beiden deutschen Staaten belastet werden und 
damit ein Problem, mit dem im Falle der Nicht.., 
ratifizierung die beiden Betroffenen, nämlich 
die Bundesrepubllik und die Sowjetunion, nicht 
fertig geworden sind, auf eine multilaterale 
europäische Ebene katapultiert werden, die 
natürlich erst redlt mit diesem Problem nicht 
fertig werden könnte. 

Der zweite neue Aspekt, der hinzugetreten 
ist, ist die Rede, die Breschnjew vor einigen 
Tagen gehalten hat und !in der er einige be­
merkenswerte Feststellungen machte, vor 
allem die Sidlerheitskonferenz betreffend. Er 
hat nämlidl dabei erklärt, daß es nunmehr 
Zeit ist, einen Termin für eine SidlerheHs­
konferenz zu fixieren, welChe nadl seinem 
Willen ein Mittel sein soll, die bestehenden 
Grenzen und das bestehende Kräfteverhältnis 
in Europa anzuerkennen. Hier ist also das 
erstemal klipp und klar formuliert, WalS sich 
die derzeitigen Machthaber der Sowjetunion 
unter einer solchen Skherheitskonferenz vor~ 
stellen, nämlich eine Sicherheitskonferenz für 
eine Großmacht, für deren Sicherheit: Aner­
kennung dieser Grenzen und Anerkennung 
des gegenwärtigen Kräfteverhältnisses. Einer 
solchen Zielsetzung können meiner Ansidlt 
nach wir genauso wie die anderen europä­
ischen Staaten nicht zustimmen. 

Der dritte neue Aspekt ist die Neuorientie­
rung der Außenpolitik, die ihren sichtbarsten 
Ausdruck in dem Chinabesuch Nixons fand, 
mit der Amerika von der bisherigen bipolaren 
Außenpolitik in eine neue, tripolare oder noch 
weitere Außenpolitik einsdlwenkt, womit 
- ohne jetzt in diesen ganzen Fragenkomplex 
tiefer einzugehen - in Frage gestellt er­
scheint, ob das amerikanisdle Interesse an 
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einer sogenannten ausgewogenen Reduzie­
rung des MilitärpotentiaLs in Europa - und 
nicht eine Reduzierung der ausländischen 
Truppen in Europa - noch immer gleich auf­
recht ist. Das heißt, ich habe den Eindruck, 
daß die amerikanische Regierung nicht zu­
letzt unter dem Druck. einflußreicher Parla­
mentarier von der Formel "Ausgewogene 
Reduktion des Militärpotentials" zu der letz­
ten Endes auch für die USA bequemeren For­
mel "Reduktion der ausländischen Truppen 
in Europa" abrücken könnte. 

Daher bin ich der Meinung, daß auch wir, 
daß auch unsere Bundesregierung hinsichtlich 
Sicherheitskonferenz den Enthusiasmus etwas 
dämpfen sollte. (Rufe bei der OVP: Sehr rich­
tig!) 

Noch eine Bemerkung dazu: Es wird im 
Zusammenhang mit dieser Sicherheitskonfe­
renz auch sehr Vliel von einem ständigen Organ 
geredet, das da eingerichtet werden soll. Man 
denkt also nicht an eine Konferenz, die ein­
mal abgehalten wird und dann mit mehr oder 
weniger Erfolg auseinandergeht, sondern an 
die Einrichtung eines ständigen Organs einer 
solchen Sicherheitskonferenz. Was hejßt das? 
Das heißt, daß in die Europapolitik ein neues 
Element hineingetragen wird, ein neues stän­
diges Organ jetzt neben Europarat, Europa­
parlament und was da schon alles existiert, 
hinzutflitt, und zwar ein ständiges Organ, 
welches nach meiner Befürchtung in erster 
Linie ein Organ sowjetischer Europapolitik 
werden kann. Denn derzeit hat die Sowjet­
union kein solches Organ, in dem sie ihre 
Vorstellungen von einer Europapolitik erfolg­
reich vertreten kann. 

Ich bin also der Meinung: Wenn wir die 
bisherige Vormachtstellung, und zwar die 
wirtschaftliche und militärische Vormachtstel­
lung der ,USA lin Europa, von der wir uns zu 
befreien trachten, dann gegen eine sowjetische 
Vormundschaft dn Europa eintauschen, haben 
wir damit sicher kein erstrebenswertes Ziel 
erreicht. 

Hohes Haus I Die geographische Lage, 
unsere eigene Geschichte und der Status 
unserer Neutralität verleihen einer aktiven 
österreichischen Europapolitik wesentlich 
mehr Gewicht, als es der Außenpolitik eines 
Kleinstaates sonst zukommen würde. Ich hoffe 
daher, daß unsere Bundesreg-ierung die sich 
ihr bietenden Möglichkeiten auch wirklich rest­
los nützen wird. (Beifall bei der OVP und bei 
Bundesräten der SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Berichterstatter ein Schlußwort 
gewünscht? - Es ist dies nicht der Fall. 

Wir schreiten daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g wird deI Bericht 
des Bundesministers für Auswärtige Ange­
legenheiten ein s tim m i g zur K e n n t n i 8 

genommen. 

18. Punkt: BertdIt des Bundesministers jilr 
Auswärtige Angelegenheiten (111-30 der Bei­
lagen) über die XV. Ordentlidle Generalkonfe­
renz der IAEO vom 21. bis 27. September 1971 

(715 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
18. Punkt der Tagesordnung: Bericht des Bun­
desministers für Auswärtige Angelegenheiten 
über die XV. Ordentliche Generalkonferenz 
der IAEO vom 21. bis 27. September 1971. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Hof­
mann-Wellenhof. ICh bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Hofmann-Wellenhof: Der 
vorliegende Bericht über die XV. Ordentliche 
Generalkonferenz der IAEO beschäftigt sidl 
neben der Frage der Prüfung der Beglaubi­
gungsschreiben einzelner Staaten mit den 
wichtigsten Punkten des Berichtes des Gouver­
neursrates für das Jahr 1970/71, den Wahlen 
in den Gouverneursrat, der nadlträglidlen 
Aufstock.ung des Budgets für 1971, dem Bud­
get der IAEO für 1972 sowie den Beiträgen 
der Mitgliedstaaten zu den Verwaltungs­

Hohes Hausl Ich möchte nun noch meine kosten. Weiters beschäftigt siCh der Bericht 
Feststellungen in drei Sätzen kurz zusammen- mit Fragen der Atomenergie für Entwick.­
fassen: lungsländer und der Kooperation zwischen der 

1. Die Regierungen sollen die Möglichkei- IAEO und der Arabischen Liga. Angeschlossen 
ten des Europarates besser nützen; das lliegt sind dem Bericht die Tagesordnung der Konfe­
nicht zuletzt in unserem Interesse als neutraler renz, die Liste der Mitglieder der österrei­
Kleinstaat. chischen Delegation, eine Zusammenfassung 

2. Neben einer großen EWG soll der Europa- der Eröffnungsansprache des Generaldirektors 
rat als ein Organ politischer Willensbildung der IAEO, Auszüge von im Plenum gehaltenen 
in Europa an Gewicht gewinnen. Reden sowie der vollständige Text der Rede 

3. Sicherheitspolitik - ja, aber eine Sicher- des österreichischen Delegierten. 
heitskonferenz nur dann, wenn sie der Sicher-I In der Sitzung des Ausschusses für auswär­
heit der Europäer und nicht der Sicherheit tige Angelegenheiten und wirtschaftliche Inte­
einer Großmacht dient. I gration vom 21. März machte einer der anwe-

309. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 27 von 53

www.parlament.gv.at



8666 Bundesrat - 309. Sitzung - 23. März 1972 

Hofmann-Wellenhof 
senden Herren Vertreter des zuständigen 
Ministeriums darauf aufmerksam, daß im vor­
liegenden Bericht auf Seite 3 zweiter Absatz 
amte Zeile von oben ein sinnstörender Druck­
oder Satzfehler der Korrektur bedürfe. Es 
muß hier statt "Atomwaffenstaaten" richtig 
"Nimtatomwaffenstaaten" heißen. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegen­
heiten und wirtschaftliche Integration hat den 
gegenständlichen Bericht in seiner Sitzung 
vom 21. März 1972 in Verhandlung genom­
men und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Haus die Kenntnisnahme des Berichtes zu 
empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für auswärtige Angelegenheiten und 
wirtschaftliche Integration somit durch mich 
den An t rag, der Bundesrat wolle beschlie­
ßen: 

Der Bericht des Bundesministers für Aus­
wärtige Angelegenheiten über die XV. Or­
dentliche Generalkonferenz der IAEO vom 
21. bis 27. September 1971 (III-30-BRI12 der 
Beilagen) wird zur Kenntnis genommen. 

Vorsitzender: Danke, Herr Berichterstatter. 

Zum Wort hat sich niemand gemeldet. Wir 
smreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m un g wird der Bericht 
des Bundesministers für Auswärtige Ange­
legenheiten ein s tim m i g zur K e n n t n i s 
genommen. 

19. Punkt: Bericht der Bundesregierung (111-
32 der Beilagen) über die Tätigkeit der parla­
mentarismen Hodlsdlulreiorm-Kommission 

(701 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
19. Punkt der Tagesordnung: Bericht der Bun­
desregierung über die Tätigkeit der parla­
mentarischen Hochschulreform-Kommission. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Hermine 
Kubanek. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatterin Hermine Kubanek: Hoher 
Bundesrat! Frau Minister! Herr Vorsitzender! 
Bericht des Ausschusses für Verfassungs- und 
Rechtsangelegenheiten über den Bericht der 
Bundesregierung über die Tätigkeit der 
parlamentarischen Homschulreform-Kommis­
sion: 

Auf Grund einer Entschließung des Bundes­
rates vom 12. Juli 1968 wurde im Bereich des 
seinerzeitigen Bundesministeriums für Unter­
richt eine Hodlschulreform-Kommission gebil­
det, der je sechs Vertreter der Professoren, 
der Hochschulassistenten und der Studenten, 
ein stimmberechtigter Vertreter des Verban­
des der Lektoren und Lehrbeauftragten sowie 

je zwei Vertreter der Osterreichischen Volks­
partei und der SozialistIschen Partei Oster­
reichs und ein Vertreter der Freiheitlichen 
Partei.Osterreichs angehörten. 

Die Hochschulreform-Kommission trat erst­
mals am 31. Oktober 1968 zusammen. Bis 
Ende 1969 fanrlen insgesamt 14 Sitzungen 
statt. Es wurden eine Reihe von wichtigen 
Empfehlungen beschlossen, aus denen ins­
besondere jene zur Einrichtung von Studien­
kommissionen und zur Schaffung eines neuen 
Typs von außerordentlichen Professoren her­
vorzuheben ist. Mlit der Bildung des Bundes­
ministeriums für W-issenschaft und Forschung 
ergab sich die Zuständigkeit dieses Bundes­
ministeriums. 

Nachdem die Mehrheit der Kommission 
gegen das Votum der Professoren die Frage 
der Zusammensetzung der einzurichtenden 
Institutskonferenzen beschlossen hatte, erklär­
ten am 23. Juli 1910 die Vertreter der Hoch­
schulprofessoren, daß sie außerstande seien, 
weiter in der Kommission mitzuarbeiten. Erst 
nach Gesprächen von Bundesminister Doktor 
Hertha Firnberg mit der österreichischen Rek­
torenkonferenz erklärten sich die Vertreter 
der Professoren zur neuerlichen Mitwirkung 
bereit, und die Kommlission konnte am 
18. Jänner 1911 (20. Sitzung) erstmals wieder 
zusammentreten. 

In der Folge wurde ein von einer Experten­
gruppe des Bundesministeriums für Wissen­
schaft und Forschung ausgearbeiteter. Diskus­
sionsentwurf für ein Universitäts-Organisa­
tionsgesetz beraten. 

Im Hinblick auf das langsame Fortschreiten 
der Beratungen erklärte Bundesminister Dok­
tor Hertha Firnberg in der 21. Sitzung am 
19. November 1911, daß sie entschlossen sei. 
den Entwurf eines neuen Universitäts-Organi­
sationsgesetzes so rechtzeitig fertigstellen zu 
lassen, daß die allgemeine Begutachtungsfrist 
bis Herbst 1972 beendet sein könne. Einver­
nehmlich legte die Kommission sodann fest, 
daß in fünf weiteren Sitzungen der Diskus­
sionsentwurf eines Hochschul-Organisations­
gesetzes beraten werden sollte. 

In der 28. Sitzung am 14. Juni 1972 ver­
langte der Vorsitzende der Osterreichischen 
Hochschülerschaft von den Vertretern der 
Hochschulprofessoren die Di:stan~ierung von 
einer EJ;:klärung der Rektorenkonferenz be­
treffend die Mitwirkung von Studenten und 
Assistenten in akademischen Behörden, die. 
anläßlich der Begutachtung des Entwurfes 
einer Novelle zum Hochschul-Organisations­
gesetz abgegeben wurde. Die Vertreter der 
Hochschulprofessoren erklärten dazu, sie 
könnten nicht im Namen der Rektorenkonfe-
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Hermine Kubanek 
renz sprechen, aber ihre Anwesenheit doku- zusammensetzt, und die Aufforderung damit 
mentiere genügend, daß Slie. weiter zu Bera- verband, binnen Jahresfrist einen Plan zur 
lungen und Verhandlungen bereit seien und Reform des österreichischen HoChsChulwesens 
ein freies Verhandlungsmandat hätten. Diese auszuarbe1iten. 
Erklärung wurde von den Vertretern der Stu- Mit Erlaß vom 18. Juli 1968 hatte Bundes­
denten als nicht genügend angesehen, und minister Dr. Piffl bereits die ersten Schritte 
sie erklärten, daß sie unter diesen Umständen 
an den Beratungen der Hochschulreform-Kom­
miss.ion nicht mehr teilnehmen könnten. Der 
eingesetzten Hochs dmlrefo rm-Kommission 
war es somit niCht möglich, die ArbeJiten ein­
vernehmlich und positiv abzuschließen. 

Als Beilagen angeschlossen sind dem Bericht 
der DiJSkussionsentwurf für ein Universitäts­
Organisationsgesetz, das Protokoll über die 
28. Sitzung der Hochschulreform-Kommission 
sowie ein Bericht des Bundesminister-iums für 
Unterricht vom 1. Februar 1970 über die Tätig­
keit der Hochschulreform-Kommission bis 
Ende 1969. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat den gegenständlichen Be­
richt in seiner Sitzung vom 21. März 1972 
in Verhandlung genommen und e'instimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
den Bericht zur Kenntnis zu nehmen. 

ALs Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassungs- und Rechtsangelegen­
heiten som.it durCh mich den An t rag, der 
Bundesrat wolle besChließen: 

Der Bericht der Bundesregierung über die 
Tätigkeit der parlamentarischen Hochschul­
reform-Kommission (III-32-BR/72 der Beilagen) 
wird zur Kenntnis genommen. 

Vorsitzender: Ich danke für die Bericht­
erstattung. 

Zum Wort hat sich Herr Bundesrat Profes­
. sor Dr. Schambeck. gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Dr. Schambeck (OVP): Herr Vor­
sitzenderl Sehr verehrte Frau Bundesminister! 
Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Wenn 
der Bundesrat sich heute mit dem Bericht über 
die Tätigkeit der parlamentarischen Hoch­
schulreform-Kommission beschäftigt, trifft ihn 
dabei eine zweifache Verantwortung, mit der 
wir - und lassen Sie mich das schon ein­
gangs betonen - über die Grenzen der poli­
tischen Fraktionen hinweg diese Arbeits­
ergebnisse besprechen wollen. 

Eine Verantwortung zum einen, weil die 
parlamentarische Hochschulreform-Kommis­
sion auf eine am 12. Juli 1968 im Bundesrat 
ge faßte Entschließung zurückgeht, die das Bun­
desministerium für Unterricht aufforderte, ehe­
stens eine Kommission einzusetzen, die sich 
aus Vertretern der Professoren, der Dozenten 
und Assistenten, der Vertreter der politischen 
Parteien, die im Nationalrat vertreten sind, 

zur Einberufung dieser Kommission gesetzt, 
die am 31. Oktober 1968 zur ersten Sitzung 
zusammentraf. Dann folgten 27 Sitzungen, die 
ein- oder mehrtäg;ig stattfanden. 

Wie in dem Bericht festgestellt wurde, den 
die Frau Bundesminister Dr. Firnberg vor­
gelegt hat, konnte dem Wunsch des Bundes­
rates, schon binnen Jahresfrist einen Plan zur 
Reform des österreichischen Hochschulwesens 
zu erarbeiten, nicht entsprochen werden und 
nur in einzelnen - und es sei betont: nicht 
unwesentlichen - Punkten eine Eintigung er­
zielt werden, ohne ein Gesamtkonzept der 
HochsdlUlreform zu erstellen. Diese Ansatz­
punkte zu einer Hochschulreform auf dem 
Hintergrund der übrigen akademischen Not­
wendigkeiten gilt es heute dn ihrer rechtliChen 
und politischen Tragweite zu behandeln. 

Dabei trifft den Bundesrat als Länderkam­
mer des österredchischen Parlaments insofern 
noch eine zusätzliche Verantwortung, als die 
Lage der österreichischen Hochsdmlen in den 
einzelnen Bundesländern eine unterschiedliche 
ist; eine Tatsache, die trotz der Bundeskompe­
tenz in Hochschulangelegenheiten beachtet 
werden sollte und gerade dem Bundesrat zur 
Hervorhebung besonders aufgetragen ist. 
Diese Ausübung des Resolutionsrechtes zeigt 
übrigens, wie sehr es auch dem Bundesrat als 
zweite Kammer möglich sein kann, auf Grund 
dieses parlamentar-ischen Kontrollrechtes den 
Weg der Gesetzgebung des Bundes zwar nicht 
zwingend vorzuschreiben, aber doch in einer 
bestimmten Form nicht wirkungslos zu moti­
vieren. 

Die Aufgabe unserer hohen Schulen ist 
dazu, meine Damen und Herren, ein beson­
derer Grund. Hängt doch von ihren Leistungen 
des kulturellen und des wissenschaftldchen 
Fortschritts auch sehr stark das wirtschaftliche 
Wachstum und damit die soziale Sicherheit 
ebenso ab wie die sich dem einzelnen er­
schließbaren Möglichkeiten nach. einer wei­
teren freien Entfaltung seiner Persönlichkeit. 

Schon Kar! Jaspers schrieb über die Uni­
versität: Sie ist eine einzigartige Schule. An 
ihr soll nicht nur unterriChtet werden, sondern 
der Schüler soll durch die Lehre des Pro­
fessors - womit er die Hochschullehrer im 
ganzen gemeint hat - an der forschenden 
Haltung teilnehmen, um dadurch zu einer sein 
Leben bestimmenden wissenschaftlichen Den­
kungsart zu kommen. Die Studenten sind der 
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Dr. Sdlambeck 
Idee nach selbst verantwortlich. Sie sollen 
ihren Lehrern kritisch folgen. Sie haben die 
Freiheit des Lernens. Für den Professor ist 
der Beruf, Wahrheit durch Wissenschaft zu 
überliefern. Er hat die Freiheit des Lehrens. 

Die Universitäten sind Korporationen mit 
Selbstverwaltung, die ihre öffentliche Autori­
sierung durch ein Staatsgrundgesetz einst er­
halten haben, sdtreibt Jaspers. Sie können 
ihr Eigenleben unabhängig vollziehen, weil 
die Begründer der Universität dieses wollen. 
Sie haben ihr vom Staat frei gelassenes Eigen­
leben aus der unvergänglidten Idee, einer Idee 
überstaatlichen, internationalen, weltweiten 
Charakters. Daher beanspruchen sie und wird 
ihnen gewährt die Freiheit der Forsdtung und. 
der Lehre, das heißt, sie sollen die Wahrheit 
sudten und lehren unabhängig von Wünsdten 
und Weisungen, die sie von außen oder von 
innen her beschränken mödtten. Staat und 
Gesellsdtaft sorgen für die Universitäten, 
schreibt Karl Jaspers. 

Es wäre falsch, Hohes Haus, diese Sonder­
stellung der Universität als eine Art geistiges 
Naturschutzgebiet anzusehen, das einen 
gleichsam musealen Charakter sein eigen 
nennt. Im Gegenteil, die Universität hat sich 
auch, will sie ihren Aufgaben gerecht werden, 
der Entwicklung der Gesellschaft und dem 
politischen Bewußtsein sachgerecht anzupas­
sen. Dies verlangt ebenso, daß keine Partei 
überstimmt, nodt daß ein auf lehrender oder 
auf lernender Seite beteiligter Personenkreis 
in seinem Anliegen in den Bemühungen um 
eine Reform der Hochschulen unberücksichtigt 
bleibt. 

Gleichzeitig sollen wir uns auch hüten, aus­
ländische Modelle unkritisch auf Osterreich 
zu übertragen. Im Gegenteil. Wir sollten aus 
den Vor- und Nachteilen ausländischer Rege­
lungen und Modelle heraus lernen. Deshalb 
hat auch mein Klub im Frühjahr 1971 eine 
Studienreise an holländische und deutsche 
Universitäten unternommen, und unter der 
Führung der Frau Bundesminister für Wissen­
sdtaft und Forschung Dr. Firnberg hat die 
parlamentarische Hochsdtulreform-Kommis­
sion eine Studienreise nach Berlin und West­
deutschland unternommen. 

Lassen Sie mich das besonders betonen und 
vor allem darauf hinweisen, was darüber an 
Artikelüberschriften in zwei Zeitungen stand, 
die nicht meiner Partei, sondern Ihrer Partei 
nahestehen. Die "Arbeiter-Zeitung" schrieb 
am 22. Mai 1911 auf Seite 4 die Uberschrift 
"Hochschulreform - Anregung, nicht Import", 
und die "Neue Zeit" sdtrieb auf Seite 3 am 
folgenden Tag, dem 23. Mai 1911, die Uber­
schrift "Reformer studieren mißlungene Re­
form". 

Diese Uberschriften der Artikel über die 
Studienreise sind realistisch, wobei es auch 
in den beiden Zeitungen interessant ist, die 
Schlagzeilen zu lesen, die unter den einzelnen 
Bildern stehen, und ich darf auch auf das 
Interview verweisen, das die Frau Bundes­
minister Firnberg hier gegeben hat. 

Dieser Realismus soll uns weder mut- noch 
richtungslos werden lassen, sondern uns im 
Gegenteil - das war ja auch der Sinn dieser 
Studienreisen - eine Erhöhung unseres Ver­
antwortungsbewußtseins auftragen. Zeichen 
dafür ist auch der sehr richtige Weg, den die 
österreichischen Unterrichtsminister und spä­
ter audt die Frau Bundesminister für Wissen­
schaft und Forschung gegangen sind, nämlich 
das Vorantreiben der inneren Reform -
anläßlich der Verabschiedung des Philoso­
phengesetzes konnten wir im Juli davon spre­
chen -, die bereits zu einer Anzahl neuer 
Studienordnungen führten und andere wich­
tige vorbereiten ließen, wie etwa Schritte zur 
Vorbereitung der medizinischen und juridi­
schen Studienordnung bereits gesetzt wurden. 

Zeichen dafür sind aber auch die Beschlüsse, 
die von der parlamentarischen Hochschul­
reform-Kommission gefaßt wurden und die 
wichtige Einzelfragen betreffen, nämlich Funk­
tion, Organisation und Personalstrukturen der 
Hochschulen, Fragen des Dienstrechtes und 
einige Studienangelegenheiten. 

Neben diesen Arbeiten und Beschlüssen der 
parlamentarischen Hochschulreform-Kommis­
sion sind von der Frau Bundesminister Doktor 
Firnberg auch Arbeiten vorangetrieben wor­
den, die zur Vorlage des Entwurfes eines 
Universitäts-Organisationsgesetzes geführt 
haben, die uns mit dem Bericht der parlamen­
tarischen Hochschulreform-Kommission in dan­
kenswerter Weise ebenfalls zugegangen sind. 

Die Frau Bundesminister hat diesen Entwurf 
mit als eine Diskussionsgrundlage bezeichnet, 
von der sie auch meinte - wenn ich Sie, 
Frau Minister, ridttig verstanden habe -, daß 
dieser Entwurf nicht ihre ganze Meinung aus­
drückt, und am 19. 11. 1911 wurde von der 
Frau Bundesminister in der parlamentarischen 
Hochschulreform-Kommission ein neuer Uni'­
versitäts-Organisationsgesetz-Entwurf, also 
ein zweiter, angekündigt. 

Lassen Sie mich in diesem Stadium der 
Meinungsbildung um eine Universitätsorgani­
sationsreform einige grundsätzliche Erwägun­
gen, ausgehend von dem Bericht der parla­
mentarischen Hochschulreform-Kommission 
und den Bestrebungen dieses Universitäts­
Organisationsgesetz-Entwurfes, hier vertre­
ten, bin ich doch der Meinung - ich glaube, 
nicht unbegründet -, daß gerade die Tätigkeit, 

309. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)30 von 53

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 309. Sitzung - 23. März 1972 8669 

Dr. Schambeck 
wenn Sie mir die Abkürzung PHK ab nun 
erlauben, der PHK genauso wie die Stellung­
nahmen zum UOG-Entwurf I sicherlich auch 

Wird :im Sinne einer mehr partnerschaft­
lichen Ordnung das Wort der Mitverantwor­
tung gesprochen, dann wird darunter keines­

eine Grundlage für den neuen Entwurf bilden wegs verstanden, daß die Studenten ihren 
werden. Lehrern die Vorlesung vorschreiben und die 

Diese meine Ausführungen sollen sich 
erstens auf die Frage der Einführung der Mit­
bestimmung aller am akademischen Leben Be­
teiligten, also auch der Studenten und Assi­
stenten beziehen, zweitens auf die Frage der 
Verbesserung der Rechtsstellung der Assi­
stenten und Dozenten eingehen, die Aufgaben 
und Entwicklungsmöglichkeiten mit einschlie­
ßen, und letztltich einige Bemerkungen zu den 
neuzusdtaffenden organisatorischen Einhei-
ten. 

Aufgaben der Forschung stellen und umge­
kehrt die Lehrer ihre Studenten besonders zu 
überwachen hätten. Eine Verbesserung der 
Zusammenarbeit von Lehrenden und Lernen­
den wird in dem Sinn gemeint, daß die Leh­
renden und Studenten sich ergebenden Auf­
gaben in ihrer Erfüllung besser als bisher 
aufeinander abgestellt werden müssen. Auf 
diese Weise könnte der pädagogische Erfolg 
des Unterrichtes für den Lehrer ebenso erhöht 
werden wie der Lernerfolg des Studenten, der 
nicht bloß Hörer im Sinne des Zuhörens, son-

Hoher Bundesrat! Das Streben nach Mitbe- dem Beteiligter in einem Erfahrungsprozeß 
stimmung ist ein Streben, das heute im Zusam- ist. 
menhang mit der Demokratisierung des öffent- In diesem Sinne der Zusammenarbeit hat 
lkhen Lebens verständlich ist. Das Bemühen sich schon in vielen Fällen audl die Mitwir­
darum - und das mödlte ich besonders 'unter- kung der Studentenvertreter in Entscheidungs­
streichen, weil in der öffentlichen Meinung gremien als sehr posi1:!iv erwiesen. Wenn man 
über die Vorgänge auf akademdschem Boden an der Wiener Universität, etwa an meiner 
so unteIlsdliedliche Meinungen herrschen - Fakultät, der Rechtsfakultät, feststellen kann, 
ist meiner Ansicht nach keine paramilitärische daß trotz Masseninskriptionen manche Hör­
Revolution, auch wenn es bisweHen :in Wien säle leer sind, dann ist eine orgamsatorische 
den Anschein gehabt hat, sondern vielmehr Reform unbedingt notwendig, denn wenn die 
ein Bewußtseinsprozeß um das Neue und Hörsäle außer bei Pflichtübungen leer sind 
Erstrebenswerte, und das ist deshalb meiner und sich nur die Massen ... (Bundesrat 
Ansicht nach positiv zu beurteilen. W a 11 y: Leersäle!) Sehr richtig: Leersäle. Ich 

Es wäre auch falsch, zu meinen, die Studen­
ten wären ,immatrikulierte und inskribierte 
Revolutionäre und die Hochschullehrer, vor 
allem die Herren Professoren pragmatisierte 
Sprechbeamte, die nach einem geleisteten 
Monolog auf zu spendenden Applaus warten. 

Wlir müssen uns vielmehr um ein neues 
Rollenverständnis bemühen, wenn ich diesen 
modernen Ausdruck gebrauchen darf, und um 
eine neue Form der Zusammenarbeit. Das ist 
kein Weg zum Chaos, sondern vielmehr zu 
einer neuen Ordnung, denn jede Ordnung, 
auch die auf akademilschem Boden, wird nur 
bestehen können, wenn sie von Autoritäten 
getragen ist. 

Es kommt allerdings darauf an, die Autori­
täten neu zu begründen. War früher die Auto­
ritätsbegründung nahezu eine ausschlließliche 
in den Positionen, so wird sie in Zukunft 
mehr eine Autoritätsbegründung auch iin den 
Argumentationen sein müssen, und wir wer­
den hier den Weg von einer mehr hierarchi­
schen zu einer mehr partnerschaftlichen Ord­
nung anzutreten haben. Das wird schon bei 
der Auswahl der Assistenten, bei der Habili­
tation, bei den Berufungen - ich darf noch 
dann darauf eingehen - mit zu berücksich­
tigen sein. 

darf diese Bemerkung in mein Repertoire, 
allerdings unter Zitierung Ihrer Person, Kol­
lege Wally, in Zukunft mit aufnehmen. Eine 
treffende Zwischenbemerkung. 

Das bloße Prüfungsmonopol für die Profes­
soren, Dozenten und Assistenten ist für ~ine 
neue Ordnung auf akademischem Boden zu­
wenig. Es gibt nämbich manche, die sagen, dies 
würde ausreichen. Dieser Meinung bin ich 
nicht. 

Meine Damen und Herren! Beachten wir 
aber auch, daß "verantworten" "Antwort 
geben" heißt. Und verantworten kann jemand 
nur das, was er als Wort und Anspruch ver­
steht, das heißt, antworten kann man nur auf 
das, was einen anspricht und worüber man 
sich ein Urteil bilden kann. Die Verbunden­
heit von scientia und conscientia, Wissen, 
Mitwissen und Gew.issen 'ist uns geläufig. 

In der Einleitung zum Universitäts-Organi­
sationsgesetz-Entwurf, den Frau Minister Firn­
berg vorgelegt hat, wird auf Seite 6 von einer 
Mitverantwortung der am Wissenschaftspro­
zeß Beteiligten in der Form einer durch Funk­
tion und Kompetenz gestuften Mitbestimmung 
gesprochen, die zu den allgemein anerkannten 
Grundsätzen einer neuen Universitätsstruktur 
zählt. Ich zitiere wörtlich. 
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Dr. Sdlambeck 
Damit, Hoher Bundesrat, wird das Wort 

einer nach Sachgebieten differenzierten Mit~ 
bestimmung gesprochen, ist doCh auCh fest­
stellbar, daß etwa die Interessen und Fähig­
keiten zur Beurteilung der am akademischen 
Leben Beteiligten in ForsdlUng und Lehre 
verschieden sind. 

Der Verfassungsgerichtshof hat ja auch in 
seiner Rechtsprechung erklärt, daß der Gleich'­
heitsgrundsatz dort verletzt wird - das darf 
iCh gerade auch dn Anwesenheit des Herrn 
Bundesministers für Justiz betonen -,. wo 
GleiChes ungleiCh oder Ungleiches gleiCh 
behandel t wird. 

Der GleichheHsgrundsatz verlangt die ent­
sprechende sachliche Differenzierung. Dagegen 
wird allerdings vor allem von den Studenten­
vertretern eingewendet, daß eine genaue Dif.:. 

. ferenzierung in saChlicher Rechtfertigung sich 
niCht leicht finden ließe, und sie fordern auch 
auf dem Gebiete der Forschung - niCht allein 
der Lehre - die starre Drittelparität, mit der 
sich intereSisanterweise auch schon einleitend 
der UOG-Entwurf sehr dankenswert aus ein­
andersetzt. 

Dber diese Forderung - meine Damen und 
Herren, Sie werden jetzt vielleicht erstaunt 
sein, von einem Repräsentanten dieser "ver­
haßten" Ordinarienuniversität so etwas zu 
hören - nach starrer Drittelparität möge man 
siCh doch nicht wundern, entspringt sie doCh 
einer - Kollege Skotton, ich freue mich, daß 
Sie ruhig hier sitzen und nicht vom Sessel 
gefallen sind ... (Bundesrat Dr. S kot ton: 
Sie bringen mich heute um meine ganze 
Freude! Ich kann Ihnen gar nicht wider­
sprechenl) Das tut mir ja leid, Herr Kollege 
Skottonl Das ist ja das Tragische in der öster­
reichischen Politik, daß man von vorgegebe­
nen Leitbildern ausgeht und dann entsetzt ist, 
wenn die Meinungsdiskussion anderes ergibt. 

Erlauben Sie mir in diesem Zusammenhang 
sin Zitat zu nennen von einem Herrn, der 
nicht meiner po1itischen ReiChshälfte ~ngehört, 
nämlich Gottfried Benn, der anläßlich der 
ersten Berliner Blockade in einem später 
berühmt gewordenen Brief geschrieben hat: 
"Das Abendland geht nicht zugrunde an sei~ 
ner materiellen Verarmung. Das Abendland 
geht auch nicht zugrunde an den Grotewohls, 
Ulbrlichts und Molotows" - heute würde er 
andere Namen nennen -, "auCh nicht an den 
Konzentrationslagern. Das Abendland geht 
v.ielmehr zugrunde an dem hündischen Krie~ 
chen seiner Intelligenz vor den politisChen 
Begriffen." (aundesrat Wall y: Das sollte der 
Oswald Spengler hören!) Glänzend I 

Meine Damen und Herren! Diesen Aus­
spruch sollten wir überhaupt für alle politi~ 

schen Diskussionen anwenden und vor alle 
Parlamente schreiben. Wir würden vielleicht 
dann leichter hier miteinander sprechen. 

Me,ine Damen und Herrenl Diese Beantwor­
tung in bezug auf die DrittelparHät bitte ich 
insofern zu verstehen, weil doch heute -
auch unsere Zwischenbemerkung, die nicht ein 
kurzes Abschlagen im Vorübergehen, sondern 
die Berührung von Meinungen in einer parla­
mentarisChen Diskussion war, soll uns deshalb 
gegenüber unseren jungen Freunden auf aka­
demischem Boden nicht überrasChen, denn ent­
springt nicht auch d'ie Begegnung ~er poli~i­
schen Parteien und die parlamentansChe Wll­
lensbildung überall dort, wo Ordnungspro­
bleme verpolitisiert und ideologisiert werden, 
einem großen Mißtrauen gegeneinander? -
auch !()dlelse U!l1SeTe jlUlIlJg,e!Il Freunde, Si() w:1e es 
ihnen die Älteren jahrzehntelang vorgelebt 
haben, auch ein Mißtrauen haben, sie könnten 
übeTvarteli:lt werden, wenn 'Ilii'cht 'eillle StaTl'­
hen<! der PaI1ität ,gelgebe!Jl.'~st. 

Dasilst lein Problem, das nicht 'erst heut.e d:n 
de;r sogenannten Zwedrt:oo Repubhlk ge'ge,ben 
ilst. Erllauhen Si'e mlÜr, Ihnen. ledn.e Stellie vorzru­
lesen. bzw. €,iill1i!g,en !in Ellinne,rung zu rufen: 

"W'ell1n slich Vätler Ida~an 'gewöhnlen, ihre 
~ilJlide'I elinf'a!ch gew ähI1Em 'U1l!d J~alUfen zu ,1Cl1S­
sen, wÜle sde woUen, und 'Slich vor !ihren erwaCh­
s'enen Kinde,rn 'g'e'ratdezu fürchroon; OIdle'r Wienn 
SöhIl\e schon selin woHen w,ie Idie Väter,aliso 
i'hfie Eltern weder Ischleruen noCh !sich um 'i'bre 
Worte kümmern, Isich ni'Ch,ts mehr ISIaIg1en l'a/S­
s'en waUen, um Ja 'recht erwacbJselll und se~b­
s!tänlcbig zu eTSmeinen; wenn ddle Lehrer bed 
solmen Vm'hältnJissen vnr lihrten Schülerlll Zli,t­
tern un!() 'i!hnen lli'e'be'r schmelichieln, sllatt ISliie 
srcher und mit starker Hand ialUf 'elilflJen,ge!flarl'elIl 
Weg zu fÜ'hI1en, sod,aßdie Schüler ISlich IIlIi:ChtJs 
methrarus 'solchen Lehnltrn machen; wenn ISS 
übe'rhaupt :schon Si() weit !hSt, daß ISIi'ch die Jün­
g·efieln dien ÄUelI1e'Il gl'eichste,Llen, jia gegen !Slile 
a'l1!ftreten lilll Wort ttmld Dat, dtie Atten Isich aber 
unter die Junyen sett21en und !SIi.ch lilhnelll gefäl­
Hlg zu machten veIISuchen, ,indem Isti'e, ,ihre 
Alberrruhedten und UOlJg'ehöriig:l{leli,telIl übeI"'S1ehtelIl 
oder ga'f oo,ran teilnelbmen, Idamit Islile j'a niCh,t 
dein AIlJsmeiin erwec"[{;en,als Is'etien. siJe Spitell­
\11eIIlderber oder 'auf AutoI1iltät VelI1SIelSISIEm; wenn 
auf diles'e Vfeds'e ,die See'le \Und leliite· Wlide1r­
stJCI!IlJeliskJ'laft der JUOlJgelIl laHmähliIch mÜJ'lbe WIe'I­

den; we,nn 'Sie a,uf,sä'Slsd,g wellldteill UOlJd 165 ,sChUeß­
ltich IlJiCht mehr ertr'aJgen kÖDlIllen-, wenn man 
nur elin kliein wenig Ui11'terorrlnll1lIl!g von ~hllJen 
verlangt; wenn sie am Ende dann auch die 
GeSlet~e V'er,a'ch,t'eTI, weilllSliJe 'tlJilemand u'Illd nlichts 
me1hr ,allS Henen übe,r 'sdch 'Cl'Ilie['k!ennen woHen, 
so ,ist das der sChöne jugendfrohe Anfang der 
TyraIl'Il!ei.'· 
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. Dr. SdJ.ambedt 
Hooer BU[)J(:1:esr.at! D~eser 'satz !steht rucht in 

e1iiIlJeo:n dier Paperback!s VOiD. gärugig,en PolriItolo-
9100 'Oder solchen, IcHe ISlich dafür Q]aJltem, lauch 
[l!icht dlIl Iden ProgrammschIliften eine'r polirbi­
sehen Bartei, sOiIlJoom rdaJsnat PIIMo 427 vor 
OhI1i1sti in Iseliner "Pa~iltJei,a", Band V, 63, ge­
schl1ieben. Daran darf lich bei dieser Gelegen­
h1eit ,eIlillllJlJeffi, und wiJr können unIS dlie Mei­
n'll!Il!g darüber bHden, ohne, 'aHte'lidiJnlg1s, meitne 
Damen urud Herven, 'an tdii1esler SteHe, d.rn, dI~esem 
verantwortungsvollen Augenblitk des Hohen 
Ha/UiSles der Meilll'llJIlt9' Iseim zu woUern, daß dJi.le 
Forderung naeh MitbeistiimmUllltg Idle'r Anfang 
emelr Tyrannl~s !Steirn iDlUß. 

Es iSiem laJber dm Anschluß !an PtLato, tdieo:n lieh 
,aruch heute labend lin der Re,chbsplhiilosoph!re 
z'Ufälllilg meline HaJUptvorlesung 'ZIU Wlidmen 
haben werde und der nicht allein eine 
"Politeia", sondern auch die "Nomoi" geschrie­
ben rund dami,t bektanntHchdalS W o'rt für den 
RJedltssta!at glesproc:hoo hat, lin ldiilelsem HalUls 
lauch Idhe Pnatge 'Q1e1SbeUt: WI~e sbe\hte\s mitt 
'weser Fordelmmg nach MiJthes11immung aUls der 
Sicht ,der V iedaJslSU!I1g,Voor iaJllem ,im Hinbl:i<k 
'auf dals v:eT~aSlSU!IlJg,slgtetsetz'llidl lQ1ewähr1eiJstete 
GI'IU!I1dre'cht deir Frelilheit der WFS5le!IllSchaft uru:i 
litbr;er Lelhr,e, Artitkel 11 des StJaJatsgrulDJdgeset­
ZielS von 1861? Ich möchte dJaJS J'ahr 1861 heto­
nen, denlIl das wanen ja Grundrtemt.le, die 1d!iJe 
Uber:al'en 'eQlß!eIl}. da:maJIlSaJbsolutilstJilSch ld!elll~e!Il­
dem Mona'fchen ,a!bge'1Jrotzt ihlaibelIl. Das waren 
GruI1lO!rechtbe, die zu leilßleir Zeit edals~sle!Il WUIT­

den, allS Ie:S moch kein demok[\atiis,dlJeIS Wahtl­
recht Ig,ab, daJs j1a hcl<Joon<tllrch eIlst 1896 'Und 
1901 'elingeführt wurde; (Lile Fnauelll ,h!aben über­
haupt eIlst.a'l's Mongern'gabe delr Rierpubl\ik lim 
Jahfie 1918 d'as W,ahlrecht eTh!aJltlen. 

Wifr hefinden UlllIS QIIl eirnem S ttaJd!ilUm der 
Neukodifikabion der Grurnld'nechtle, 'lmd !es muß 
unIS dafhe'f tdeshaJ b ISelbstVleJ:lstälndIieh lalUcb hlielf 
bewußt ,sein, d1aß di,e AnliitelQ1etll der HochJSchul­
reform bei der Neukodlilfiklal1Jilon der Grund­
rechte mit aufgenommen werden sollten. Da 
ich TIJicht tdilese,r Kodifi:kJaif!iOtllskommiJsSiFon .arng,e­
hÖI1e, möchte :ich !di1e Oelegenhleilt !benutzen, um 
dashiler 'z'u betOilien. 

Hoher Bundesratl Erfreulicherweise Hegt zu 
aiieser FraJge nicht laJlletin leine Rei!h!e von über­
eiiJnsbilmmentden StelltungllJalhmern meiner Kol­
legen laJIl!den östJer:r:ed!dllilSchen Rlech1lsf:aJku'ltällen 
vor, sOI1Jdern auch 'eim Ou1Jachrt!en IdieIS V,f!!­
f,aJssun91sdwenstelS des BUnldelSk>aJl1z,lel1amtelS, das 
auf Grund 'eil1ler daJl1IDentSwer:l:en Bitte des Bun­
oosmliDJilstemums für WiiJs&elIlJSmaft 'l11I1Jd For­
schrulllg um '8'iIne S1lell'l1lllg:IlJaihm:e des VIe'rf.as­
sll'Il91sdtiieIllStes zum leIl1stelll Entwurf des UOG 
a'lllslg€larbelitet WiUI1de. Ich möchte, !Schon ,e\il1lIIe!i­
temd sagen, ,daß dieses GutachJten ldie Verlet­
zung des Gnmwechte'S ider PI1elilbJeit vorn Wis­
seIlJschaJft lUnd FOI1sch:ung ~etStste!llt. La:SISIoo Sie 

mi,eh lalUiS dd.leser AIlifIlaJQ1ebelCilIltwortung die 
W1€Ise.ntHchJen StJelltelIl Wer ziitiiJeren, weitl sie 'UM 

j a aHen aufgegeben sind. 

"Di,eeiIlJseh,lägli.ge lJi'be~a1ulr", 50' ,behaJUpfiet 
das Gutachten, "stimmte darin überein" - ich 
möchte hetOI1Jell, daß dieses Gutachten tnJi'Cht 
V'on Pro~€lSlSOren, /SIonrle'm vom Vedass'lllIlgs­
dilenJSt !des Bu!l1tdletSroanzllooa'Ill1Je5 !ausgteaTbei!tJet 
wurde -, "daß die Hochschulautonomie im 
2'JutSlamm!Em'haJl t mi't dem VlerfalSlSUDJgISigl€ISfetzlich 
(Artiktel 17 A:bs. 1 S1Jaa!1JSIg'rundge\Sletz) ,gar.an-
1Jierten Grundrecht dier Freilheii!t der WWSlSen­
s,dliaft fUnd .ihrer LehJre 1ge1sooen werden müsse. 
Nach der JudilkJatm des VerfalS\S'UIlIgIsgieIlimtlS­
hofes Isei zWlar das 'aJU!s A'fItIiIkel 17 Abts. 1 
StGG alblelil1lb(llI1e Grummc:ht ,auf uDJgeb.tilIlldmte 
WlilS!selIlischiaftHche FOI1Sch'UIllg mlilcht iaJUf Idlie FOT­
schllmg irrn Bereich der Hochschlll'~e!Ilbelg.chränk't, 
bedeute ,aber diaJS GruooIlecht der 'UJIl!gtEfuülllldelf­
ten Lehre der Wisslenscha:ft late PIIetihei:t der 
Deme ,aln ,den Hochisch'U~ern. Nadl Melimmg des 
Verf,aJs!SIUiIlIgsdtilelIllSDes dlSt !Sorit daJS von dIer 
Bund'8'SV'elrfiaJSlSullJg vOliaJUlSgetSlet1:~te Le.i'1Jbilld der 
HochschullaJUtonomite mi,t IdJem tg'l'lllIl1IdiI1echtllichen 
Schutz delI" Freiheit der WliiSISIe!l1tSchafltlli'chelll 
LehIle und Forsch!UIl!g lan den Hoch!Schulen 
untrennbar verbunden." 

In dem vorläufigen Gutamten !heißt ,es wei­
ter: Man müsse I1Jicht ia:llle vom Gesetzgtetber 
dem Beretch der HochJschJul:au1onomite zuge­
wüleSienen Ange,legenhelioolll Iiin runmittelhalre. 
Be~i'eihung zu dies,em Orundll1echt S1ettzern. Es 
.}Iiege v!ilellmehr dlile ArnilllaJhme !Iltal1re, daß 1iJJ:merr­
h!aJ~b dlil6se.r Alnlgtelegenibeliilten teliIlle deutliche 
AbstJufitmg hmsichtLich Ider nähJeIie!Il oder eI1it­
f'emteren Be~iiehullig zur P.I1eiihtetilt dler Lehre 
der W,nsslenschaft festsbeHbar sem. 

Eine UmgesuaHung der HochJSehw,alUltonomie, 
,aile den u!l1tIIl'itte'lbaren Zrusammenh1aJTIIg mllit Ar­
tikel 17 Abs. 1 Staatsgrundgesetz außer acht 
~aJSiS!e, würde e'ine llleUle Forrm der HochlschJul­
selblstVletrWlallinmg 'schlafietn, idJiIe lIlIieht mehT 1a:lJg 

von der Bundesverfassung vorausgesetzt 
be~I1acbtlet W1el'Id!em könm.te. Sie stünde damit im 
Wilde,r,sprueh 'zum W oIltltaJut des Arbik,el!S 20 
Albs. 1 B-VG, der IdJiJe stalaltJItichle VierwatHufOY 
alIlldJile W€liJsIungen der vOI1ge!S1etz:ten ... OIlgarne 
dies Bundes und der Lämler 'biJnldet. Denn zum 
WIesen der Hochsch'U~selibstVlelIW!a1t1\llllJg ,gehö,rt 
IQell1aJde dliJe Preihett l~hTeirOTlgane vonWed­
sUilllgen der sbaatliidlle'll Behörden. 

Wei,bens :sei ,der W'etSellISIgehlatlt Ider von lder 
B'll!D.tdetSVleflfialStSung vOIlartl!SgeLSIetzten Hochlschul­
aJUtonon]jle eIlJtseheildieiDJd Vleränidert, wenn /in 
!i!hrem IUnmittelbar mtt dem Grundre'cbit des 
A'l'1likels 17 Abs. 1 B-VG Vlellbundlernen Teiil­
beI16ich Prersonen ,auf ldü,e WIiIJ:lenJSllildung der 
Z'UlStändti'gen Organte Ietilnlen Bi'llfiuß haben, ddle 
ihrerseits nicht Träger des !im Artikel 11 
Abs. 1 StGG g,ewähdei!srberlJan Grundrechtes 
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Dr. Schambedt 
sm, Genadte dms tUie aber der v01'l'~egerule 
Entwurf, erklärt der Verfassungsdienst des 
B undelska'l1z1er:am tes. 

"Das vorUiufige Gutachten des Veldas'S111IllglS­
diteIl!Sbes VlertTitt ferner die AunalSisung, daß 
'auch dille ;in delIl. Erläuter:tlTIlgen zum Erntwurf 
i!n. A'll!S'S1idlt ,gelSteHtJe iErlialSlS'1lDJg eliiIlJes· ,Dua:ch­
ffihwlIlJgI8JgelSieizes' ZfUm Artillool 17 StGG 00 dle'r 
p'robllemabi'k nlichts ändel'le rund daß ,auch 'arUJS 

dem historisChen VeI1ständnis der Universität 
als Korporation IS/i'ch keilrne allidJe'IJe SiCht leiigebie. 
Es würde dem GleicbhedJbs'grulJlldJSiMz ZfUwlidler­
larufen", erklärt de'r Ve,dalSISrungsdielßlst, "wollte 
moo ,aruJS dem K:orpoIlatJiO\l1lslgedalllken dtile Zu­
lä'SSi:gkieit dea: MHwj1r!kuDJg von IlIkh:t milt der 
LehI1befugmrlis" - rund ibliieii hanrlle'lt elS Isich um 
ein Kernproblem der Universitätsreform -
",alUsgetstatterteill ~e!r50Illen 100 der Wd.illensbhl­
OOI1!g lim runmitte,lbar mli,it der Prelihe,Lt ldea: 
Lehfle ,dJer WdlSISeIIlJschJaH Vlerb'lJtIlldeI1!en Berelich 
der Hochschulautonomie ableiten. 

Endlich IStetz,t lsich 'aalS Gubambei11. ,auch mit 
delr :Fraye ,auseli:nanJder, ob 'a'l1JS dem der Bun­
desverfassung zugrunde liegenden demokra­
tirschen Priinzip (Arhlb~l 1B-VG) ISlich etiJne 
a:ndefle S]chteflg~bt. DClIs Gutachten legt untter 
Berück'SilchbLguilig teLer Li,t'e'l1atrur da'r, ld!a,ß dias 
dlemokr.abi>sch!e PiI1i~ip des BlUnJdIeIS-Verf'alS­
sruTiigtsgesetzes ,alLs SouVieTämtät dies Gelsamt­
vo1k'es zu verstehen Iseli rtmId lei'llJe maß,gebendle 
WliUeIllSlbiHduIllg von Gruppen dies Gesamtvol­
kies lIlur ,i'Illso~er:ll ZfU.!I'aOSlSle, lalls lSIüe vlerfiCllSiS'Utlllgs­
g'eIS'eJtztbich ,aru;sdrückllich vOTgelsehen ust. DalS 
bedeute ,alber, d,aß diJe Hocrusdml:s'elbstv€lrWlail­
tu,ng ,atUJS dem demokIiahl!scoo!llPriilIlz.ip 'nur d!ll 
der rechtliich,en Au'sprägrulIllg 'abgellßlirbet WJe,rden 
könTIJe, lin der sie teLer B'lmdes-Vie:r:falSiSlUngs,.. 
gesetzgeber bereits vorgefunden hat. 

A:bschlhlJe'ß,e!lld V'erweliist Idas v orl äufige Gut­
a'chten ,auf dJi!e Mög1li1chJ.mi1, dJile dalI1g,ell:egte 
V'erfalsS'UTIJgsrechtlichJe P,roblemalti!k ~n der Form 
zu bereinigen" - und auch das wollen wir 
nicht übersehen -, "daß eine ausdrückliche 
bumlesvedalslS'll!llYSigeSlet'ZltChe Grundl,agre für 
dJiie Im HntWUlr( vOl1g'elSlelheilie KOIßlstruktt10n ye­
schaffen wliTid. Auch dime mÜSlSIe lalber alUf 
bestehende UlIltJe'I"scbJiledJe lim T,a'ÜsächtllilchenBe­
dacM ifiiehmen. " Arusätze da!Z'U 1'l'leffren Wlitr 
bererts lin dem BntWoUTf 'Ider FI1alU BU!IlJdels­
minister zum ersten VOG-Entwurf an. 
"SdJe wende ,aliso dliJe MütibesrtJia:nmlU!IlJg!im Be'milch 
dler Hochschulen nlicht !im Sin!Ille teLer nlUIIl1Jm.q­
sCh\ßlIl. Gleichheit, 'SO'Ildem runtetr Bedachtnahme 
auf ,ddlß :inn Hocrns'chul'berelkh hestehlß'Ilde Auf­
gabenteilung einrichten müssen." 

So schreibt der Verfassungs dienst des Bun­
deskanzleramtes in seinem GutaChten, das 
allen Fraktionen und allen am Hochschulleben 
Beteiligten zur Auseinandersetzung aufgetra­
gen ist und uns im besonderen, da der Bundes-

rat in verdienstvoller Weise die Initiative 
ergriffen hatte. 

Hohes HalUlS! W,enn ich lalUf IdJiJe5eIS GutadI.t.en 
und d!arrnit lauf dli!e verf'aJS'sUIIlJgs'flEKhtLiche Pro­
bl'ematiik ,akademilsruer MitbetstoiJmmUInJg mn­
weilS'e, Idann tue ,ich 'elSruimt, rum dire Mlitbe­
stimmung ,albzulehnen. Sliie lbJaiboo. IS~ch Wßll­
leicht bei meinen Ausführungen gedacht, 
Smambeck wiifld llCllIllg'sam ein D~al,eik1JDke'r und 
ändert Slsine Meinung. Meine Damen rund He.y· 
ren I DaJS liJst nJidtt 'dJea: FaH. Im Gegenbeil. ICh 
bettone, diesen UnifJenschJied, um alUf ldJie Not­
wencLigk'e'tt der Be,a;chtung heute' besibehiendler 
VierfiCllS'SIU'I1g'svechtHicher Sdl!IICI.!IlJlren 'U!Ild auf d1als 
ErfoIiderndJs etiIIlIer 'eiinwa!IlldfretiJe!ll vedassU!IllgJS­
rßlchHichen Reg,e.}runJg Idier HomsChru'lol1gamlSla­
won ,bJjlnzuWleiJs'en, roe dem GrunJdJ]:1eCht der 
Fflsihei:t de'r WdlStSieIl5chatft rtmId Lelhre Ia!IlZfUPaJS­
'Sien lilSt, wobei ich S:ite bitt'e, zu belachben, Idaß 
der Artikiel 17 dies Slla'altJs9'l'UiIldlQiesletzss led!ll 
GflUindrecht Jd.aI':st'e,Ht, dialS k!ei'llJen GeSletz·esvor­
belhall:t kennt. Dals ,h!ei'ßt, daß Il!adl dlßlr gegen­
wärtiJgen ~eTfalslsungsLarge ,auf 'elinf,achgesetz­
~i:chem Weg hie'r k'eine A'llJsruahmsheshllIIlIDung 
'Und k!elill]!e KonkootiJsi1eruIl'g möglrch liJstt. 

Ich möchbe .auch glcichz.elilbilg ldie V.eI1Cl1nt­
wortrung betonen, die hWe'f besteM, weil rll(15 
üstJerrelichtiJsdre Verf,a/SIsuiIlgisrecht zum Vnller­
'schdled vom BOl1JIler Gru!IlJdtgeSJe'tz 100Ime 
Wesoosgehaltsg'aflantde kißlIl!IlJt. Wohl htail;)en 
Wlk ,aUelfldilll'g:s inlder RJechrtJspnedlU!IlJg des Ver­
falSlSU1lJ91sge'fli'chtJslhofies hlileiZ'U .Ä!rusätze. 

Das heißt, meine Damen und Herren, daß im 
Hhl'bldck IflUf odile TlabSlache notwenJdJiJg;er Ver­
fialSls'UlIllg,sändeIIDIllg keline ,eiJniiachJe Stimmen­
mehrhl€lirt:, Isondern ,eine CJiucu1ifiztilßlI'te M,eth[!h!e!i,t 
für die HochtschulflefoTID Iin idl~€lSem 1ieliil Z'U 

V'erI.a!I1Jgen rust (Bundesrat Dr. S k 0' t ton: Ha!), 
W1alS dlie pa:l1llamen.ttalnilscbJe VleI1a'I1!tworlrung er­
höht. - AUis dier ZwiJscbJen:bemm-krunJg dJels 
Herrn Bundesl1a'bes Dr. SkottOlll nrehme' ich an, 
(baß Isich ,an dilels'eIIn Punkt lUlßJSere Wiegte rbeli:len. 

In ooS'em Zusammlffi1ihJang möch1:ie l1ch a.uch 
dile 'wgäTIZIellide Bemetk'U!ll,g machen, 'geTCIldJe lauf 
den 'l,eichten ZwtschleJl}jhÜlstilier runlSlems Ko.J1e'gten 
Dr. Skotton ihin, daß li'ch mir 'ßlI1I'alube, diar,alUf 
himmweli'sen (Zwischenruf des Bundesrates 
Dr. S kot ton), ,daß wdlf doCh ,amil, Hohlers 
Haus, für ,dlile Änderung ,delI Sch'llllo!IIg1a1IlitSlati'Oin 
nach Artilkel 14 (10) dile ZWlernd'l'IHrte'lmehirheli.lt 
für di'e .Ä:rudenliI1g .auf Grund des B-VG ver­
langen, 'li[lJd 'ilch meilne, wenn wli:r für dtiJe Ände­
rt1!I1Jg der SchuloI1g:anJEStal1!i.t(){[]; €Im qua,ldlfiziter:te 
Mehrheiit verhmgen, OOIJllIli Ig~bt es [k,aum eme 
I1echbspoHtJisChe und eliIIle ISO'I1JSt lsich recbtfe'I1ti­
g,ende Erwägnmg, WlalI'Um man .hilar IdtlJe HoCh­
scbuloligams,ation 'schlechter hehlCllIlldeln soHte 
a,l;s die Schuloflg:a:nli:SJahlO'n. (Bundesrat DO'ktO'r 
S k 0' t ton: Weil das Ihre Partei bei der 
Schaffung des Allgemeinen HO'chschul-Stu-
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Dr. Sdlambem 
diengesetzes abgelehnt hat! Daher ist es dort 
nicht geschehen!) Herr Kollege Skottoln! Ich 
dad ,alLerdißJgs hetoIlieTI. - ·am das HocbJschul­
Stru.dli'engooetz werde ich noch zru Ispredllen 
kommen -; Wei:l WliIr 'es !hiiletr mit FflaJgeIl der 
HochschuloI1garus·ati'on ZlU tun hoabe!Il, und Idlie 
HOchJschuloI1gaJIllilSa'bi1oo ,(Bundesrat Dr. S k 0 t­
Ion: Ist nicht isoliert zu sehen!) Wst nur rum 
VeDgleich mit der Schnllor:gcmLsa1tion ~ ISeben. 
DaJs Hochischrul-St00i1enge\S!etz, das lei'l1lStiinnmig 
vreraJbsdl'iedet wuooe, beharu:Le1Jt eine andere 
Ma1Jenie. 

Kollege Skotton balt mich jletzt pa!Tl1:eipolli­
tiJsch aJItge'spr:ochen. Ich darf l(lJll'ch aus IdJiese,r 
Skbt daJIla'uf iaJntwor1Jen ItIDd SCligen: Wrie seIhJr 
S!i'ch auch meißle P,aorbei, diJe O&berfleri.dlJitsche 
Volk'sparteli, -der NotwendlilgkJeli.,t der MLtver­
aJIlJtwOl1llun;g bewrußt Inst, Zlemgt lauch !diie BiJ:n­
führung dler über Emptiehlung Ider pta~lamef!l­
tal"isch,en HochschuITeforrm-Kommilsisdonerfolg­
ten Studi!enkomm~ssdooflle!Il durch ldii,e BtmdJeIS­
g.esetze über ,diiJe techrn\iJschein IU!Dld montanrDsti­
sdren StudienIlichtJungen und wie der Boden­
kulrur, die noch untlelr Mil!lliJsoor Mock, nämHch 
1969, erfolgt !ist, das heiißt, unter einem OVP­
MiiIlJils1ler 'sind ,dJi,e er:stJen SchI'it'berur Bet,etilLi­
guny der lernendlelJlt Sai:tle larn ialk'aJd!emilschen 
Leben 'gesetzt worden. Herr Dr. Mock !hat 
auch einem melhr:liad1en WUDJSch lafUIS meiner 
PaJTtei foLgend 'Schlii~bH'ch und miinJdldch ,die 
Ul1Ji'V'e:r:sd,täben 'll!IlId Hornsdrulien ICIJUfgefOlJldert, 
aUe Mögllkh~elilte!Il ;schon vorgesehener Mlit­
belstJilffimuDJg 'aJUlszuschöpfen. Es list erfreuLich, 
daß die Fl1aru Bu'DldesmiIllilster Dr. 'F1mbe'flg lauch 
dilesen Weg der mäg Id'cbenMiJt!betsbiiIIllIIl'lllIllg 
dUlfch d'i.le Stuoo'enkommilSlsllooen f.or;lJgese1zt 
hat. Ich verw,eüsle ,auf dlaJS Buooesgesetz über 
die lQIeilstJe

'
s- und IlIaJ1rurWl~!SIe!IlISchaftllittl/en Stru­

drlJennichtUiIlJg,en IU!DJd ,aJUch auf dile NOV1elHe Z'UJIIl 

Bundesgesetz übeT IdiJe !so7lilall- 'U!l1Id W!iJrbschaf.ts­
WdlSlseIllSchlafiHidlen StruldiilelnnimtJ\mgleln fülf Linz, 
womit ein Wegzru 'einer part!Illersdlaf.thldlien 
Ordnung auf akademischem Boden fortgesetzt 
wriTd. Ich möchte obetooe!Il, daß Sich 'im Igroß,en 
und g'alIl'Zen lauch d,aIS Beri,Zlilehien von Studletn­
tJoo- !und AssilstentenvertTiertJem Z'UIIlächst laliS. 

AulSlkl11lIl.f.tJSpeISO'Il!OO. 'llochohIl!e St!1mmredlt 100-
währt hat. 

Ich habe selbst heute nachmittag eine Fakul­
täl1ssiJt7JUng, in der wi'I' lemen Be!setmngsvor­
schlCligben:andeln iWeI'den, !dier leilnJstimmig, 
,auch milt oder ZUiStimmetndOO MednIwntg der Stru­
den1Jen- und kssäls1lenbeinVlertreoor, gcla,ßt 
wuiroe. 

Wiilr kÖ'IIDen hJeU'tJe SCligen, diaß lS'idl d~e Stu­
d~enkommwSlSdoll'en !im g.r'Üßen uißld gan'Zlelll 'be~ 
währt hahen und daß Wli'r dlal1aUlS für we BiIn­
fühI'ung der Miltbestrlm:mung lauf takaJdlemli;.. 
schem Boden lernen kÖIlillIen. Sm Wlitr· doch 
überze'Ulgt, da,ß ed!nIe :sa'ch- Uißld f'lLJlk,bi:om-

geremte Mitbestimmung lin den ddle S1lulden­
ten primär .BlIlIgIeJhlenden AngIeIlegenihrelirten 'im 
Lehr- und prut.ungsbetnileb sdlon jetzrt begru­
ßeIllSwert list. 

Es WilM ,aber - und ldiaJs dJad Ii,ch alUeh. beto­
nen - geDJaJu zu p,rüiien ISe!irn, Ii!n welcher W'eÖlSe 
in ~CllHren übTiigien AißlgelegenJhiedtlen, nämliidt !in 
F orsdlUugtS-, PeflSOIIlIarl- rutnd Budigetaliligeltegen­
heilten, eine :neuJe rund VJeIl'!besserbe FOIm der 
Z'lllSammenJarbeU gefumden wenden k!aIDJl. Dabeli 
witrd dlaJS InteooSlSe der Stll.lideißlten lan lal,lm 
tl!kladem~sdlen Angelegenlheiten ebetnlSo zu 
beachten sein Wie !das nrartüdich \Selbstver­
ständliCh bestehende tpe'IlSönliime Naihlever­
häl,bnits jellJer:Per,sonen, IdiiJe lSIidl meht vorüber­
gehend auf akademischem Boden befinden, 
sondern für iddJe es eio:re Lebeln.sal1lfgabe litst, 
nämHdl Professoren uoo Do~ten. 

Auf ,dliese Wredrse würo es möglddl. sedn, daß 
wilf hiler zu 'edJIlJer neuen ~Ulsarmme!ll!alfbedJt ge­
l'aJIlJgen, von ,der lich bei IdiifE!lS/elr Geliergenheitt 
allerdings auch behaupten will, daß es zu­
wenig wäI'e, HoherBulndesDCllt, wenn wi'l' 'UJIlJS 

nur um diiie VeIiabscbiedung edtnJets UrndtreTlSli­
täbs-Orgall1lDsClltioDlSlgesetZielS bemwhen wü~, 
dJernn rur :Aa:I"tnIer.schaU bedarf es auch lei'Ille'I' 

NeuO'rdnuDJg der St'UldlenbetnV1ell'lbretIulnJglen, um 
zWlCllr aruf der Ebe'Ille der LnsbitfJu'tle, oof detr 
Ebene lder BClIkultäbeln. um auf dem 'Q'E!fS!ClIIllten 
UiIliiVie'rsitä'I1e!Il Be!l'Ietich. 

Dahe'f möchte lieh. mich lauch l(lIß. IdtiletSler Sbel;be 
für ,eime yeset7:~:iJche Ne'U!~liUlIl9 der Osber­
IImchdischen HomschülierschaftCllUlSlSpre<hetn. & 
wälle dies ·edJnJe runbeldilnJg,t notwen.rdÜlg1e ergän­
zende, quasi flankierende Maßnahme, die wir 
in unsere Betrachtungen mit einbeziehen wol­
len. 

Wiiie !Sehr wir I11lliS ,auf dieSle1ll GeIhlet 1Cl'1ler­
drl!nrgs noch ,allenthalben über dIiJe GlIIen2JeIl 
vel'scblierlJener Beru~Slstänldie l1lml Fnaktironen 
hlilJlweg 'auch noch .im A'UlSldruck ~ äindem 
hlalbelll, 'eIlgiibt 'sich raJUIS der lS'tänidJiJgtelnt Verwen.­
drU!Ilrg des Begrif:tiels "larktadiemwsdleT Miltbelbau", 
als wäI'oo die Prof1etslsol'le!Il 'lJJIlJd ddJe, Dozenten 
dler OlJierbaill und idrl!e StJUJdJeniben lder Urut:eDbaru. 
Ich muß Isagen: K,einer !der S1ru.tden.tlen fülhlt 
stch ibJeut'e ,ai1ls "UnflerbCllU". ,Es W1iIId !immer wiJe­
der der Ausdruck "Mittelbau" gebraucht. Ich 
gl,aube, Wlilr 's'oH:toen UIlJS :bei Qeliege!nheit tdazu 
etWaIS Imoores 'emalJ..1'eIl 'lassen. 

Ich möchrebet'ODJeIIl, daß ~ade diJepada­
melIl!ba'Il~'chie HochschulnefoflIll~Komm:iJSsiO'Il 

- BUJIlldJelSlI1ail: Dr. Skotton, de'f ldIiIe Ehre hatflte, 
dliJeser KommiiJsslion aJIlzrtllglelhÖI1en, WIilrd w.nrs ja 
aJLs TeiJ.rnehJmer dariÜber noch nähJer benidl.­
ben -, Wlas !erfreulriJch lilst, über eiIIlJe Reilhe 
VOlIl iFDaJgen, die wiJrk1i:dl lakJatdiemliisch wichtilg'e 
Wbensfrag'oo iSiml, BetSchHilSSe IgJefaßt 'halt. 
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Dr. Sdlambedt 
Ich möchte vor ,aUem dlanaruf 1h:i1I1Wl6~Slen, dfa,ß 

e'S lerfrertlJ1:ich IiISlt, daß di.le HabilllEtat\iloo:1 beli.!beha!l­
ten wurde. Ich möchte labliardings dli.le Frage 
sbell'1en, wilelso man nli'cht mehr das Doktornt 
als VOIf<l!lliSISieitzung für Idrue Habi1JirtJabion vor­
sieht. DeDlIl ,g:eff!aldle bei der Unbensm6liJd'llnl9' 
zwbschJen DoktoI!<l!bs- und DiplomstrurlJilUm !iJst 
dIas Doktorat de,r AUJsWJeIi!s für dibe wWSlsen­
:s,ch:aftliiche Leli.stu'Illg, u'Illd zwall' gte'I!aJde für dJbe 
Ha!biIIILtaifl~OIIl leinJe VOI!an.IJSlSleltzung. Matn müßte 
ger:aJde für 'diie HabilliitJatl:Ü!on ,alls relilßie wedlbe'I1e 
wissenschaftliche Leistung doch das Doktorat 
vorsehen. 

Ich begrüße, es IQ Idas D!achdrück'l~dlJste, daß 
dile fiadJldJirdaiktIiJS'crne A'lliSb~ltdU!l1Jg für tdIe!Il ASSQ­
st6lI1ben rtl'Il!d rdlile päd<l!gogllscbJeIIlFähJi!gk'ei'belIl 
beli der Halbtlitabilon mehr ,a!}IS Ibilshelf dn dien 
V ()il'Ioor,grund ,gerückt wenden. Ich habe eis 
immer ISlelhr .bedauert, daß 'bed dien ölSibe>rIlelich1i:­
schJetn. HabHirballi'OnJe'll ,(Iier Illetz,1Je lieil, nämJlich 
die ProbevoI11esung, :50 lal!S IsleilbstVle'fstänrlillilch 
h!in'9!€IIlOlIDm'6n w.iJrd. B~~ ml6lser Ge,lleg,ernheilt 
Wlirl-l :ieh Ig,e'Illauso :s:agen: Ich halbe les nie ver­
staruden, IU1lId zwar WleidJe!f lallS StuJdlent lIloch als 
AlSlSillsibEllIlJt lIloch ,alls DOZle'll>t, dJaß man Leube> ,anIf 
üool1stiiMe beruft 'UJIlJd taW LeblelDl8ze!it ,ernennt, 
ohne daß man sie vorher einmal - wenn Sie 
waUen - -bei einJem Probetgailopp ooer b:en 
emem Probetsi'Illg!ellllgethört Ihat. Da ,h1ait es Is'cbon 
v.eI1sdItiJedelJ1e UberI1alschulrugen :gegeb1en. 

Ich würde meIDen, :ml€dnte Damen und Her­
Den, ,dJaß .•. (Zwischenruf des Bundesrates 
Dr. S kot t 0' n.) Sie :s,hlmiffi'en übiemelin? (Bun­
desrat Dr. S kot ton: Leider wendet man 
sich van Professarenseite dagegen besanders! 
- Bundesrat Sei d 1: Das hat weh getan! -
Bundesrat Dr. S kot ta n: Sie sind eine Aus­
nahme, Herr Professor Schambec1l.!) Ich hoffe, 
daß li'ch tdelSwegelJl lIllicht 10018 Salal'es VlerWlreslen 
weIf,de. (Bundesrat Dr. S kot ton: Vielleicht 
von der FakultäU) Nenn, da IDa!IlII1 lich lhnlen 
VletI!sichern, daß wele mit Dir ,e1i1Iller MeilnlUrug 
sind. Ich möchte j:elt21t nicht ldJiJe F,aOOulrtä1Jelß. 
UIIlId dliIe Lehnstühl!e ,al11fzähllelIl 111M idlie BI1gelb­
rubslse Isolcher - Irch wliU IIlIiJcht sagelIl: Mi:ß­
g'l1iffe - Enrllseh'elildUn!QleiIl. 

Ich gl\aube, daß 'etS notWIelIlJdi'lJ j:st - lieh 
hoffe, rlJaß lSfich Ihr EnsbalUtllen jetzt nicht 
geI'ladez'll progI1e'S'SIi'V IstJeIi.Ig,e'rt -, und li!ch 
spreche mich dafür rauls, 'daß beli dem 1'11000-
silIl!gen vor Berufiu'Il!gieill \lIl1!d 'bei Ider Probevor­
les'UIIl!g bed Habil1:t artJiOllJelIl mehr ,allS hi.!S!her dile 
St'llidle:ntIeIIlVielDtmter zu ihöI!elIl lSliiIlld. Denn 'ich 
möchte 'sage!Il: DiJe Stu!deiIlJ1Je1Il ISli'lld j1a d:i:el Be­
troffetnen. Sie ,sioo es, dile IdJilese Pe'IlSOTIJen zu 
geni1eßern !haben. ,(Bundesrat Dr. S kot ton: 
Richtig!) Dile ,anidJeren rgelben jla 'IlIUlr melhr odell' 
'WeIIlIi'ger ,acht, ob :SIiJe' ea!llmla:l oder zwelimall 
oder überbaJUpt !DJi'Cht2'Hlier.t Wte'IidIen. HiJer 
g1aubej.'ch, daß 'eiS von g.röß:ber WichitiJgkeit 

wäI!e, ldJi'e Studenten Ii!n dileSle!IIl S1JatdJilUIIl der 
Berufiunlg rund lin dQleSieID. StJadJirum delr Harbillli­
uamon zu hören. Denn 'WleIIlll ISli'ch jlemood bei 
l€IilIlJer Habi:llitJaiflion oder bei 'me'!" Berufung 
nlkht tranIt, vor StUidelI1bem Z'll IspI!echien, daam 
fust 'es besser,er wechts1elt Iden Beruf, HohleIS 
HaiUJs. Schon in dilelSlem Stadd.um wäre e>s 'aLso 
notWleIlldilg, 'dJi'e StUJdJentIem mi't etinZ1Uhauen. 

Ich möchte rg'lei'ch'Z,eitliig ,auch. oonal11f hiinWlei­
selll - u!Ild :ich 'gI,a'Ube, da IdeckJe lich mich, 
wenn :ich ri'chtig ,gellesem 'h!abe, :nrl.chrt OOt aUen 
melinen Kollegen -: Ich Ibin der MedIII1Iung, 
daß reltne in OsteTJlekh drurcbtglefühIi1Je Habi1lli.­
tatdon für sämHiche Fakultäten 'f)'ellrben soll. 
Mm ,solilbe tSith. oole SdlJikla!J.lJe der UmlhabIN,ilta­
tiolll€'I!spaI'en. Außerdem wäl1e 'ich der M'ed" 
nung, daß man ieiJn Habillrtabi:on:sv'eT~Cl!hren 
nicht in Anwesenheit des HabiHtationskandi­
daten durchführen sol:llle, 'sondern !im. deSlsen 
AnWieStelIlJberit. In eiIlJilgen StadJilen Imt dafS dler 
F'all: Bed!m HabHdrtatJioIlJskoltloquJilU'Dl und belim 
HfrbtlliJbabionsvor:bDClIg. Aber, mednJe Damen U'Illd 
He'DIlen: Bis man rum KoUoqulilum rt.md zum 
Vortrag kommt, spielt sich ja das Vorverfah­
I1enlaJb. 

Wiedll dle,r Herr BunldesminÜlS'ter fü'!" JIUStliZ 

Wielitle,r runter 'UniS !i'st, möehlf:e ,ich IdIa!flaJUf hJim­
weiJSIem, Ho'hes Haus, ,daß j:eder Mörder, jeder 
Verbrecher ,in rednern Vierrfahren ti.1Jl ÄnW€lSleIl­
'helit behanldelt wird, wä!hl1elllld der Habililfla­
t~iollJskamdiJdaJ1:J der ,ruich,ts SchlechteIS 'mg;ested'l,t 
hat, ,am Beginn ;in AbweJSenh.ernt ,belha!llldeit 
wi.!ld. Er katnnsich lalliso 'I1li.d1l1: wehI1en, I(1Jl1ßer 
es liJst dort ,ein Profioosor, dler liJhm 'günstIiJg 
g,elSlinnt Ii'srt. Dort i'st, ldaiS m'1l1ß lich e'hdich ISiagen, 
der Scbikane Tür und Tor geöffuJet!HJilelr wü!1de 
ich mich für ein akademisches Schikaneverbot, 
ISOWeit das mögUeh !ilst, iaruJSlSpnecbm. Ich oolbst 
halbe lanIf diesem Gebitet :sowohl ,als Ha'bliJlli­
ta!IlJd WÜle ,auch 'alls Halb~ILilt~eTerudter lS'chon oolSlhrer 
ili}.lie Variationen IgelSie'hen. 

Meine Dameln und Hermen! Gledich~eirtJilg 
möchte !ich mich 'E :älisammenhang milt HaJbi­
l,itatiron und Berufung ,dafür 'afUS'sprechlen, daß 
d!~e Kr:älik, diile dile S:trudtern1Jen ,an dIem Problem 
de'!" Ha'1lls.berufit.m:rg 1900 bt halbem, belSOIIlrleins 'ZU 

beachbelIl 's:ein wiro. Ich lSItJimme rruicht damit 
übe,reün, daß 'eIS diJs'k1'limi!nJo6lIlld Ibs.t, .we!Il!Il dn 
isefhr tveffendier FOflIll m lder PHK v.erlang:t 
wird, Idaß diJe Hau:sberufung hesonderlS 'Zu 
beigrünJden Itst. 

Dile Haus berufung hat iihfle V;oI'1leIilLe 'lllnld ihre 
Nachi!enll'e. Vor kUTZIem ih!at milr :eID lÜ1eber 
Freund, Ide'r D02'e!/lt Ülst IUnd lder vor ,el.nJeII' 
Reliihre von Berufunge:n ISltrelh.t, etwaIs lerzählt. 

Ich bin kein Freund von Hausberufungenj 
i'ch habe lem R!e.i.be von Lerwtern le:Dlebt, ddie 'alls 
ASlsQ\stent oder ,als Do:oont 'begOIIl:lllOO !h!Cl'ben 
und bei dJem,en rliie akICl1demils,dIte Karriere um 
darin bestanden hat, daß von Zeit zu Zeit 
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dlie Größe des Schl1eibtJilSchJes g-eändiert wurde. 
DiJe SbeHU!I1g dlmakaldlemlJsmen lJeben 7iedgt 
sich an maalchen. Flaikultät'en, IllIi'cbt überaU, 
cm der Größe des Schreilbl:lilschtelS. Ich !We~ß, 
daß j-emand !immer im iS1eIhen Rlaum gels1eslsen 
ist, 'nUlr ,der Schl1eli!bti!sch willirde geändert. Das 
d's,t eine wirklich ,sehr ,.g:efähJ'll!i:che Sache. Haus­
berufl\lng kliIDll zur Inzucht fÜlhDeiIl. Eis .gibt 
Professoren, ,die sich damit jede KonkulfireIlz 
vom Leilbe 'schaffen. 

Ich möchteaJlerdulIliQls ,auch saJge1l, was mirr 
der jUrnJge Freuoo, d,er JUDJge iJ)o~eIJl1:ges,aglt 
hat: Eine Hausberufung muß aber auf 
der ,tliIlldeTe((l Setl.te DJi.:cht (immelr etwaIs Schl:e,ch­
telS isein.. Die FiaJkultät, Jd!ile den Betil'leff1emlen 
im Haus hat, ke!Illßt lihn jla:am besten. 

S:ile se!hen, daß les mler v,erscbtil9detnJe A['Ig:u­
men1Ja1liion'en. g.i'bt. Ich !Slelbs,tbin kiein Anhän­
g,er der Ha'lllSbell'u:fu1ng lUllJd wäre dafür, daß 
man eilIlJe besondere QuaJhlfikiatbion Ibe!i der Alb­
stJimmu11Jg vedaJDgt und ,ed\Il!e betSondteI'le Be­
gründung für ,die HalUlSberufuilig. 

Auf dera'lllderren Seite f:rleUJe Itch midl, heulte 
dCIJIIauf Ihmwets,en zu können, dla·ß WÜIf imakJaJ­
dJe[[IlIiJschen LeibenaJI1 einem mell'lkwüDdiigen 
KOIIllplex 'le~den. KoUege Dr. Skottonl Wellln 
ich jetzt an Ihrer SteHe :Slitzen WÜ!rdl8, würde 
ich Jetzt Ihi!nJaJU:S71iJschen: Mehl1ene KOIDpl'eXte I 
(Bundesrat Dr. S kot ton: Einer genügt!) 
Aber ein Isolchler Komplex liJSt 'gegehelIl! W·e'IllIl 
bei 'l1Il!S leine BeSle'tz'llng:sHls't'e gemacht wird, 
dann denkt mcmrunächst, W1€n es dafür iim 
Aus}.a'oo Igibt, und vi'ele" ldille b~elf I~m Inlalll!d 
siltZ'e'n, werdten :eWnfach übeI'lSleh'Em. 

Ich habe mich oft gewl\lndert, lW,ire es möglich 
ist, da'ß manche Leute, dille jlahrolalll9 dn Oster­
~eich 'aJUJsgez'eichnl9t W1~rken, einf,ach übmgaID.­
gen Wie1ooen, uIlld jlellllJa.'lld, der 'Sikh gestern :im 
All.lIsland bJa'biJhl:tieIit hat, ~1lIl InLalIlJd berufen 
Wikd, und zw,ar mä Höchls,bge(hallt des OrddtnJa­
ri'lls und DieDJStl(l;!tersruIIClJge. 

Ich Wiedß, daß dJalS nJicht ProbllemJe ISDlIld, die 
Wlilr ,al1ein hier lösen können, ,aher d'alrüoor 
muß man siich GedlankJen machen. Das 'soH 
noch :laIIlJge nkht heißen - denn bei jedem 
in der 'Öffen'HichkeLt Igespromenen Wort Ibe­
steht derr Verda'cht der Vierdr,enung -, daß 
man damit die ausländische Konkurrenz aus­
schlaUen wollte. Im Getg:enrteti:lI A:berr, mei!lle 
Damen und HeN!elD., man "S'01l den IimJlänidJilsme'n 
VertJ'letem der "Wii'5iSlelßJSch'aft lauch IdJile Mö'g­
l:iChkteilt geben, mit dien A'Ulsläm:Lem :im I!IJ.!land 
konkurIliieren zu köDJlllelll. Da ikörunJte, ich IhnelIl 
eme Re.i:he von FäHen iSlalgen, wo das meinJetr 
A!IlIsicht nach 'in Osterredch nd'ch!t ent'spTlech:end 
gewährlteliJS.oot d:st. Him müßte ,auch dd1e Sondte 
in beZ'UIg ,auf eliIne V!erheSiserung der HoCh­
sch'llllIieform. il'Ülse:tz'en. 

Ich halte 'es d!alhe1r rauch für äußens.t begrü­
ßelIlJSwert, daß sidl. dile parllaJlIlelnl:lal1iisdli9 Hoch­
schuhe,form-Kommtssion e'ntlSchiOISSIeIß Iha;!, sich 
für den lauß!etrordentlichen Prof.essor neuren 
Typs ,e!i.nZUJS:etzen, :daß Jene v€lrddl9ntlen -l,mg­
jähnilgen .AJSls~stEmten mit HabuIlJiJttaibion dlile Mög­
l&chkteliot h(llben, 'eine'r se'lhständilgen W!ilsse'I1:­
smaftltichlen Le1hr- und lFoI1sdlJUlllgstäbigk.edt 
nachzugehen: Einie begrüßenSiwerte Bes,bim­
murug! 

. Ich fTe'UJe m:~ch heute schon, Wl&l.rL tdlii€'SelS 
GelSietz :im Hohen. Hall1!s - deh !gl,al\l'be, wir 
haben Idie A'll'StSlicht, daß eis noch vor dem 
Sommer der PaH,slein WTitrid - beihialIlJdJelt whrl. 
Ich möchte '·aHeiI'dtinJgIs :in IdJileSierrIl ZUISaanmen­
hcmgaJUch hiJtten, daß mehrt derr Anlschetin 
p.rweckt ~ir:d, der 11m VOG :Iencht '9Ietgelben 
ist - ich weiß, daß es unbeabsichtigt ,ist, Frau 
Bundelsmini,s,tter -, !daß dlile ortdenNlicben Pro­
f,esso:r:en sChleichter ,gelSltrelI.1t werd:ern sol1en la'lis 
dve lauß:etrordenJUichJen. Denn !im GelSleltz ISteht 
drinnen, daß die außerordentlichen Professo­
oon 'eilßle'll betSonldJeI1en MSpruch ;al\lf ddl9. Bei­
stellung von Mit1Jelln halben, während er für 
den OrdilIlariUlS MICht ,greglelben dist. Ich velfwenlSe 
auf den § 14 des VOG. Ich möchte das erwäh­
nen, weil es in Kol1egenkrei:sen oftmals betont 
wurde. Wenn Sie sich die Stellungnahmen 
ansehen, dann kommt das fast überall vor. 
Es ist so, daß der Orddnarius von Haus aus 
einen Anspruch darauf hat. Aber es wäre ganz 
gut, wenn man diesen genauso festhält wie 
den für den außerordentlichen Professor. 

Sie ersehen, meine Damen und Herren, aus 
d'em Hinwelis, daß auf akademischem Boden 
gerade in der Auseinander,setzung hier etnige 
Fronten des Mißtrauens abzubauen sind. 

Erlauben Sie mir auch den Hinweis, daß 
es meiner Ansicht nach nicht ganz rich1lig ist, 
wenn im § 14 Abs. 2 des VOG-Entwurfes vor­
gesehen ist, daß die Vereinbarungen, die über 
die di'enst- und besoldungsrechtlichen Vor­
schriften der Professoren hinausgehen, dann, 
wenn Sonderverträge ·geschlossen werden, zu 
v·eröffentlichen sind. Ich glaube, daß der Bun­
desminister für "Wiiss·ensChaft und Forschung, 
der Bundesminister für Finanzen, dte Bundes­
regierung und der Herr Bundespräsident, der 
das unter,sChr,eibt, hier nicht einer besonderen 
Kontrolle zu unterliegen brauchen, denn sie 
werden sicherlich nicht entgegen Artikel 18 
Abs. 1 des Bundes-Verfassungsgesetzes han­
deln. 

Ich möchte weiters darauf hinweisen, :daß 
man keine Sondervorschriften für Professoren 
schaffen soll, denn werden dn der Hoheits­
und Privatwirtschaftsverwaltung einschHeßHch 
der verstaatlichten Industrie als wesentllicher 
Teil der Privatwirtschaftsv,erwaltung Sonder­
verträgeabgeschlossen, so stehen ·dJi'ese auch 
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D1ichtin der "Wiener Zeitung". Wenn für die 
Hochschullehrer. dann bitte schön für allel 

-(Bundesrat Dr. S kot ton: Ja!) DaJS möchte 
ich in dem Zusammenhang hier auch sagen. 
Glauben Sie aber nicht. ich hätte etwas zu 
vertuschen. 

Ich emnnere mim noch iselhT gut, ,al's lieh dm 
Jlahre 1966 mch Innsbruckbel1U~en und lbei 
VlffiibaiDJdlungen im UnrIlemcbIbsmiln!isteI1ium zu­
gezogen wurde. Zu dliesem Zelitpunk:t hattleddle 
Os1JeTreli.dlJiISdl·e Volk,spa..rbeIi - wdIe Swe Wlirs­
sen - die Mebrhefut, d.iJe SdJe jetZit ibelsi~. 
Sie haben dal1aulS dein ViOII'bedll. laruJS UIIlISierelD. 

Fehlern 7JU lem'en. so wile Wlii" Vlell1rumein, laJUIS 

JthJlel.Il Fehlern Z'l1. lernlOO. DamaLs bat mir eilIl 
Beamter - ich wedß noch ganz IQIe'lllaU, lan wel­
cher Stelle dies Gamges es WlaT - gesagt: 
"Hei"r Dozent I Sie können. ·ruhlilg um zwei 
Btenntien mehr verlmgJel.Il'" tDa'IlalUifuin hatbe 
im geantwortet: "Nein. ich will nicht um zwei 
GebJal1Jssrufen mehr bekommen I Den!Il lSollrt,e 
einmal dlas Pech eintreten" - el'lla'll'bell1 Siie, 
daJS errlllJen OVP-MatndaIbaIr lSIaJQIEm zu llaJSISen. -, 
"daß die SPO den Minister stellt, dann soll 
mta:n in ·al'l'elf Rl\l!he metiIDlein. ~onIaIlakt !h'eraus,­
suchletn und :Slatgen kÖIllnlelIl, daß lich miT rnfichbs 
heraUJSIglelholt habe." (Bundesrat Dr. Anna 
Dem u t h: Damit haben Sie schon gerechnet?) 
Dalher glaJUben. S1Je IlIi<ht, daß ;ich jletzt 'a'UJs 
Angst heI1aus spreche. 

Selbst 'als lich .im Jalhre 1967 alUJS Am:e'liilkla 
zurückgekommen, bin, !habe lich miJr keli!llle'll 
em7JilQ1en Grosmen an KoUelglg'€llId-Ga'I1anbie 
Slichern Lassen. BiM!e y~auben Si'e jletzt meM. 
daß ich jetzt aus Angst vor den eigenen Ver­
häl t'llliIstsen ISO pede. 

Mle!ine Damen und HerrenI Ich betolD!e ,dals, 
um Ihnen vor AUgeIn zu IhaHJetn, daß will" fÜIf 

die Hochschulen klein Sonderre:cht 'schlaffen 
wollieIJ.. 

kh möchte 'gl'€1ichZieiltiig 'aber ialUch betonien, 
daß 'eS :selbr begrüßemlswert: Ii:st, daß im d'em 
Beritcht der PHK dJaIDaJUfhdingeWlilwen wilfld 
- dlaJS list ein wesenltllliJdJ.1eIS An'l:iJegen der Hoch­
schulreform -, die Betset~en VOIl1 Vlakant 
gewordenen: Dehr:s1:le1IelIl IIllÜßtIetn IUlIltler FI'iJst­
SieltzUlIlJg erfolrgen. Ich tiooe leIS höchst loodJaJulelf­
Uch, daß mamme lJehl'lStühle j1cIDMlalDJg Vlatka!l1Jt 
sind. 

Ich weiß zum Bei'5piel - und ~:ch durft.e 
darüber auch schon mH der Fr'au Bundes­
miniister sprechen -, daß mein ehemaliger 
Lehrstuhl in Innsbruck ,seit ·dem Jahre 1967 
bis heute unbesetzt rrst, weil man sich über 
einen Nachfolger nom nicht einigen konnte. 
Dabei spielt Osterreim und Deutschland eine 
große RoUe, und zwar ob Inländer oder Aus­
länder. 

Es 1ießen sich dafür viele Fälle anführen. 
Wenn man sich die vakanten Lehrstühle an 
den österreichischen Fakult&ten ansieht, so rist, 
glaube ich, die empfoMene Frist lin manchen 
Fällen überschritten. Es ,ist sehr begrüßens­
wert, daß hier ,eine Frist empfoMen wird. 

Ich möchte gleichz·eitig darauf hinweisen, 
daß ,es auch sehr wertvoll ist, wenn in den 
PHK-Beschlüssen die begrüßenswerte Tatsache 
vorkommt, daß wir die Eindchtung der Gast­
professuren begrüßen und daß W1ir diese 
Gastprofessuren ausdehnen sollen. Diese er­
möglichen es dann den inländischen Wli,ssen­
schaftlern, mit den ausländischen Kollegen 
einen vermehrten Gedankenaustausch einzu­
treten. 

Meine Damen und Herren! Die PeII'Sonal­
probleme, die ich hi1er 'ganz kurz ,oofreißen 
konnte, hängen auf GalS le!l1gstJe mi,t OTJgal!l~­
satfionsfl1agen dels ,akademilsche.n Leben:s zu­
sammen. Es .iste'fDf'eIlltl:ich, daß tStich die PHK 
iauch damit heschäfbi'gt 'hart, näm:~ich mit der 
FIia'ge de~ Gr'öße Ider IIlIstitute urul mit d'OO. 
Vorschlägen über die Neugliederung der Uni­
veooiltätten und Fakultäten. Dabeli gillt les, illiach 
FacbJgebi,e,oon vorzugeben. Hüten will' uns 
davor, zunivellJie'I'e!l1oo, und u'Illi'formiel.I1enJdJe 
Vorstellungen Im hezu'g 'oof dile UnliV1e'I'lSliItäts­
organisation zu vertreten I Es wird auf das 
jewefililge P,achgebitet ,ankommen, ob mcmedne 
große oder ,eine klei'Ilie KlinJik bezdehunqs­
Wielise ein gl'oßes ooer ein Ideines I'DIsliitrut 
über 'hat; dals heiß!t, entweder !einBin-Manlll­
IIlIstitut, oder melhrere Pro~efSlSorelIl zruJslammoo 
bi'lden mit lihmn lJenIiSltühl1etn '6dn I'DIs,tiJtru.t, 

Ich möchte 'auch Ida'ua'llf hlinwelitoon, daß wir 
zu heachrlJe!D. haben, daß iberr !Cllelf Auftedllung de'I 
Reichte und 'Pflichten der I:n.ts:bi1Ju'bs,oIlg,alIlle nkM 
üb1ersenen w:iro, daß IdliJese limmer mit der 
Viel'lalIltwOl1tung, wie Id!ile hetreffienlde Plerson lin 
,d!e.m ITIJstJitut 2lU tr,agelIllIlart, lim BmldalIll9 stelhlen 
müßten. Es .dairl llIi1er lIllieht Z'U KoIllS'trukbionern 
kommen, 'dJi'6 d'6n Forbgia[)Jg der FOIlSchuIlIg und 
Dehr,e be!h.lindern. 

Ich bitte Siie, laum. Wleiter:s zu beiachten, 
,d!aß nicht 'alles I'DIs.tJi'tUJtie ISd[)Jd, lin de'Ilien sich elilIl 
Student 'dJauemd ;aufhält. Grenade beim JUis­
Studiium W'liISS/eIIl. w:ill', daß Sli:ch ein Student rrn 
eillle\lIl Sbm::1:iteIllahseooiJtt IgIlelich21eillüg ;in mehre'­
ren Durch:gangsilllSbülnltlen. befindet. Dals li,sif. 
etWiaJS ,ganz and'eIle,S laliS belt jemandem, IdJer 
I~in:em Institut !ständlilg 'aJIlI9Iehör.t. 

Ein weiteTe,r Punkt, den lich he:rvoTiheben 
w:iU, 'ilst die erfreullicbJe' 11a1Jstache, daß es an 
den 'h~if;zten JlaJhTlelIl lan den Ö1slberrei!chtilsmelll 
Hoch!scbJulen, besonde'l'lS dn Uin:z, zur BHd'llnlg 
von Instituten nicht :allielin dle'r Homschule, 
,sondJern an der Homschu,le' Igekommen tilst 
uDd :daß der Kontakt ,IDIit der P,nans bli'er !sehr 
'stCl!rk ve~lehenld!ilgt wilnd. Denn es gibt Belrled·che 
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der SOZli'al- und WirrtschafbsWÜlSSenschtaft8lll, dn 
denen ger,ade miese InlStJirtute ran de'!" Hoch­
schule n:ichta!Uelin den Lehl1elIlden, sondern 
audl rden Studirerenden Ie!ine siehr brelirte Mög­
Hchk!ed·t von ForschJuIlJglSvorhaben pflakt~scbe.y 

Erprobung bleiben. Ich 'bitte, hlielr rdie Differen­
:zlieJiUnJg 'im Auge 2lU DaJSIS'eIll. 

DalS'selbe möchte ich auch lin bezug auf dJie 
Falkultätsgltiooerungen \SIagren. Selbstverständ­
~ich 'gibt es Igroße Fiakm1ltä1len wdle etwa die 
phd,losüphlilSchen Faikultäten. Daneben gilbt reIS 
aberr ;auch kl'e!inere. Denken Si'e 'etwa an dde 
SlitUiation: prnlosop:hlilsche F,alkul:tät Wilen ,auf 
ooreirIl!en Selite und etwa diJe JUIii!sten [n 
Salzbu[lg oder lJinz aJuf detr :aJIl!derelIl Sente. Ba 
der Fiakll'ltät in Sallzoorg würd !in dem Erutwud 
dil'ralUf hJilIligewiielSen - WalS 1ch nicht ganz 
V1eTstanden 'halbe -, daß es beti den J'Ull"ilsten 
einte rechtshü'stordlSebe Fakultät, ied!Ile zdvil- und 
stIlafrech.tliche Fiakultät um !8ime StaJats-, Ver­
waltungs- und völkerrechtliche Fakultät geben 
:solol, hingegen lin L:inz - IdJiJe ,gl'eliche Größe -
nur eine irerchtswliS'senschtaftlich'eFakultät. 

'Diese HinWJeli'8e seien im DlieI1lSte· dler Sach­
g·ere·chbigketit gemacht, um darauf hdn.zu­
welitsen, !daß wilr ihJOOIf enn wenig zu unter­
,scheiden haben mÜISISen. 

Wed1Jers möchte 'ich daJl1a1U'f !hinweislen, daß 
es 'ein großeIl" Unte/rschd:ed riJst, ob man di'e 
Mi1tbesbimmung zum Bewspileillauf dem GelbdleUe 
der Sozti·ailwilSsenJscha<ften ode,r ,etwa ,auf dem 
Oehilete 'de,r MedJiziin e!i.nführt. Maßlgehltich lilst 
'auch dJire Gestaltung !dIes lJeJhrhetrliebels. Dtesre 
Uiberleguntgen werden entsp·rerChend lunteT­
Iscbiloollich erfoLgen mÜISIS'en. 

DalIllIit whd kleUneswegls dem MdßtI1auen deus 
Wort gesprochen. Wlilf ,sollten runJS Vli·e1lmehr 
bemühen, daß dnese Rleform'bemühuIligen kein. 
Mißbr.auen begletit'et 'Und daß .wl.ilr zu neuen 
FOI'Ill'en des raK·ademiJsch!en Lebeiß's kommen, 
in dem TIliCht rdi,e Aruseli.nlamJdJeriserlzUIIlgsmÖlg,Ilich­
keit repräsentiert und institutionalisiert wird, 
sonJdern ,Ln :dem dm KOOpelMtiolIl IU'I1Jd der 
KOOIdlinat'ioTI dla:s Wort gesprodren wilrd. 

Diletse ZUlSammenalf,belit Ischednt IIIlliIf ':mIiIIl Bl€li­
spierl iIlIicht he'gÜIllstilgt durch MißtIlauenshe­
s'IlimmUlIlgen - 'edalUben Sie' milr den Hin­
welis - letwa im § 7 des UOG-Entwurfes, nach 
dem jedrem Universitätsangehönirgen das Recht 
eingeräumt wird, Aufsichtsbeschwerdengegen 
Universdtätsentscheidungen auch dann zu 'er­
heben, wenn er davon nicht selbst betroffen 
ist. Auf di,ese Weise können etwa alle Uni­
versitätsangehöri'gen ständig in Streit g,e­
halten werden. 

den Sitzungen der ander'en Fakultäten zu ent­
senden, obwohl ,es grenug andere Möglkb­
keiten - dankenswerterweise im Gesetz vor­
gesehen - gibt, daß dte Fakultäten ohnedies 
in den überlappenden ProblembeI1eichen zu­
sammenarbeiten können. 

Dieses unbegründete Interventionsrecht der 
Fakultäten findet sein Pendant im Recht der 
MitgHeder des akademischen Senates nach 
§ 49 Abs. 4, an aUen Sitzung'en sämtLicher 
Kollegialorgane teilzunehmen und das Wort 
zu ergreifen. Dies seb,eint deshalb als bloß 
mißtrauisch und überflüssig, weil doch auch 
glekhz,eHig - auch in dankenswerter Wei,se 
im UOG-Entwurf - die Vorschrift enthalten 
ist, wonach dem akademischen Senat sämt­
liche Auskünfte zu erteilen und notwendig·e 
Schriftstücke ja dem Senat vorzulegen sind. 
Beispiele der Art finden .sich mehrere; ich 
möebte betonen, daß solche in jedem großen 
Gesetzeswerk auftreten, ich möchte auch be­
tonen, daß es sich hier um eine ausgesprochen 
komplizierte Materue handelt, bei der ,ganz 
gleich, von welcher Richtung er kommt, jreder 
Entwurf selbstverständlich der Kritik und der 
Auseinandersetzung unterzogen wird. 

Diese Hinwei'se sollen allerdings zeigen, 
meine Damen und Herren, daß wir edne 
Universitätsreform durchführen wollen, die 
nicht ein neues Linienziehen in einem 
Schützengrabenkampf ist, sondern vielmehr 
einer Verbesserung, einer zu konsmtuderenden 
Zusammenarbeit den W€g weist und ein neues 
RoUenv:erständnis ermöglicht. 

Aus dem Grund - damit möchte ich in dd'e 
letzte Runde meiner Ausführungen ein­
treten ... (Bundesrat Dr. S kot ton: Wuil) 
Kollreg,e Skotton, 5i'e !haben :es j1a Il,elichte'r, 5ile 
hetben der KommilSlSlio!Il IClIllIgehört und konnten 
dort 'schon immer Ihre Medmmg deponqleDen, 
während lich Ihnen offen gestehe, daß ich, lalls 
ich ·erfuhr, ,daß lich im. delll BunldtelS'I'at ,entJs,endet 
wepde, mich vom lersten A'1l!genblJick ,auf die 
MöglJichkeiit !gefiIieut habe, über die Und.ve'l'ISität 
zu sprechen. (Bundesrat Dr. S kot ton: Aber 
nicht die Geschichte dieser Kommission zu 
erzählen!) 

Meine Damen und Herre!Il1 Ger/ade wedll wi'f 
UniS bemühen wollen, ISlinie lilf.a let IStudJi'o zu 
einJer Universitätsneform iin Osti9lf1'lelilch zu Ige­
IIa!DJgen,bitte ,ich Sile IaHe, jledte·f möge· tin :setinleID 
Bereich ,aJ!I'es 'Unternehmen, daß les IIllidlif. Z'U 

einer Verteufelung von berechtigten Anliegen 
,eller Un:ive\rlsitätsreform kommt. 

Ich lehne daher so simpLifizierende Reden 
Nicht unproblematisch scheint mir auch in wie "Nieder die Ordinarienuniversität!" 

dieser Sicht das den einzelnen Fakultäten ebenso kClit'egoIliJsch lab, Hohes Haus, Wlile lidl 
eingeräumte Recht, unaufgefordert und über es ablehne, die Studenten einfach in ihren 
eigene Initiabive ein bis drei Delegierte zu berechtigten Anliegen politisdl so abzu-
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k!anzeln, daß man lS!a.gt, die isol-Ien. merst stu­
diileren und 'dann. demOOlStI'lierlen. (Bundesrat 
W a 11 y: Wer hat denn das gemacht?) Solche­
Reden ledeben Sie öfte,rs in delr Oftent:lddlkedt. 

Man muß den Idea:liilSimUlS sowo!hl delI" lelhren­
dJeIll Wiie de-r lJemendelll Seli.tIe lanerrkiennen, 
nämbich den opfer- und lfliJSIikoooicben W,e9 de'f 
a:klCl!demdschen Laufhaihn, bei dem kelin A'SISli­
stJelllt weiß, 'ob es ,ihm gelingt, ha!bIHIi.t~lerrtzu 
werden, und kein Habilitand weiß, wann er die 
Ge'legooheit hat, ·eilllJeIll LehI1stuhl zu bekom­
men. Es list '€!in Opfeorgoan'g lauch lin phy.Si~sdrer, 
psydüsche'r und z,edtLichell' Hinsicht, welill ,die 
'ak.adlemilsche Täb.i.igkielit jlaJ nd:cht letinle Tä1Jirgkelitt 
ist, die in einer schlichten Dienstzeit erfüllt 
weOOien kann. 

Auf d'etrande'ren Seli.te bittle lich Si'e auch, 
das Streben der Studierenden insofern in 
ihrem Id€la:li'smUls besondertS ,alJl:ZlUielrkelIl1l.Jffil, 
a'}s les ISich hdier ja mcht :um tenne MHvera'IJJt­
wortJung ihand-elt, Wie dletIl Studenten vetr.mJehrte 
finlan2'iieme Vorteile bIfilngt, fim Geg:eßlbeH: V€or­

mehrte Auf;gaben. WliIr wollen ,auch nimt 
unherückSiichtJi'gt I}alssen, d,aß dlile östJerrericbi­
sehen Studenten um die GewäbruillJg fitlHllIl­

Z'iellier Vorted,le,nätmnidl. um fdie Gewährung 
von Stlip,enodien, niie so Ihart gekämpft thaben, 
wie sie jetzt für ein ideelles Anliegen kämpfen, 
für dite Mitbestimmung, wo'beli lieh aUerding:s 
V'i'eJen beJteNligbetn Slelimn iwünsdre', ,aus der 
A'll:S!ei'l1.a'ndEmset-zung für IspätelielS prU.iVia1es und 
IberufLiches Leben zu lemen, daß delI" Ton die 
Musik macht und daß jetd-elI, dle'r lbeli solchen 
Auooinanders'etzuiligen - ob auf Mdnlilsterr­
ebene oder nm pavl.amenta'I'liischen BelI€lich oiderr 
SOIIlJStwo - VomiitzenJdler oder Be1eWlJi'g.ter IiJst, 
merkt, wi,e s,ehr manchte!l1 dlie ·KJi!I1.ldeI1s:tuhe 
fehlt und wieviel Selbstbeherrschung auch 
Mer erfordter'1ich ilSt. 

Hüben wir uns aber ,auch tdlaiVor, Hohleis Hauis, 
odiie5eso vel'1a'l1tworf!lmgisvolLe Zedlt der Unliver­
IStääbsreform -da'Z'Ui zu iIllutz,en, um 'etw.a Idile 
Universität zu einem gesellschaftspolitischen 
VeiIISIUchsk'andnchen zu mamelIl, IilIldern man 
versucht, auf der Universität, in einem Bereich, 
wo dJie Be·tedWiJgten Isich Vlerrihältnli'Slmäßiilg wenliJg 
wehren kÖImen, dlCl!s 7m t'U!Il. - unJdzWialf Vler­
hä'ltnlismäßdlg 'l'1i1sJikoIOIS -, W'a!S I€linem .auf 
-anderen Gebieben, .wo ma!D VJileHelicht besS'e([, 
ongamllisliert i1st, meht 'geLingt. 

Dazu kommt noch, Idaß dile 'am a:k1ooellll!iJschten 
Leben Beteilllitg.belIl ;im polJirtJilSdl!en L'e-ben, näm­
liJch lauch dm Baidalm'9iIl:t, überhaupt lIlJidJ:t odJe'f 
kaum Vlertreten Isdnd :und dalbe'r ndcht auch 
seIhst in dtiIes'elIl. GremiJen 'en1lsprtech!9IIlId auf­
treten können. Wer lin 1lDJSIeII"ie'r Zlelit nämlJidl 
bloß matertireUe IIIl'terrefSlSie\ll vertr.i;bt, hat !in 
Vlilel€lIl. FäHen melh!rMöglddl:kelitJen, tauch Vler­
trebeln und -gehört zu wenden. 

Ich bitte dabetr lauch Jene, ldi:e ni'cht dIirekt 
von tdien AnHietgelIl: der Unliversiität berührt 
sind, weil sie nicht studieren oder dort nicht 
J.elhren, 'Si-eh diese Taltsache vor Aug,etn zu 
hevlten, und daß MT melnr a,lts boilsher 'UDIS 

bemühen, draußen zur Mteli!ll.unlglshHduTIig beli­
zub'la!gen, um d:i1elSe zu I€lrfiaJhren. 

Ich möchbe nach der VewoocbJi'etdrung des 
Homs-chul-Tax€tIl'qelsert71etS mir hier 'amch diese 
El"'gänzung Ig:estatten: Dalszedgt 'auch delr Um­
stand, daß etwa die Prüfungs taxen an den 
ös1lmretichi;schen Hochschulen sent dem J.ahre 
1953 - HOhes Hal\.l!Sl SetiJt dem JarhlIie 19531 -, 
seit ,f.alst 20 JaJhl1en, nlicht mehr lelIlhöht wutooen, 
wäh<r.eml lieh kaum ledaren BeruJ.iststlCmd k,9'IllIlle, 

der JS!€lit 20 J'ahr:en kelinie Erhohmng dliels:be­
züg:llich :e.rf.aJhreo hat. Ich betone daJs deslhia'lb, 
'Um Ihnen 'aufzureiigen, zu we[chem IdleaJliJsmJ\.lJs 
die ·lehmooe Sffit'e - d!a ,sind nicht iaHeJiillJe ddie 
ProfelS/soren, ,sondlern laum dJi,e Doztelllf:ie'.D. und 
.A!s'sdlsl'en1loo, ;al~so 'aHle, tdli!e Prüfer ISIitIld, mH 
betroffen - fäbig \i'st.· 

Es wäre sehr wertvoll, wenn wdT auch 
'gl'ekhzieIH!i'gmll!se.I1ooBIick ,auf diJe Stlipendlien 
,rtich1letelll. Ich halbe da!szu wdedel1holten 'Mallen 
Ige't1an und möchte tetS bed !dielf Gell'egenihe~'t tulIl, 
dtelIliIl gen;alUso, wie IniCllll lOhne HochschruUehre1f 
kieline Hochsch'llh;eform mtach1en k'a'IJJll, kann 
mlClIIl auch ohne Studenten ei[}Je Isolche· nicht 
dur-chfühTen. Ich btUte Slie alUch hed d-e'I Ge­
ilegenlheli.t, leinen BliiCk td!areuf zu !W'erflOO, dJaß es 
heutle bed dlitelS'er Pfeils- urul LolmentW'icklu'Illg 
leime Tat/sachte ist, da'ß wie Sbipendli1etn nid1t 
mehr kOtslUendeckenid slioid. 

Es wäre sehr wertvoll - das möchte ich 
auch latbschU'eß'elnd hervorheben -, w,enn diaS 

BUillJdesmin!us1leriu.m für Wd/ssenJschaft rund For­
!Schumy elilIle Erhe'b'llillg übeT dlie leftiekbiven 
Istudelll1Jilseh-en LebenlSlhia!1 tJunlgskosten durchfüh­
ren könnte, wenn eis mög:liich wäre" für He1lm­
kosten beziehungsweise für Privatzimmer­
kosten eine Heimbeihilfe zu gewähren und 
auch die Kosten für Studienbehelfe zu erfas­
sen. Es wäre begrüßenswert, Hohes Haus, 
könnte man analog zum Gratisschulbuch den 
Studierenden auch ein Pauschale für Studien­
behelfe geben. 

BelSOtndell1s möchte dmlalUf dJi,e NotweiI1dJigk€lirt 
delI HeimhefhJi.uen amh desha'Ib lhüowerusen -
vor iaHem ,auch ,alts niletcLeröstet!'l11elichliJs·cheil" M'an­
dat,a'r -, wei;l ,etin!e ls:tatl.its11ilsme Erbammg er­
.gehen hat, daß 30 PrtOZieiJllt iaolilelf Sbudlielfetn!doo 
von laußerbalb des StJuldti,enorbe!s kOmIDJoo, von 
denen wd,ede"r 50 Ptrozent - ,dals stl!ll!d also 
15 Prozent al1er ÖlSverrekbliiscbetn Sbuldderen­
den - zu einem Hedlmp;llClJtz kom'IIlJen,dtelf 
:beube zw1smen 500 /Und 700 S kostet, odelr oft 
·auch lIlur zru P.:rIiva!tz:imme!ffi. 

Hiier IsoUte td!i'e lSoZlifale- SültufatJion der StUiden­
'ben lim ZusaimmenhialIllQ mit de-r U!I1iver,slitäts­
reform, glaube ich, allen von besonderem 
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InreiielSlSe !Sein. Ich lSIaJ9Ie <ddieIs wdretdler, um die 
Vor,gänJge 'UJßl dd,e U11Ii'V1emitäbs,reformals An-
1i!elgen 'eminlente'r Lebensin1:ereJSlSien dJa['Zu­
,steHen und ndcht - di€ls'en EtiJnJdruck ha!t man 
bisweiil,en .bei mandren DilSikJll'ta!ntJen - :allS edn 
linteUektueHes SandkalstelllJS,pliIel, mn d/e!IIl sich 'Oftt 
'ein Verbal!iJsmus bredimacht, !daß man ,ein 
,eligenes LeXJikon hTiaucht, rum. ,bei manchlelIl 
milbzukommen. 

Ich möchte betonen, Hohes Haus, daß m'r 
di'ese Hoch'Sch.ul.Tleform !in den Gruff bekommelIl 
sollten, rund dile FI1alu BuntdJasmindls:ber :Dr. Firn­
belr,g hat ,in lIDDem Schlußwort ZlllID HochsdllU.l­
Tax'eng,esetz di,e :Aada!II1:entJa[!iJetf laJUflgelruf<en, 
gerade subsidiär dort, wo es nicht möglich ,ist, 
daß die dlhl~t Betetilillg,ben VOIlschläge machen, 
ISlich da'l"Ü'be,r Oetdanklen 7iU machen. 

Ich möchte laber ,aruch betOnien, daß dlie 
Urui'VleI1S1i:tä1JsiTieform ndcht zu ed[l!e!IIl Uhun'gls­
,gelände für IiIdleologÜJScbJe ExpelI1ilmlelniOO weIlde 
ull1ld heube ,auch kein Ahlibli für ,cmooIle fehllende 
Refoomen sein möge. 

Ich möchte Ihr Augenmerk ;auch auf dlie 
Tavsache htinw.eTIiden, daß man m1e öffenHich 
Beldiloosbeten 'an den Hochs.ch'1l'1en mehr ailis 
bilsruer Jn di,e BeIlelich!e der KontroUe mn'ch 
Formen dleT MitV1eI'lantwortulIllg nimmt. Di'ase, 
öffentlich Bediensteten sind aber geradezu 
FIIemdköTPeI fgeJgIenüher den übIÜlglen. öffentllich 
Bediensteten, die heute noch mit einer emi­
nent reformbedürftigen DJenstpragmatik be­
lastet werden, die aus der kaiserlichen Zeit 
stammt. 

Ohne jetzt ,in die Wehrpol,itik abschweifen 
zu wollen, möchte ich sagen, daß die Dienst­
pragmabik hekamntllich vom Herm. LandJetsV1etf­
teiddlg'unqsminJi:st,er Lüttgendarf an lelitnJe[' Weise 
1:nberpIlebtert wiw, daß kh IIlru'l" iWümchen kann, 
daß einige Ansätze der freien Meinungsäuße­
rung, di,ealUf laJkilldemischJem. Boden !Schon 
we'itestJgehend 'gegeben ,iJst, ICllUch Iden BULOJd:elS­
h!eleIiim.geihÖTigen leingerärumt wIi,rd, weil} lim 
den Eindruck habe, daß zwli:smen dem, WlaJS 
man ,an den UnJiveIlSlitätJen an 'Fretilhe'ilt ,ge­
wähJ1en will, und dem, was heute Lel\lJve im 
öfOOntll~chen DiJeIlls>t erleben, etwa Iiim V,erteid:i­
gungsmililillstel'1ium, fSlich ein NtilemandJslcmd 
eröffnet. 

Ich möchte zwei'bens Idall'laruf hJi:nWleli!s:en, daß 
man hier die Hochschulreform im gesamten 
sii8ht; 'eiS wird immer Wliledetf betont: GeJseH­
scbafvsreform und ,auch Reform des üb'T1i'gen 
öfiienrtliChen Re,chtes. 

w,fjS :ich weitetf 'bet<men will: Sehen WiT dlelD. 
Zusammenhang von Schulreform und Hoch­
schulreform! Ich möchte lhiie,r ,auch dtaJS :Bekl6lIllIlt­
Il!iJs ,a:bgeben, daß wir UIllS mehtf 1a'~S biilsh'e!r laJUf 
akademischem Boden einschließlich der 
Rektorenkonferenz - mit den Anliegen der 

Schulreform beschäftigen müssen. Ich habe das 
'anläßHch der VrerabscbJiletdlUny dler 4. Schul­
ol'lganisation.sgesetz-NoV'e'lle bletont, lUlIlld 1m 
will 'heute ergänztEmd da'l1auf hlinweWseIt, daß 
dd!e FIlaig'en übe'r dliJe SchltüeiIl der Zehn- Ms 
Vi1erzethnjähnllgen und der Vlietrzehn- !hils Acht­
z·e'hn j ähri,g:oo lemillllenjbe Vodratg,en :der Hoch­
schulreform ,sind 'llIIlld :i:ch jedJem Vel1SUch der 
Nive:Hli'erung und UIDlifo11Illliierung ,auf dem 
Smulsektor ein Nein entgegenstellen wUI. Ich 
binder poosool1icblen. MeIiII1UiIllg,· dJaß ein 
SchrumpfgymIllasiJa'st milt Vlier Ja!hIlen GYmIlIa­
lSium nicht di'6 nöll~ge VOI'lalUSIsetzun9, glbaube 
'ich, miotbIlIDgt, um. :an i()jHIeIl. Rakultätetn ,11idllbig 
stJuddieTien ru kÖIl!IlJell1. Beti eiln!ilgl6ll lseIi es Jge­
wertet, etwa bei tedllldschen und komm er­
zieU'8Il1 FäcbJem, Ia!ber wals ddle humamlStJische 
BiM'OOJg betr:ifft, 'bekiEmnte lieh mich vorbeha!1tlos 
zu dem großen Wert di81s hU:llllaJIliilstfusmen Gym­
nasiums ilIl Isemer LanlgfoflIIl, wobed !ich ru­
,gelben WliU, daß leIS noch \alIl!dene Notwendig­
kieiten giht, di:e neben 'dJetm lrumaIIlliJs,tfuscbJen 
GymIllas,iIum zu headllben IsdlIlld. Aher iwll.tf woJoren 
dt~elSle VOM.'1l'sset7lull1lg IgI80Jade bei fenner UIllliVffi­
:sitätsreform JlJichit Üib8/IlSleihJen, denin !Ilfichbs 
,schadert etiner LeiistuJJJgSQ'elSeiBlSchaft mehtf laIs 
Niv,eHieru'llJg :und UIlIi'formtiJeTurn!g! 

Das Ibetißt noch ,}:a:nge ndcht, daß mim !QlegelIl 
di1e ,glleimen GhialIloen 1iJst. Aber verdTiehen 
wir nicht den Begriff der Gleichheit! Hier be­
kennen wir uns vorbehaltlos zur Durchführung 
der gleichen Sbartch1ancen 'lIDbe'r Abbau -al'ler 
sozi'a,len und lok,alen DiffreifelIlZlelIl, wobeli wlir 
schon das l'etzte 'Mal ~ets1:igletstent haben - dch 
VierweiJse lauch 'aJU,f dias Schlußwort der PllW 

Ml!Illilster Dr. Flim'bel1g -, daß ,es IIl!e'ben Maß­
nahmen durch das Recht, neben geset~eIbe­
yiilsmen Akten, !aJUch dall1aJUf (aiIl!kommen wim, 
€Im entsp.rechendes Bd,ldun.gsbewußtJseilIl dn 
unserer Bevölkerung, in unserer Gesellschaft 
zum Tragen zu bringen. Denn bei aller Gleich­
heit des Chancerua[l!gebobes wIl.lId es dmmer 
Wlieder dliJe VieTschieden!hl8lilten der lintel'leSlSletIl 

ood der FäMgkied!llen gehen, dlie Idann rur 
Viertscbi1edenhetit der Led'S,tl\llIligen dieS einzelnen 
fühiien. 

Dii8lse V,eI1schl]etdlenhe[t wlimd SIi'ch nlicht be­
seli'tJiJgen laJss,en, diJese Versd:lJiJede:nthiedt der 
Inretl'lelSlSlen und detf FäJhrig:kied:ten wlill'ld auch !in 
~hrer Beadltung zu ,e!i([ller Brihöhung detf Lei­
stU11Igen fühI"en, UID!d daJS dlSt, .gll(llUbe tich, 'IIlIirt 
ein Auftrag, eine leistungs gerechte Universi­
tätJsrefOlrm IdmchzU'führen. 

Ich 9,taube albetf, daß WJIf brer eiJnJe Diffieren­
'Zltel'UlDlg na:ch ,dem Wollen dleiS :em:rellnell nicht 
allein ,in der Richtung, sondern auch in föde­
rta:liiIs'bisch:er Si'cht dmchruführen lhiaiboo, Uind 
daJS Idad ~i'ch laIs 'letztes lSIatgen 'U'lld geredehJiler 
im Bundesr,at betoTI!eIl: Hüten Wlir uns/in 
Os'lJerl'letich e1ine Urui'Vle!rsiltätsl1sform idurchzu-
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fiiJh1.1en, dile für die HochischlU!lern 'in detI1e:inzel­
nen Bundesländemk!etiJnJen Spilel'DalUffi ffi'elh1" 
läßt und die ausschließlidl auf den Massen­
betnieb auf WiiJelllier Boden laJbgelstelH wäre. 

D~elSer föd'e'raJliJsti:schie Hinwe!ils 'seia.:1Js letzter 
gemacht, um mit diiJeS<em HilllwßLs lauf oden 
Födeifalllmm'UJS detIl. HilIlwetils auf die Bedeutung 
dJelSSuJbs1iJdoilam.tätJspIlinzips zu v,erbinden, dernn 
wilr :soHten IlIach dem SubsiJdJilarrtätlSpiIlilIlzlip 
allen auf lehrender und lernender Seite Täti­
gen die Gelegenhelit I91eben, ~hre MetilIlillug in 
geürdneter Fürm darzulegen. 

Ich möchte dlie P'I1au Bunde\SmirÜlster Doktor 
Fdif.Il!beI1g bdtten, TIJadlldem biJer leIme For·bsletZ'U1Il19 
der 28. Sirt:z'UIl!g der PHK nicht mehr mÖlgLich 
ist, weil'sich die Vie,rtl1elber der ProfelS'soroo und 
der Studenten zerredet haben, daß alle Mög­
Uchk!elHJen, dlile .es mler IgnM, rum lalUßochal,b 
dieses Bereiches in Kontakt zu bleiben, um 
en;1l.SIp'recheIl!d küondJinliert zu €Ii1lJelD1 IlIeuen 
UOG-Gesertzentwurfzu .g;eJ,Cl[[l!goo, iausge­
schöpft we'l1den ,und daß dji'e SbeHf\mgTIJalhmoo, 
die 'Z'Um e'Men UOG-EntWIUJrf felI1s,tattet wTllI1dlen, 
in !dem Entwu'If ZUiIIl UOG II herücks.ichtigt 
werden. 

Denn - unJd damit möchte 'im iSchliileßen, 
Hohes HaUis - ich wünlSchie dem UOG-,oobwud 
(Zwischenrufe des Bundesrates Dr. S k 0' t ton) 
- Idals ,erhöht den 2liellQiI1aJdJientoo, Helrr Kol­
l'ege Skotton -, <ich wünsch!e UiIlJS und laJUch Ider 
Prau BundelSmi:nJLster Flimbe'l1g, daß wJr dlals 
Universitäts-Organisations gesetz genauso 
eitns-fülIDmüg ver:a!bschii1eden kÖTI.[lJen, wie es .im 
lahne 1966 B'UIIldJeS!II1linlilster Dr. BHfl ffilög1idl 
war, das Allgemeine Hocbschul-Studiengesetz 
über d~e parl,amEIDtarilschte Bü!hne 'Zu br;ingen. 
(Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Zu Wort ,gemeldet hat sich 
Herr Bundesr,at Dr. Skotton. Ich erteile es .:ihm. 

Bundesrat Dr. Skotton (SPO): Hüher Bundes­
I1at I Hr;alU Minlilster I Mednlßo Damen 'Uoo Herrl1e!D.! 
BdiUe lerschr·ecken Si1e meht, wenn Stie mkh mit 
eiltlJerrn 'solch'en P,Cl'ket von UnberllCligen hier 
bJerall.1lSlgehoo Igesehen 'hlalben. Ich w€'I"d!e kleilIles­
falls diese Materie so ausführlich behandeln 
'Wlile mein VOHedne'r. Ich mödüe, IalUch nicht 
gerne der Versuchung unterliegen, jetzt dem 
BUlIl!dJets[',at dJile Gelschtidlbe ldier ptCl'Iil.amenta:­
liilsmen HochJsch'U:liJIeform-Kommissl~Oll1 zu er­
zählen. E'ine solche Versuchung würde natür­
lich naheliegen, weil iCh, wie Sie wissen, 
einer der Väter dlieSier ~orrnmiJSls'ion bi'Il. Sie 
wurde durch den gemeinsamen Entschlie­
ßungsantrag Skotton - Hofmann-Wellenhof 
und Genossen hier ;im Bundesrat, wie schon 
Herr KüUege ScbJambeck lelfWäihllit hiat, ,arm 
12. JuLi 1968 imS Lebleill gerru~en; ,alleIdiltlJgs 
- dia unter.scbeidJe tkh mich VOlIl Herrn P,ro­
f:e1S1s<Yr Schamheck 'tn einer Be'ZliJehill'IlJg - dlSt in 

dem ,EIl!tschUeßU'D.I9ISlaJIlJtDalg getSaJgt ;woroetIl., dlaß 
sie ehestens einzuberufen sei. Nun ist dieses 
"ehesbeißIs" vom Idarrnall~ge!D. UntelrrdchbsmilIlilste,r 
Dr. RHfl-Percevic 'so veIlStlandem worden, diaß 
sie erst am 31. Oktober einberufen wurde. 

Ich hatte lSIelhst darrübeIr hma'1lS dlaJs Ver­
gnügen, di,elser KOInIIllilslSlion von ii'hI1em BegilllJl 
bils Zi11 li!hremEnde laJllzu'g'e!hönen. Aber, wdJe '919-
Salg.t, lieh möch1!e Ihnem 'uotZldJem 1l!icht dtie 
Gelschichte ,dJi'efs'er KomIDJilslSlion danstelUoo, weill 
ich d!i!eISoe Diskll!s'Slion 'ZlUIIIl AnI·aß n.ehmem 
möchte, 'ßin~ge grundsätzlicbe· Gedanken ZlUT 

Hochschulpo'Litik ldarz'UI'egelIl, d!:iJeIs schon des­
halb, welHäch :glaru'be, daß lich dliJe Ausführun­
gen des Herrn Professors Dr. Sd:lambeck in 
sehr we'oontlich:en Bunkten e-rgänze,n kann. 

Z,ueI1st möchte lich I:h[])etIl ,eli[])iJge Fakt.en 
schd.bcl!eIIn, welche dile Iganq;en UnZi111ängHd:l­
keli:ten, di'e 'an unseren Horuschul1en vorne:fr­
seben, .flhlsItrI~eren, F!a:kben, dlile me!inleT Mei­
nung nach unwiderlegbar sind. Ausgehen 
möchte id:l dabei vom OECD-Bericht "Wirt­
schaftswachstum und Bildungsplanung" in 
Ostel'I1elid:l. 

Dilesler Beriicht der OECD über den Zu­
sammeiIllhang zwi:sroen Wli1rbschaftswachJstum 
und Bi1dung,splaJIlung lin Ostre/l1l'1eich hat Wst­
gle!suellt, daß ISlich ein erhöh:be:r Beda!ff JalIl !hoch­
qu.alMizlilertien Kräften !im Ost:e:rreli:d:l e'I1geboo 
W1i'rd, dernl. :dJi!e EI1höhunig der W1achlstrumsmte 
der WlirtJschalft hängt !I1IichtaJHedn von den 
InvelstH:Jionen ,alb, IsondeI1ll häIlJgt taud:l lab vom 
V QifJ1:andelIlfs'elin qualMiZlievfJer Flacrukräfbe. Mler­
dJilIlJ9'S - ISO :stellt die'seir Benicht fast - w!iJnd 
sich die Struktur dieses Fad:lkräftepütentials 
verändern müssen, wie eine Analyse dieses 
Fachkr äftebe dCl'f~s dn Vl€'l1Sch!iJWe'l1loo, lie!i11berei­
men 'gezerlJgtllat. De!IlIIl. IdJile ZUiSICl'llNl1e!llS&zuTIJg 
delr ·ÖiSt1eI'IlelichdlscbetIl IrntelllilgenZlscbdchitenwst für 
dile Wleite've WilItschaftsefL1.ltwiickl'llllllg völlig '1l.[],­

Z1ulänglich. 

So wliDd iSlIchZlUlIIl BeliJSpüel d~e Zahl der 
Arooitskräfte !in der LwndW1i!PbschaH vora'll!S­
slichtLi'ch von 765.000 !im Jlaihr,e 1961 IaJUf 350.000 
im Jiahr 1980 Isenken. 

De'r BelschäfbiJgterus1land im HaltlJdlel wlird von 
9 aruf 12 Proz,ent, der IE Beooich Idletr DilEIDst­
lei'st'll'IlJgen von 12 lauf 16 ProZloot UIIlJd ldie,r dn 
der InJd.ustrJ'e von 20 ,alUf 24 BroZietilt stetJgen.. 

Das B:ruttono8JtioD!alprodu~t wird bed led!lller 
jäh:dichien WachJstumsI1a·te, von 4 Proz'ent iIID 
Jlaihr 1980zwelimalso iQTOß ls:ei!D. ,als 1961. Schon 
heute WirSs.€'ll wG'r, daß les Igrößelr ISOO wi'Ild, 
da d~le WacootJumsr.ate Ibilslher idli:e 4 Prozent 
übel1sti1egem 'hiat. 

In dieis'em FaH, 'aliso bed ieliltlJem jä!hrllich!etIl 
Wlilrbschiaf.tswachtstum von 4 ProZielIlt, lergilbt 
sli'ch für UIIlJSleTe Wlrr:tJschraft dm V'eI1g:1Jekh zu 
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1961 -elinZUlSätzHcher Bedalrf - ein 'lIUISätzldch.er 
Bedarf! - an lakiademiJsch gebtldeten. Fach­
kräften, ulllld zwar bei DiplominigelIllitetUJ:'Ien ,enn 
zusätzlicher Bedarf von 16.500, bei' Natur­
wissenschaftlern ein zusätzlicher Bedarf von 
7000, bei L'elhrern an den 'aHgemewn!ooldenden 
höheren Schulen ,ein solcher von 7300, brei 
HomsmlUllehmilll 3000, ,bei Na'biona'lökonomen 
4500, bei Diplomka'llflelU1len 6000, !bEili. .A!gl"aif­
ingenieuren 3000. 

Es ergibt sich auch, sagt dieser OECD-Be­
richt, ein zusätzlicher Bedarf an Ärzten in der 
Höhe von 3000. Allerdings ist diese Zahl nicht 
ullibrelS,tnitten, da Osterreich zu den äifZterelich­
sren Ländern dler WeU zählt; jedoch glaubt d.er 
OECD-Berieht, d-aß stich bei eililiem w,elio"tre:relIl 
Ausbau dletr ärztlichen BetreuurOlg und durch 
Z'UlSätzldme Porsch'Ull1!gsalUfgaJben ein sokher 
MehrJbedtaJrf ,ef1QieOen wiil1d. 

Insgesamt wird lin dil8lS-em OEOD-Ber.icht der 
Mehrbeda['f 'atn AklaJdremikietrn talUf 51.800 ge­
schätzt; dalruuteif keilIlMehTbediairf ,m Jurilsten, 
atllerdiIligs noch ein ZlUJsätzlimetI' Mell'l'bedlalIf 
von 37.500 Mittelschulingenieuren. 

Nun, meine Damen 1ll1Ild HeI'lrten, kommt dalS 
besonders Bemerkenswerte. Dieser OECD­
BeI1icht " WIi::MIschaftswlacbs-bUJm und BlHduIliglS­
pLarnmg" führt weHeI!' ,aiUlS, Idaß lCl!lille IdJiielSe 
Anstrengungen deshalb gemacht werden sol­
len, damit Osterreich im Jahr 1980 dieselbe 
Wirtschaftsstruktur erreichen kann, wie sie 
vergleichbare Kleinstaaten, etwa die Schweiz, 
bereitis im Jahr 1959 ihattten. So !der OECD­
Berlicht "Wiiltschafbsw,amstum 'Uill!d BHduDJgIS­
plianulJllg". 

Dats, melline Damen und Herrten, lüSt mit e~n 
Grund gewiesen, wels,haJb d!iJe :sozliallitSrtdlSche 
R'elQli'eruny den VOTr:aJIlig von Btülduntg IUiIld For­
schung im. uhr :R!egiierullJgsprogr[1ammalUfge­
nommen hiat UrOId j'etzt V1€lI"SlUcht, dliJeiS;en Vor­
flalJllg von Bild'Uill!g IUnld FOllschulJlIg ,auch zu 
ooaLilsi'etI'etn. 

Aus tdJieser A'llDsretll'll'Dlg wst zu eI1Sleihren, daß 
OstJetrr;elich trotz dem Ans.turm alUf dtiJe, Hoch­
schulen zuwenig Akademiker hervorbringt. 
Auf G11UIJlId dieses Atnsturms OOriischt vielfach 
dile Meinung vor, daß die Kl1lJsle dtetr Hoch­
schlU,l,en tin er.st!e[' Ume ielIDe Wacillstumskrilse 
rst. Im Gelg,ens,atz daru WÜlrdaiber be!scmdler'S 
von jüngeren Wissenschaftlern die Meinung 
vlertJIleten, daß ,eine lech,tJe StruktuI"kII1i1Se der 
Hoch'sch'lllllel1 vOI'ldlegt. (Vorsitzender-Stellver­
treter Dr. h. c. Eck er t übernimmt die Ver­
handlungsleitung.) 

Skher Li ch hat die WiCl!cbJstumLslkr.ilse tdli1e 
Strukturkliilse beti Iden Hochtsch'UJlletn belSOiIl.ders 
d.eutliich weJ:'lden 'laJS1Sten. DaIS zeilgt sich Ian. 
objektiv flestJstellhaJl'lelIl ,F,ak"ten, Z'UlIIl BetiJspilel 
bei der d'llTchschnlittlichen S11UJdIi.eooalUielf. 

So betont der Homschulber1i.dlt 1969 - also 
klein Dok-umen,teifIl/e'I' SPO..:R!egWrullitg -, dIa.ß 
die tdurchsdmti:ttl1me S1JurldietnIdtal1lieT bei Jm­
studenten 11 Semester beträgt, daß bei den 
11ecbm:i:klern 50 Prozent, oOOe, dlie eI1Ste S1JaiatlS­
prüfung absolv.iJert zru blahen, dlats 10. SeIIlle'St:er 
bel'egen, Idtaß bei Iden Lemil1almflslooJndlild.arbetn die 
durchschnittliche Studiendauer im Jahre 1950, 
als sie 10 Semester betragen hat, auf 12 Seme­
ster, fast 13 Semester im Jahre 1964 gestiegen 
ist. 

A!llgemein herrscht die Tendenz zur Ver­
läl1Jgerung der St'lldietndaoor vor, mit einer 
AlUlsDiaihme: bei dien Medi~m, wo iSde kon­
sbamt 15,8 Semesber beträgt. 

Meine Damen 'll'IlId Hie!flrelIll Ich möchte meht 
Vlefischwetilge'D., daß diese Vi€IfIlänglmiuDlg der 
Struclli!endtaruer ,alUf eiJIlIe Ischlechte- OngIaJI1lim1:don 
delS Lehrbetnilelbets ZlUrückzJufüh'fIeIß älSt. 

Herr P,rofetStSor Schtambeckl Sie- halben näm­
l'rch Kollegen oder KollegilnDlelIl, mle bte,i Lelhr­
amtskaJIl:dJida:belIl foltgelIlJdIeIs machten.. WieIll!Il. !in 
der LelhfiaiffitsprüfulliglSordlllUDig leline Pfldcht­
übllIllg vOIigeschrrtiJeben wst; lsetzen lSIie fiest, daß, 
bevor iSliJe Jemanden ,im. IdlitelSle Pfliiehtübmlg auf­
nehmen, ihre Vorlesung mit mindestens gutem 
Erfol'g kolloquliert ~ertdlen muß. Das ,stelht in 
kIeImer LehTalffitJsprüf.ung, verlänige'rt laJbeif dJaIS 
Studium um tdurmschJnJilttbich ein Semester. Ich 
könnte jetzt Beispiele von der Philosophischen 
Fakultät Wien, wo das ·gemacht wurde, an­
führen. 

Aber, metiiI1/e Damen 'UiIlId Herren, labgesebJen 
von dieser !EiiJgenmädlltliJg,kled.t letiInJi.Igter Hoch­
schuHehrnr kiamt mcm ISIicher sagen: DaIS alles 
i!s,t tro~detm eine W'amstJumsknise, d'etIlD. mm­
gelnde Laborplätze, Massenprüfungen, zu­
W1e'IlIiJg LeihrkräftJe islinJd lan Iden ZulstäntdJetn·1<m 
der Hocbschu:l'e 'schuld. 

Ich möchte aber doch m -bedenken geben, 
daßmetilIl!er M'eWnu[)Jg l])Jach die RJal\llIllla1llSnüt­
mmg ,an Iden HocDtsdrolten ,allS iUntökonomilSdl 
bezeichnet werden muß. Denn solange Hörsäle, 
UbU!ru9lsplätZ'e wälbrenJd Z1irlc!a viler Monaten tim 
JtaJhr ungenützt 'silllid, ktCl!llll man miM von ei!nJer 
ökonomischen Rau!IDlCl!usnüf:mmg spred:ren! Die 
HocbschlUlen hättettl me:inelf Meiln.rulng nach 
schon längst VOl1Schläge dafÜT eI1s1:!atfJen kÖlll­
neIl, wile dlUrch einen. BetTiieb in der FlertieiIlzeWt, 
durch Schichtibetri'elb lUlllJd gesbaf1ieltetn BegiIIll1l 
einzelner UbWllJglelll ,etitnIe bessere RlaumartlS­
nÜ't~ung möglich Igewesen wäI1e. Selblstve'r­
ständI:ich wäre -damit ,dile FOMeI'IUD.I9' IJJach Ver­
mehrung der DiIen!s1p OlSt1JeIIl , besonders der 
AJSlSjJstentenpOisten., für tdlCIIS 'ZIUJStänrltilge ReSlsQlrt­
ministerium zwingend gewesen. 

Wenn man den Studienerfolg, also die 
Relation der Anzahl von Studierenden, die 
ihr Studium abschließen, zu den Studien­
anfängern betrachtet, so ist es interessant 
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fest:2:ustellen, daß die Mediziner dabei beson­
ders gut abschneiden. Da taucht jetzt die 
Frage auf, ob das auf den ziemlich streng 
geregelten Studiengang zurückzuführen ist. 
Aber auch die Juristen haben einen streng 
. geregelten Studiengang, jedoch eine wesent­
lich höhere Ausfallsquote als die Mediziner. 
Di·eser Vergleich zeigt, daß der bis ins Detail 
ausgearbeitete Studienplan keine Lösung des 
Strukturproblems der Hochschule ist. 

Eine echte Strukturschwäche liegt meiner 
Meinung nach - ich sage das, obwohl Herr 
Professor Schambeck dieses Wort nicht gerne 
hört - in der "Ordinarienuniversität". Damit 
ist die Organisationsform gemeint, die dem 
Ordinarius in wissenschaftlichen und per­
sonellen Belangen eine fast übermächtige 
Position gibt. Es ist auch vielfach so 

darüber dürften wir einer Meinung 
sein -, daß es einzelne Ordinarien gibt, die 
verhindern wollen, daß in lihrem Fach ParalLel­
lehrstühle errichtet werden, nämlich daß auf 
dieg.e ParalleIlehrstühle vielleicht Vertreter 
anderer Lehrmeinungen kommen. Aber ich 
glaube, es wäre gerade wünschenswert, wenn 
eine wissenschaftliche Auseinandersetzung an 
den Hochschulen stattfinden könnte. (Bundes­
rat Dr. Sc h a m be c k: Unabhängig von den 
Ideologien!) Natürlli'chl Es 'gibt doch VleMchJie­
deIl!e Lehrmeinungen. 'Si:e würden eis jsid:re,r 
begrüßen, wenn neben edlßJem NatrurrecbUer 
auch ein Vertreter des Rechtspositivismus ... 
(Neuerlicher Zwischenruf des Bundesrates 
Dr. Sc h am b eck.) Sind wir also einer Mei­
nung, Herr Professor Schambeck? 

W:iJS1S!en Si'e, Herr PfO'~esisor Scham'be<;k, daß 
dias 'Il!icht 11m leine FOI1die'rulug der SoZlila'lliisten 
~st I\ll1!d Idlaß. Idlas nicbt rnru'f looe SOZlila']ilst!en 
erkannt ihaben? DaJS .iJst a'Uch Im K'reilsen der 
OVP, muß ich sagen, eine weitverbreitete 
FordeflUiI1jg gewonden - Isogar lim CVI So 
schreiben nämlich die beiden CVer Manfred 
Leeb und Wemer Vogt in lejlßJer HroschüI1e, dJie 
den THel "Anreg'll'ng,en 71UT RefofllIl de'r Wli1s'S'en­
scha:ftlkben Hochls·ch!U~e:n Im Osterrreilch" -trägt, 
foLgendes - daibteli iilst dln:beIleSISlail't, daß d/ies'e 
Broschüre 'lIDt·er Milßlilster PIHfl-PetrOerV!ic vom 
Un:1:leIf>rimbsm1nJilstJerium IHn A'l1'ftI1aJg lQ'elgehen 
WUJI'lde und milt Un1JeIlstütZ'Unlg dlileiSies MlilßJi­
stieriilUIDIs heralUIslgekioonmen ilst-: 

"Man müßte UfiiseIle Homschu1imtiJtrt1'teaillS 
pa:tJl:1ila'fcbJaHsch gelleitert ruOO dn!e ednlst aLs Ge­
l'eihrtJenrepuhHk gedachten Hochlschwlen ·aLs 
Ordinarien-Oligarchien bezeichnen. Durch die 
stla:rk!e Stellung dies LehtkJanzleLilDJhiabeTos ge·rät 
rudlem die ~unidamern:1Jale P·velih!e.i:t der Lehre 
bei den lihm untergebeIlIen Dozenten und A:SSi­
s1JenJhen 1n Gefabr, wo lJehrk;~alIiIruha<ber alUf 
dien AUJsbCIJUeiner d(h!m ler.g'ebelIllen Sch'lllie be­
dacht dis,t. All dies muß IClJUf weHle· SJi.·cht mit 

einem V'erlmt des w.i!SlSie'nlscb!aftHdl'en RangelS 
dler HochisdllUli9lIl V1elflmüpft lSediI1. Anzetichen 
für leme EntwicklulDJg dn '<1i'eIS-e RJichtuIlJg sind 
IlJichit ZlU l:ewgIllen.' , 

Meiln!e Damen und Heroon I ·Bs list mJeiDJer 
MeilIlJUllig iDJadl d&e wed tvenbI1ej!t.ete A:uffiaJslSlUng, 
daß die L-ehr- und FOI'lschuiIlJgsk.apaZlitäte:n der 
Hochsch'lll€lll, wüe dd>elSleIS Zitat !beweist, durch 
das Ordinariensystem der heutigen Zeit nicht 
methr gewährleiiJstet 1SIi!nd. Djle· modeme For­
schung, hesolßJdeI1s ldi'e lIlJawT(W1i!slSenschaf:ü!klre 
Spit:zenfor:sdlung, elffO'Ildtert iCIJUßeT.diem ein 
Teamwork verschiedener Wissenschaftler. Es 
ilst fOIisdlu[}jgsökoTI'omliisch ulIlld ·auch fi,nanr2äell 
untmgba'r, jedJem OndJilllJalIliruJs mögbichist !eim 
eigenes 1n:stitu:t mitt der dla'ZlU!geihörÜI!)Ielll perso­
nellen UIlJd 'appwattv1en A'lllSstJatbu'ng leii!IJ.ZlU­
richten. W enn d~e Hoc:hschulle wei.ltJeIlmn 
Spitzenforschung treiben will, muß sie ihre 
bJi'sheIi~g;e Struktur labbauen :und GroßiDJStlit'l1te 
erruchten, lin denen der .applaJTalfJive Aufw1and 
kon21oo:'t:rIi'ert UDtd damit die optJimale AUis­
nüt~ung .garam:tiIeIt Wli'rd, !Und I[)}sti!tutle enTlich­
ben, :in .dJelJlleD. lein lecbrbes wdJslSeIlISchaftllidlies 
Teamwork möglich ist. Dazu list freilidl not­
WlOOldiiJg ,daß die OIdi!nJa:nien Z'll der Erkerm:tnIiIs 
kommen, daß 'SiJe lIlur !in ZiuSiamme!l1iaTbeit milt 
anderen gleichberechtigten Wissenschaftlern 
eilßJen !echten wiiSlSetIliScbJa1t1lidwn FO'ft:JschrtiJbt er­
:zi~elen können. 

Da di'elSie AThoogl1TlJg:en oder die eIlSII:ieIIl 
Sch'I1itbe dazu 'btsher von Iden HochlSch'UllEm. 
Slelbst noch nlichit 'ediIlJgeileli!tJet WlU'lldten, €Ipgi1bt 
sich zWlinJgleIlJd der Schl'Uß, daß ldiie HocbJSchJulen 
nich t .in der Lage waren,. ldie WiadllstuJIIlS- und 
Strukturkllilse zu bewälti'Qle1Il. Da(h!er WiU!ooe von 
ooiiten der Studen1JeJn ,schDiemidl 'lmd lenJdlli'Ch 
nach dem Eingreifen politischer Instanzen ge­
rullen, wähI1and VlOll Iseli'TIen der ProfessoI'len 
~ lieh habe das ja ,}.alIlJgIe 'genugmlifberlebt -
d!ile pol'i:tJiJSchen InstJaJIl::zien ,al\lng1efoIld!ewt wrurlden, 
die bestehenden Strukturen unangetastet zu 
be'LaSlSBIl, iC!il:lleI1d1iillJgis mit eiillier AJUJSllJahme, djile 
A'UlsIJIalhme war h!eu,be Herr P,!'O~elSSO'r ScbatIll­
beck. Es gibt sicherlich andere Ausnahmen 
a'Uch, :aber die überWÜleJgende A11ZIah:1 idIer Flro­
f.eSlSoren :1'5t ,an der Erl:1IailtulDIg !der -bes'ÜeihJenden 
Struktur äußerst lintleressliert. 

Meii'Ille DatIIl'ffil und HerDen! Gellade Idie jU'Iligle 
Gen!era·1;iolIl hat dli.leSleiIl ISO uTI'beflliled!iJgenden 
Zusband an den HochischrU!len !heute die'Utldch 
erlm!IIDt, weH ja ger:ade ISdle 'Unter weisem Zu­
stand ru leiden ·h!at. 

Weil dielSe ReoIg,amsa;tlion kein An~iIeg1e!Il 

eiIIllelI' po1itli:sdIJen Partei lust, h!aben wir uns din 
der padameIlitadschen Hochlschru:llreform-Kom­
mlilssli10n zU!Slammenge/Sietzt. DeIßJll n'Ur ,danlIl, 
wenn es durch gesetzLiche Maßnahmen gelingt, 
im Intereisse des WiS:seIll5maft~'ichJefIl Wetthe·­
WIerhs die OrgalIlJils:atliolfllSlstruJk!wif Idler Hoch­
schlUlfe zu verändern, w.i:nd unlSelIle Hochlsdlule 
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wi'€'C1ler dle'ß. tintle'ma!fll'OIllalen RlallIg lefunnehmen, 
den sie in früheren Jahrzehnten eingenommen 
hat. 

ZWCl'r I~st lim NJ,1gemeWn.ten Hochtsdml-StUJdi..en­
gesetz lin den GrunJdtsätren und Zli.le'lelIl von 'der 
Offenheit für dJi,e ViielfiaH wrissrenJscb!a'ftlkhelr 
uehrmeti\lllUrugen und WliISSlelllScbafthl cherrMelt!ho­
den ICllite Rrerne. Aber :ich yl1aUibe, elS dst ,ein 
große·r Unterrscbli'erl, ob eäOJe LeooIll'einrung von 
jemandem vorgetragen wird, der ein Gegner 
ist, oder ob sie von jemandem vorgetragen 
w.ifI1d, de'r ein VertJI'eter IdliIese[' Lehormiefinun1g list. 

So gese!h1enefismemtdliJe DeklCl!T1a'tion deIr 
OffanhJefit delI" Hochschrule tim All'g.emeiThen 
Hocbsch'1l'I-St'lldiietIlg,eSletz unbefI!i'edli~lIlrd; 'Un­

befriedigend deshalb, weil es noch nicht ge­
l'llJIlJ9l€n li!st, den Grundsatz konku'l'lIlilerenld!er 
Lethrrstühl'e zu V'erwirkLichien. 

Auch der Hinwei:s, diaß !im Ii1Jte'I~eSlse drer 
Lernfreiheit verschiedene Lehrstühle eines 
Faches zu iSchaffun Isi'Illd und mit V,elrtI'eltern 
VlelischiedelIl'er Lehrme1inungen besetzt weir,d!en. 
50Hen, bliieb hiishre'f 'oime Wdlf<lmng, Jla, man 
glaubte 'einmal, 'aIUJS dI~etslell" Fooderung dien 
VieI1SlU ch 'e!it\lelr Verpo1!i1JilsiJerulIlig idIetr Hoch­
schulen he[lalUiszuletSelIl. Dalben: WJa'f les labeT nu'!" 
ein Versuch, 'ei:n'en 1lle'llleTI A:sp:erkt, ein:en 
fI1Fschen Wind, möchte dch ISatgten, in d\ie 
wt1ssenJsdta!ftl,khte A 'Uls1eiIlJoodelJlSel1:,zuDg durch 
Konkul'l1enz :im wliJSSIetIlJsmalfNlich!en Lehen. zu 
bl1ioJlJg'ffil, DeUlIl TI'Ulr IdiaJnn Wietrrd.en. ,diie Hoch­
schulen wi'eder Stä ttelIl Igelisbilgerr AruseilßlaJIl:dler­
satzung werden, w,enn ,an lilhrIlJe:n V1e1ftI1eter vrer­
schiedener Lehrmeinungen eines Faches vor­
handen Isli'll'd. Und nur, wenn IdliJe Hochischlul'eI1 
den StOOirerenden eilIlte V1Ierlfi(lll! VIe'I\SCM1edeIlJeT 
LelllllIlieilIlulß;gen biJet1:re:n, l~t eiiIl!e ,echte' Le'mfre\i­
bleUt ge:geben. Denn 'Dur Idann tiJst der StTudientin 
der LaJge, Iselhst lefme AluJs,waiblzu treffen, 
W1elcher Lelhrm€lin'lllIllg 'er Isti.ch lan,schlile,ßen Wlil1. 

Diese f:flei1e A'UJSwa1h1 !Unte,r veI1Sch!tedienen 
LeihImetinuTIJg,en tilSt beute meiner Mei!nUiIl!g 
nach dÜJe einZliJg tSilnnvoHe F011ID der Lernfrei­
beit. Denn durch den. li'Inmer kompLi'2llierber 'ge­
wOI1oonten S1rudruenga'Illg lilSt es d'l1 immietr 'größe­
rem Maß notwendtg geworde:n, Pflilcht,vor­
lesungen, PfliiffitÜlbulIlJ9'8'n, Pfl1chtkolloqUl~en 
elilIlZ'Uführ,en, IsOldlaß ,in Vlile,~en (Fächern ein flaJSt 
mittelschular1Jiger Studiengang besteht. 

Dilelste FOI1derull'g lllach SchtaffunJg klonkurroie­
render Lehrstühle ist freiltich leicht zu er­
heben, aber schwer zu realisieren. Ich glaube, 
dals könn1!e dadlU!rch 'eIT01gen, Idaß \i:n 'geeÜlgnetJer 
Form, Wlile elS der En.:twu'If Z'UJIIl UOG ja Ischon 
V'onsileht, das PI1i'll71ip des BerufuilltgSiSYlS,tleimis 
dUTchetiJn BewerbuliligtSlsYlStJem e'rrgäm:t wi'rd. 
Grundsätzllich solltJen Lehrstühle öff.enHich 
'aUtSgeschriJebelll weIlden - rda'fübeT Wlaren sikh 
aBte Gruppen dn der p'atrlamentarischren Hoch-

schulreform-Kommilssion einig. Darüber hinaus 
sollten die Ternavorschläge veröffentlicht und 
begründet werden und dem Minister das Recht 
zustehen, Bewerber, die nicht im Ternavor­
schlag des Professorenkollegiums enthalten 
sind, vorzuziehen, wenn der Grundsatz ver­
letzt wird, daß Lehrstühle mit Vertretern mög­
lichst differenter Lehrmelinungen zu besetzen 
sind. 

Ich weiß schon, das ist eine Sache, die die 
Pro~eIS5Qre:n lIlIi'ch1 ,sehr gerne höretn, Abe1r ich 
br,ruucbe dazu ndeht la'lllsrufüthren., daß ;d:abei 
auch lauf dite re!ntsrpliech,ende wWSlSelllJSch,aftUche 
Qualifikation zu achten ist. Seien Sie mir 
niicht böse, Herr ProrelSisor Schlambem, gTUnd­
sätzEich kaJnIl kh lIlIi,ch·t ,dlamit übetI'letilIlSbimmren, 
daß nur Ider BeWlerbier lals qua1tifizdert I<l!nge­
s'eh'ern wenden okallln, Iden ,dillS ProfielSlsorenk:oHte .. 
gium ,al's q'Ulal'ifi:zJiert berelichinet. So könnten -
Wlile 'zum BetilSpdlel bei Ihnen lin Id'€T Rlech:bs­
WlmSteilisroa.fot - hohe ,Rli'chter, hoihe VerwCl'l­
tUTIJgtsbieamte, Rlemtsamw ältJe :und N ot'are leben­
falls Qualifikationsgutachten abgeben und in 
den Qualifikationsprozeß einbezogen werden. 
Dieses Beisp'iel gilt natürlich prinzipiell auch 
für andere Fächer. 

So könnte meiner Melmrung nach durch Ein­
führung ,etilIl'elS BeWiertbungStsy,stem'S darg. ISttrarl"e 
Ber.ufuDJgSlsy,stem durch tdlen Lehrkörper einer 
Hodrschu1e etwas 'Cluiigelocklert W'e1I'den. Da­
durch käme es zu 'etilner WliJssenschiaftlli!chen. 
KonruI1I1e:nIZ, die sich iS!i:dmrlti'Cll ,auf dJi!€ WlilS'SJEm­
schiafHich:e Di'sk'Uission befruchttend: auswwrken 
W1i1T1d. 

Ein Grundgedanke, meine Damen und Her­
re:n, muß :a:oor hei der RreJorm ,dre:r Hochschul­
ongantiiSiation !sehr tdieutH:ch rum Ausdruck 
kommen, Grundsätzlich - auch Herr Pro­
fe:ssOlI Schambeck füblrtre d!aJsaus - Isollen aHe 
Mi'tgLil€der ,einer U'I1!1v:eI'lSlttät, edner HocbJschule, 
ailiso St'llldenten, Asslilstentren, Do~eifi;ben, Pro­
feS!sorelIl, 'an Bnt'Scheitdu'lltgten, welchle dlalS Hoch­
sd1lUllIeben betI1effieu, be1:teiltiJgt sem. Bi'IlJst war 
ja die HomschUll:e eti[}!e GemelinJSchtaft von 
Lehrenden und Lernenden, wobei die Lehren­
den :nu'r €Im besondtefle'l' GIIad: id!err Lemenden 
silnd, dennnli'e whd 'eIS mögliidt ISleiln, dn einer 
Wissenschaft auszulernen. Im Lauf der Ent­
wickluTIlg bHdet'e Isich ,alber latIl !U'D!Sefier Hoch­
schule dals heute Vio:r1herflsmetnde S}'lstJern ,aus. 
Letirdter wla'r - dalS muß Irch lauf Grund 'l'a'lllg­
jährt~ger DiskuS'sio'Illen ~eJS1JstJenen - 'die Mehr­
zahl der OIdirrualii'en 'b~sbler nm siehr weniJg 
bereit, ihre Stellung zugunsten einer weit­
gethen:dren Demokr.Cliti,si.erung dIeS lJethr- u'Illd 
F0l1schrulllJglshe,troi1ebes !alUfzugeben, 

VViite farl:sch 'es laiber lilSt, ,eine V'e'I1ehI!UlIlJ9's­
würdige Tradition in Traditionalismus er­
starflI1e:n zu tatSlSe:n, delr !dIern w.1sSle:nsdllcbftllichen 
FortschrHt ,ebenJSo wiile die Freihieit idets LemefIlJS 
und 'dels LenJ:1ellls unlJeThi-IlJrnet, ~eiJg,t ein Wort, 
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Dr. Skotton 
dalS der dn W,ien geborteJIlle NOIbelpIIelisträgtelf 
Perut'Z atllläßl1idl der 600-Jalhlf~F1eiler Ide'f WtDener 
UruiVlelDSdtät 19a91le. Er sagte lIlämll~cb: 

,,·Der Erfolg ,in de,r FOIlSchung beruht vor 
afoom lalUf Bleig'eli.lSteru.ng, und dats lalthlell'lge:­
bI1a:cb,te UnliveI1Sl1tätssy.stem diS't meht meibr dazu 
aJDJgetan, di€lSle Ig;enügend. zu erutiiamen. So 
krann lidl dle:r Wliener UIlIi:Viemtät .bei; ldlifelSlem 
A'n.}aß ll1lilchts B-elssems WÜ!IllSdle!n, 'arl!s driJe erstetn 
600 J,ooIle zu vergets:sen ulDid Sich tauf idJie 
nädlsten600 Jahre umzustellen." 

Und 'UIIIl. dieSle BIlitwIick:lu'lllg, dlile\Sle Umstel­
lung zu el"lekhf!em odJerr zu lermÖlglddwn, hiat 
PIlau MilUiilSter Dr. Rimbtelrg rdtielSelD. BntWUll'f zru 
einem . Universitäts-Organisatdonsgesetz aus­
arbeiten lassen. 

Wie kam leiS übe\riharupt ·zu letiInJem :sorl<hen 
Entwurf? Nachdem jahrelang in der parla­
menJlJaollilsdlen HodlIsdruilreform-KomtmwssdlOlD. ler­
gebruits'IOis ver·handlel,t worden 1st, en1!schrloß 
sich FnCllU M.iJniilster Dr. fiilnnbetry, ml[}len E!lllt­
wurf zu einem Universitäts-Organisations­
gesetz als lliskussionsbasis ausarbeiten zu 
l;aJssren. Moan. hoffte oobleri, daJß 'bei, Vorl!i'egen 
konkreter Formuld'erurugen dloo Dbsk'lllSlsdlOnin 
der paJr.lamenta'rrischen· Hochlsdm·lreform-iKom­
mIiIssion f·ruchtba:I1er W1e1rden WÜ[idre,. Zum Treill 
t11afen rdIi'eseErwaIibungen leim, 'UIIl!d wVr WlUßtlelIl 
von Anfiang, ;daß mült dilelSrem EllItwurf IIlidlt 
vierl Lorbeeren zu <holen Wlaliieni IdlaJS ,stJitmmte 
auch. Den Studenten war er zuwenig radikal, 
dem Plrofels,soren zu l'Ia1dJi,kiCllI, und trotzaHerdiem 
wäre m'eiTiier MeilIlung nlach lein V1erm:ün:HJilgeI 
Kompromtiß-in der plall'lllaJIllfelIlrt'aIliiSchiein Hoch­
scbuJIiefoIrID.o\KommissiO'll zu letrzilelllelD. IgewelS'en, 
wenn nJi'eht der Vorfiail,l edJIlJget:Iie1en wälle·, d\elr 
zU'rBeetntdlirgtmtg der Tätiigk!eilt rlier paorl:amen­
tJClJI1ilschien Homscbulrrefor.m-Komm~S1slion ge­
fülbrt 'hätbe. 

Wenn äch 'behaupte, daß edIn ~omp'romiß 'LU 

erzielen gewesen wäre, so deshalb, weil die 
LeIi>tgred'ooken des Entw1U!f1is reinle!s UnIi:vrer,gdtäts­
Ollg,amri5la,ti O'IJJSfgresetz.es e/.itgeIl1Jt!ld:d1. V1O!Il lallen 
Gruppen lim Ploozip ,ak'lJepbi1er:t W'U'rdielIl, näm­
l1idl. drilet MitspIlache laJHrer \00 dem Hochschul­
prozeß Bebeiiltigten, diiJe rabgestufte Micf:!bestim­
mung der SbuJelenten. 1Ulßld A!ssilst!ern·tJen, die 
Sch'affung von. ,appalJla:tJilV und peI1SollJel,1 gut 
ausgestatteten Großinstituten - dort, wo es 
möglich ist, natürlich -, kollegiale Verwal­
tung dieser Institute, öffentliche Ausschrei­
bung der Dienstposten, Reform der Habilita­
tion, Schaffung eines neuen Typs des außer­
ordentlichen Professors und schLießlich eine 
neue und modeme Organisationsform in Fach­
bereiche, die aus Gründen der Tradition in 
diesem Universitäts-Organirsationsgesetzent­
wurf ebenfalls Fakultäten genannt wunden. 

Aber ISO um~alssen!d und Z1UkUJl1fts·W'€dJsend 
ditelse Probleme der HomschiUJlpoHltiOC Isind, ISO 

W1enl~g f.undiert wurden sie leliigJetnitld'ch bilsher 

durdlldd!skuwert. ICh. möd1:tre sagen, daßse'hr 
oft die Probl18llne von lei'I1lem. ISJehr I8IIlIgihJerzi:gen 
Standpunkt beihanrdeU W'll'ndle!ll u!llld dlaß 'ich 
vielfach den Eindruck habe, daß oft die 
eliyelIllelIl Iin:beIlelSlSre'lli 'VOr dlelIl In tleTlE!issen dlelr 
Hocblsmu'le !im 'allrgiemelilß!oo lim VoI1deI1girlmld 
gestanden sind. Das Grundproblem - da 
s'biiIllme J,ch md'! Herrn ProfielslSOI Schambed{ 
völ1l!g überein -, 'l1m das \eS 'bei der Iso.gle!lllanll1-
tJen DemokTaiflilsriieruillJg dler Howschlulen gelM, 
ist dlile Mi1:bes·timmUIlJg dler StudelIl!oon. Hier 
muß lichSlClJgen, daß ldi~er SoolllUlIl'gll1.alhme ,dies 
Verfassungsdienstes dazu sicherlich ein juri­
stisches Gutachten von sehr hohem Rang ist, 
aber daß man auch anderer Meinung sein 
kann. Ich möchte mich jetzt nicht in eine ju~i­
stische Diskussion darüber einlassen, wir sind 
ja hier kedn Juristengremium, sondern eine 
politische Körperschaft. 

kh 'g'lau,oo 'auch, me/ilne Damen um Herflen, 
daß man dite Fordlern.:mrg nachelimJe'I' MirbspI"adlre 
der StuJdren!ten ·mcht Jemach Idamilt /aJbtUIIJ. kJam.n, 
wile 'es Pro1iessol1en Im Idreir pm'llame!lllba'nilschen 
Hochischlll'looform-Kommbssion glelbam halben. 
nämllidl daß 'ruur drer mJit!belSuimmern k'oon, der 
den nö;tJiJgeJn SamveflS'baJJlJd ;ha't. Man k·ann les 
sich delsha>lb illIi'cht ISO ,lleli'cht madrern, welil man 
damit das demokratische Prinzip selbst ,in 
FJ1arge ;slte!llt. Denn rdas Sta'a1Jsgetsche'hen list 
noch VIilei komp:l'i'Zli'e'J:ltrer :a~s ,elillli UndoVleI'Sliltäts­
betrieb, und doch können alle Staatsbürger 
darüber entscheiden. Es ist meiner Meinung 
nach das demokratische Recht von Angehöri­
gen eines Staates und auch von Institutionen, 
gemeinsam lihre Angelegenheiten zu entsched­
den, gemeinsam ihre Angelegenheiten zu ver­
walten. Ich glaube, daß diese Prinzipien des­
halb auch von uns ,immer vertreten werden 
sollen. 

Ich k'ann !h,nen V'e[islkblern, Herr Proflesrsor 
SchlambeCk., Wiilf wo'lllan laoblsolut ke'inre chla.oti­
schen Venhä!1tmlSlSle \atll IUJIlIS€\IIeIIl HoeblSchulen, 
und ich gl,aube lauch nicht, dlaß dJilese ZIU be­
fürchten wär,en, weißiD. h!erurte, dafs UnJi'VlerSlitäts­
Orrg:amlSiatlionrsgesetz schOll1. Jim. Kll'OaJfttrertren 
würoe. Aber WalS wii'l' wol!~en, lilst, daß eIirn 
fIlilsm€'r Wdnd fU[])se'J:le· Hochschlulie!n rll1.l'rdliwetht, 
dla·ß leIiIrue nleUe, .ilntJernlsi'V1elIle wilsisetn5chaftJliche 
Tä1Ji'g'~eliit ,ent1iamt Wli1:d, und wli:r Isind der Ubeif­
ZlffilIgll!IJJg, lda'ß d'EllT Wetg, den Wlitr mit diesem 
Entwurf zu einem uoa begonnen haben. der 
richtige ist. 

Hiletr möchtle ich delr FIlau MinJilsIbelfdl~e An­
regung machen, den. iJ:lrilsbJerd.lg.en Bntwu'ff zu 
einlelIIl UOG ubeIlalfbeli!bein. zu llaJssen, li.lhn dJann 
alls Re9'i'eru;n,gsetn twur.f ldemBetglutach tu!IJJgrs­
V1erf'albl'le!ll zu unterZ!ileohetn ·md ISch1Jileßldch dem 
PlarLalIl'l!ent vorZllll1egelIl. Dar.l'll lirst nach dien 
lanJg,en' Verbcmdlu!IJJgetI1 lin !dier parr:l'ameIlltaIfJ­
sehen Hochsch'U1JDefoIlIIl-~ommi!Sslion ru lS!algen, 
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Dr. Skotton 
daß 'EllgebTIJiISlSie ,allllS dieser KommislSlion daru 
he[!mgetZogelIl w.eI1die1n könnten, daß lS!icberrlii'ch 
alber auch noch AnregUlIlJgen 'aus Idem Begut­
a'mtlllntgSVlerfahfie'll iauflQ1E!nO"ffimen welrden kön­
Illen. 

Trotzdem, meine Damen und HeNen, möchte 
ich 'eIS meht Vle'I1Säumoo, Mer zum Schluß ICIIllen 
Damen und He'flOOIl, die j'a!hlml!MlIg In der 
pa!Iil,amentarilSchen Hochlscbuh-;eform-Kommlils­
sion kOITstrukbiv mNlaf1beittJetelIl, lde!n. Dank dler 
S07J~allJilstfuschen FraJk:tJion dies .Buntdes'retesa'llls­
zusprechen. (Beifall bei der SPO und bei Bun­
desräten der OVP.) 

Schambeck, auf Ihre Auffonderung als Profes­
sor und Politiker berufen. 

Ich kann Ihnen nicht alle WÜllJSche als 
erfüllt zusagen. Ich muß Sie darauf aufmerk­
sam machen, daß die gewünschte Erhebung 
über die Lebenshaltungskosten der Studieren­
den, wie übrigens gestern im Jour fixe auch 
bei mir deponiert, nicht von meinem Haus 
durchgeführt werden kann. Das ist eine sehr 
kompNzierte statistische Arbeit. Sie ist meinen 
Beamten nicht zumutbar; wir hätten gar nicht 
den Apparat. Aber ich wäre sehr dankbar, 
wenn Sie mich unterstützen würden dabe-i, 
daß ich diese Bitte an das Statistische Zen-Vorsitzender (der inzwischen die Verhand­

lungsJeitung übernommen hat): Ich erteile das tralamt, das zuständige Behördenorgan, wei­
leite und dabei mit der Unterstützung des Wort weiber Fra'll BUnidesminJi!s1Jer Dr. Ri'rn1bery. 
Bundesrates rechnen darf. 

Bundesminister für Wissenschaft und For­
schung Dr. Hertha Firnberg : Sehr geehrter 
Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 
Hoher Bundesrat! Ich darf zuerst beiden Red­
nern für ihre sehr grundlegenden Ausführun­
gen danken. Ganz besonders aber gilt mein 
Dank Herrn Professor Schambeck für seine 
harte Kritik an den Auslandsberufungen. Tat­
sächLich kritisiert er mit Recht, daß in vielen 
Fällen Ausländer zu günstJigeren Bedingungen 
berufen wurden, obwohl wir Inländer in 
Osterreich gehabt hätten. Ich gebe das gerne 
zu. Aber gleichzeitig möchte ich den Herrn 
Professor doch auch fragen: Wer macht eigent­
lich die Berufungsvorschläge? Ich habe diese 
Gedankengänge, die er heute deponiert hat, 
selbst vorgetragen und den Fakultäten Vor­
stellungen darüber gemacht, ich habe in ein­
zelnen Fällen auch, nicht ganz dem Wunsch 
der Fakultät entsprechend, den Inländer vor­
gezogen, obwohl ein Ausländer an erster 
Stelle gereiht war. Das ist mein Recht, aber 
es wird nicht gerne gesehen, wenn ich davon 
Gebrauch mache. 

Ich habe mit großer Betrübnis kürzlich fest­
stellen müssen, daß bei der Berufung eines 
ganz ausgezeichneten jungen Osterreichers, 
den ich einem deutschen Herrn vorgezogen 
habe, nachdem ich die Fakultät verständigt 
hatte, ein Brief kam, daß man sich "abgefun­
den" habe, diesen Kollegen in der Fakultät 
zu begrüßen. Es ;ist also nicht ganz leicht. 

Wenn ich, Herr Professor Schambeck, Ihre 
Knitik als Aufforderung nehmen darf, den In­
ländern das zu geben, was ihnen gebührt, was 
nicht heißen ,soll, daß man nicht hervorragende 
Fachleute aus dem Ausland berufen soll, aber 
doch, daß man dem inländischen, österreichi­
schen ausgezeichneten wissenschaftlichen 
Nachwuchs seine Chance geben soll und damit 
verhindert, daß sie abwandern, dann werde 
ich dieser Aufforderung mit großer Freude 
nachkommen. Ich werde m.ich, Herr Professor 

Ich weiß, daß die Studierenden viele Wün­
sche haben; niemals sind die Wünsche der 
Studenten voll erfüllt! Man hat kaum einen 
erfüllt, sind die fünf nächsten schon einge­
langt. Natürlich wünschen sie eine Bücher­
zuwendung, natürlich wünschen sie eine Erhö­
hung der Studienbe:ihilfen, und sie wünschen 
dynam~sche Studienbeibilfen. Es ist ein ganzer 
Katalog von Wünschen gestern wieder depo­
niert worden. 

Ich bin immer sehr gerne bereit, mit aller 
Kraft zu unterstützen, was von den Studenten 
gewünscht wird; aber ich muß doch darauf 
aufmerksam machen, daß wir im vergangenen 
Jahr und heuer schon sehr v,iel geleistet 
haben: 152 Millionen Schilling für Stipen­
dien, wesentlich mehr als im letzten Jahr; 
Freifahrten für alle Studierenden auf allen 
Verkehrsmitteln, und ich will nicht schildern, 
von welchen Mißbräuchen ich schon gehört 
habe, etwa, wie man zu Netzkarten in Wien 
ganz leicht kommt! Alle Hochschultaxen wur­
den abgeschafft. Wir haben den Subventions­
betrag für den Heim- und MeIllsenbau wesent­
lich erhöht. 

Das ist eine große Leistung der Allgemein­
heit zugunsten der studierenden Jugend, und 
ich glaube, man müßte den Studenten auch 
einmal sagen, daß der Dank an die Allgemein­
heit doch auch einmal für die Leistung ausge­
sprochen werden sollte, ehe man die nächste 
Forderung an die Allgemeinheit stellt. 

Hoher Bundesrat! Mit Bedauern br,inge ich 
den negativen Bericht über den Abschluß der 
Arbeiten der parlamentarischen Hodlschul­
reform-Kommission hier vor Ihnen vor. Diese 
Entschließung des Bundesrates vom Juli 1968, 
an die parlamentarische Hochschulreform­
Kommission gerichtet, binnen Jahresfrist einen 
Vorschlag zu erarbeiten, war eine große Tat. 
Die Forderung tst nicht erfüllt worden, audl 
nicht !in der verlängerten Frist, die schließlich 
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Bundesminister Dr. Hertha Fimberg 
bis 1972 gedauert hat. Ich darf Ihnen ver­
sichern, daß ich das Äußerste versucht habe. 
dieses Hochschulgremium, die parlamentari­
sche Hochschulreform-Kommission zur Erfül­
lung des Auftrages des Bundesrates zu bewe­
gen. Im habe nicht verabsäumt, immer wieder 
darauf aufmerksam zu machen, daß dies der 
erste Auftrag einer parlamentariSchen Körper­
schaft an eine akademische Körperschaft ist. 

Zweifel darüber gelassen worden, daß die 
Strukturreform der Hochschule nun begonnen 
werden mußte, daß diese Reform der Hoch­
schule nicht gegen und nicht ohne eine Gruppe 
erfolgen konnte; daß es eine Reform war, 
die nicht für die Professoren und nicht für die 
Studenten und nicht für die Assistenten oder 
den Mittelbau gedacht war, sondern einem 
gesellschaftspolitismen Auftrag, den eine par­
lamentarilsche Körperschaft einer akademi-

Eine meiner ersten Bemühungen war schen gegeben hatte, entsprach. 
- nachdem 'ich die parlamentarische Hoch-
schulreform-Kommission sozusagen "zerschla- Schwierig und beschwerlich war der Weg, 
gen" übernommen hatte; es war ja der Aus- und die Akten zeugen dafür. In diesen 28 Sit­
zug der Professoren in der 19. Sitzung im zungen sind 13 dicke, gebundene Bände an 
Juli 1970 erfolgt und die Kommission lahm- Protokollen geschaffen worden. Es handelte 
gelegt -, und es war eine ziemlich mühselrige, sich aber doch auch - und das sollte man 
die Professoren wieder zur Mitarbeit zu bewe- nicht übersehen bei der Kritik über die langen 
gen. Ich möchte mit Dank vermerken, daß es Gespräche - um sehr schwierige und sehr 
tatsächlich gelungen ist, die Zustimmung der komplexe Probleme, um neuartige Reform­
Professoren zur Mitarbeit zu erhalten, und in· wege. Ich gebe allen recht, die sagen, daß wir 
der nächsten Sitzung vom 20. Jänner 1971 kein Modell für eine Lösung hatten, denn 
hatte im die Genugtuung, alle wieder ver- alles, was wir im Ausland gesehen und was 
einigt zu finden. wir darüber gelesen haben, konnte für uns 

kein Modell selin. W:ir mußten die Lösungen 
Diese Sitzung war insoweit bemerkenswert, selber erarbeiten. Man darf dabei nicht die 

als ich gleichzeitig mit der ersten Einberufung Bedeutung der Materie übersehen; das sind 
der wieder zusammengetretenen parlamenta- zukunftsweisende Entscheidungen. Und man 
rischen Hochschulreform-Kommission auch den darf nicht übersehen den Gegensatz der Grup­
heute vielbesprochenen Entwurf eines Uni- pen: die Gruppeninteressen waren völlig kon­
versitäts-Organisationsgesetzes al,s Grundlage troversiell; was zu den Fragen der Mitbe­
der Diskussion vorlegen konnte. stimmung allein gesagt wurde, zeugt ja schon 

Icb. wollte damit eine Diskussion :im luft- davon. So scheint mir dieser lange Weg nicht 
leeren Raum vermeiden, die sich als nicht ziel- nur begredflich, sondern auch gerechtfertigt zu 
führend gezeigt hatte; die Diskussion sollte sein. 
in eine geondnete Systematik gelegt, konzen­
triert und versachlicht werden. Und es ist 
eigentlich von allen Seiten lebhafte Zustim­
mung dazu erfolgt, daß ein Diskussionsent­
wurf, eine Textvorlage als Grundlage der Ver­
handlungen vorgelegt wurde. Der Herr Abge­
ordnete Hauser hat nachdrücklich betont 
- und ich möchte nicht anstehen, mich dafür 
zu bedanken, daß er darauf hingewiesen 
hat -, daß wir hier parlamentarischen Ge­
wohnheiten folgen, die sich bestens bewährt 
haben, und daß völlige Zustimmung auch von 
der anderen Seite der parlamentarischen Frak­
tion gegeben ist. 

Ich gebe gerne zu, daß es eine langwierige 
Diskussion war und daß die Geduld aller 
Beteiligten sehr oft aufs äußerste angespannt 
war. Aber es war doch auch, meine Damen und 
Herren, Hoher Bundesrat, ein sehr wichtiger 
Gedankenaustausch, es waren sehr wichtige 
Formen der Meinungsbildung, es waren ge­
schliffene Duelle zwischen den Studenten, den 
Professoren, den Parlamentariern, obwohl sie 
die Gemäßigtesten waren, über die Grundfra­
gen der Universität und über die Zukunft der 
Reformen. Es war von Anfang an von mir kein 

Ich möchte auch sagen, daß, solange disku­
tiert wird und Argumente und nicht andere 
Protestformen verwendet werden, der fiichtige 
Weg zur Demokratisierung gegangen wind. 

Ich habe mich sehr um eine Versachlichung 
der Debatte zur Hochschulreform bemüht. Das 
ist nicht ganz leicht, denn bei solchen enga­
gierten Gesprächen gehen emotionelle Stel­
lungnahmen selbstverständlich immer Wlieder 
durch. 

Ich möchte nicht einzeln auf die Argumente 
eingehen, die der Verfassungsdienst vorge­
bracht hat, Herr Professor Smambeck, dazu 
werden wir noch Gelegenheit haben. Aber ich 
möchte doch sagen, daß der Verfassungsdienst 
kein Verfassungsgerichtshof ist. Der Verfas­
sungStdienst list eine Sektion des Bundeskanz­
leramtes. Es gibt andere Auffassungen ande­
rer Juristen, die nicht weniger bedeutsam sind. 
Die Rechtsmeinung des Verfassungsdienstes 
ist sicher nicht ohne Bedeutung. Aber hier 
hat nicht der Verfassungsrichter gesprochen, 
und ;ich würde es für mich ablehnen, diese 
Auffassung des Verfassungsdienstes, die, 
wenn wir sie uns zu eigen machen würden, 
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praktisch . jede Hochschulreform unmöglich 
machte, als die allein zulässige zu deponieren. 
Das möchte ich sehr eindeutig und ohne einen 
Zweifel daranzu lassen sagen. 

Was ich heute vorbringen will, Hoher Bun­
desrat, ist eigentlich nichts anderes, als einen 
verdienten Nachruf auf die parlamentar.Lsche 
Hochschulreform-Kommission zu halten. Ich 

auch zum Unterschied von parlamentarischen 
Körperschaften, von politischen Gremien, die 
ja auch ein Ergebnis bringen und eine Ent­
scheidung fällen müssen. Das Hochschulgre­
mium der parlamentarischen HochsdlUlreform­
Kommission hat sich den, wie ich meine, uner­
laubten Luxus gestattet, einfach zu scheitern 
und zu versagen und sich selbst aufzulösen. 
Ich möchte das mit Bedauern zur Kenntnis fühle mich verpflichtet, diese Kommission zu 

rehabilitieren. Sie ;ist abgewertet und in einem bringen. 
Armenbegräbnis begraben worden. Ich möchte Die Formulierung, die ich am Ende dieser 
das als unverdiente Abwertung bezeichnen. Sitzung der parlamentarischen Hochschul­

Die Hochschulreform-Kommissdon hat ihre 
Aufgabe nicht erfüllt - das hat bestimmte 
Gründe -, aber sie hat uns viele wichtdge 
und richtungsweisende Lösungsvorschläge und 
Meinungsfindungen gegeben. 

Ich möchte darauf aufmerksam machen, daß 
eine ganze Reihe von Empfehlungen der par­
lamentarischen Hochschulreform-Kommission 
zum Teil vom Gesetzgeber schon verwirkLicht 
sind, zum Teil vom Gesetzgeber jetzt bearbei­
tet werden. Ich erinnere daran, daß die Ein­
setzung der Studienkommlissionen auf Anre­
gung der Hochschulreform-Kommission gesche­
hen i'st. Ich erinnere daran, daß die Probleme 
der Habilitation, die heute so im Gespräch 
sind, die Probleme der Berufung der Hoch­
schul professoren, die Fragen der Gastprofesso­
ren, der Emeritierung, des außerordentlichen 
Professors neuen Typs alles Gedanken waren, 
die in der parlamentarischen Hochschulreform­
Kommission geboren und· entwiCkelt wurden. 
Man sollte das nicht vergessen. 

Mehr noch: Ich glaube, daß diese Konfron­
tation der Standpunkte tatsächlich eine Ver­
lebendigung der Probleme gebracht hat, ein 
Engagement vieler Kreise, die vorher niemals 
etwas von Hochschulproblemen gehört hatten 
und denen sie völlig fremd waren. Ich halte 
dieses stärkere Bewußtsein der Gesellschaft, 
daß die Hochschulen Probleme der Gegenwart 
und der Zukunft darstellen, für eines der ganz 
wichtigen ErgebniSiSe dieser Kommissions­
arbeit. 

Solange diese Konfrontation am Verhand­
lungstisch stattfindet und nicht auf der Straße, 
wie es vor wenigen Jahren Paris, die Bun­
desrepublik oder Amerika erlebt haben, so 
lange üben wir praktizierte Demokratie. Auch 
das sollten wir uns am Ende der parlamentari­
schen Hochschulreform-Kommission klar­
machen. 

Leider hat sie zum Unterschied von den 
Sozialpartnern, die zu Ergebnissen kommen 
müssen, weil zuviel davon abhängt, und die 
daher größere Realität und eine größere Ein­
sicht haben, nicht diese Ergebnisse gezeitigt; 

reform-Kommission nach ihrer Auflösung ge­
funden habe, möchte ich dem Hohen Bundes­
rat präsentieren, weil aus dieser bewegten 
Situation heraus eine Formulierung zustande 
kam, die ich heute sichedich nicht anders 
finden könnte. Wie ich hörte, haben diese 
Worte doch einigen EindruCk gemacht auf vie­
len Seiten, die sich mit diesen Fragen beschäf­
tigt haben. 

Ich habe also damals, als der Austritt aus 
der parlamentarischen Hochschulreform-Kom­
mission deponiert wurde, gesagt: 

"Bevor wir die parlamentarische Hochschul­
reform-Kommission zu einer allgemeinen 
Publ'ikumsbeschimpfung umfunktionieren" 
- und diese Gefahr war gegeben -, "glaube 
ich, sollten wir der Diskussion wirklich ein 
Ende bereiten. Es ist eindeutig ... / daß die 
Studenten trotz des letzthin demokratisch ge­
faßten Beschlusses, in noch weiteren fünf Sit­
zungen den Diskussionsentwurf für ein neues 
UOG abschließend zu beraten, nicht bereit 
sind, die Diskussion dieser fünf Sitzungen 
mitzumachen. Es war Ihre" - der Studen­
ten - "Absicht, heute der parlamentarischen 
Hochschulreform-Kommission ein Ende zu set­
zen. Eine Absicht, für die Sie den Vorwand 
der Stellungnahme der Rektorenkonferenz in 
Anspruch genommen haben. Meiner Meinung 
nach war völlig ausreichend, was die Vertre­
ter der Rektorenkonferenz hier versichert 
haben, '" Ich bin daher der Meinung, daß 
wir überhaupt nicht mehr darüber weiterreden 
sollen. Es ist schade um die Zeit der Profes­
soren, der Beamten, der Assistenten und der 
Studenten, wenn wir noch viele Worte verlie­
ren. Ich möchte Ihnen keinen Dank ausspre­
chen, obwohl ich es sollte. Trotz allem, was die 
Studenten sagen, waren für mich - und zur 
Beratung des zuständigen Bundesministers ist 
ja letzten Endes diese Kommission da - diese 
Gespräche von sehr großer Bedeutung, auch 
für das weitere SchiCksal dieses wichtigen Ge­
setzes, das im Frühjahr dem Begutachtungs­
verfahren zugeleitet werden wird." 

Ich habe dann abschließend gesagt, daß ich 
es sehr bedaure, dem Bundesrat mitteilen zu 
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müssen, daß es trotz aller Bemühungen nicht 
möglich ist, diesen Auftrag des Parlaments 
zu erfüllen, und daß ich es besonders bedaure, 
daß es die Jugend ist, die diese Kommission 
aufgelöst hat, weil meiner Meinung nach 
gerade die Jugend den Zusammenhang und 
die Bindung an die parlamentarische Vertre­
tung in besonderem Maße suchen, halten und 
finden sollte. 

Ich habe das den Studenten nachdrücklich 
gesagt, ohne Erfolg, wie ich meine. Ich glaube, 
man sollte unsere Jugend sehr energisch dar­
auf aufmerksam machen, daß sie die Verbin­
dung zwischen Hochschule und Parlament, 
zwischen dem, was dort gelehrt und geforscht 
wird, und dem, was hier entschieden wird, 
nicht abreißen lassen sollte. 

Hoher Bundesratl Ich darf abschließend 
sagen, daß die Hochschulreform selbstver­
stäntdlich nicht gleichzeitig mit der parlamen­
tarischen Hochschulreform-Kommission ge­
scheitert ist. Die Arbeiten werden sehr rasch 
und sehr zielstrebig weitergeführt, denn es 
ist - und das ist unser aller Meinung -
keine Zeit zu verI.ieren. 

Es wird, Herr Professor Schambeck, kein 
neuer Entwurf sein, sondern der Entwurf wird 
auf der Basis dieser vorliegenden Diskussions­
grundlage an Hand der Diskussionen auch in 
der parlamentarischen Hochschulreform-Kom­
mission nach Erkenntnissen und Kenntnissen, 
die sich zwJschenzeiUich gefunden haben, 
überarbeitet werden. Ich hoffe, daß Ihr Wunsch 
sehr rasch erfüllt sein wird und daß wir die­
sen Gesetzentwurf bald vorlegen können. 

Ich habe die Gesprächsrunden mit jedem 
der beteiligten Partner zwischenzeitlich abge­
schlossen. Wir werden im April eine Klausur­
tagung zur Fertigstellung dieses Entwurfes 
abhalten. Ich hoffe, daß dieser Entwurf im Mai 
fertiggestellt sein wird. Dem Wunsch der Pro· 
fessoren entsprechend, werde ich eine sehr 
lange Begutachtungsfrist von einem halben 
Jahr setzen, nach Tunlichkeit nicht länger, 
denn ich möchte den Gesetzentwurf noch 1972 
dem Parlament übergeben. 

Wü haben die Hochschulreform immer als 
einen sehr wesentlichen Teil der Gesell­
schaftsreform angesehen, geht es doch darum, 
für eine gesellschaftsintegrierte und sozial­
verantwortliche Entwicklung der Hochschulen 
im Interesse einer optimalen Entwicklung der 
Wissenschaften und damit letzten Endes im 
Interesse des Wohles der Menschen vorzu­
sorgen. 

Ich weiß und ich bin sicher, daß alle Mit­
gHeder des Hohen Bundesrates, auf welcher 
Seite sie immer sitzen mögen, diesen Stand­
punkt teilen. Ich bin Ihnen, Herr Professor 

Schambeck, ebenso wie dem Herrn Bundes­
rat Skotton dankbar dafür, daß Sie das heute 
so deutlich hier ausgesprochen haben. 

So habe ich die Zuversicht, daß die Mitwir­
kung des Nationalrates und des Bundesrates 
es uns möglich machen wird -,- es wird uns 
mit ihrer Mitwirkung gelingen -, dieses niel 
zu erreichen, das das akademische Gremium 
der parlamentarischen Hodlschulreform-Kom­
mission verfehlt hat. Idl. hoffe, daß es nach 
schöner alter Tradition in diesem Haus mit 
den Stimmen aller Fraktionen sein wird. (Bei­
fall bei der SPO und bei Bundesräten der 
OVP.) 

Vor,sitzender: Zum Wort hat sich niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstatterin ein Schluß­
wort gewünscht? - Es ist dies nidlt der Fall. 

Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g wird der Bericht 
der Bundesregierung ein 8 tim m i g zur 
K e n n t n i s genommen. 

20. Punkt: Wahl der Vertreter österreichs in 
der Beratenden Versammlung des Europa­

rates 

Vorsitzender: Wir gelangen zum 20. Punkt 
der Tagesordnung: Wahl der Vertreter Oster· 
reichs in der Beratenden Versammlung des 
Europarates. 

Osterreich entsendet sechs Mitglieder und 
sechs Ersatzmitglieder. Vom Nationalrat wer­
den fünf Mitglieder und vier Ersatzmitglieder 
gewählt. Vom Bundesrat sind ein Mitglied 
und zwei Ersatzmitglieder zu wählen. Die 
Wahl erfolgt für ein Jahr. 

Es liegt mir folgender W a h I vor s chI a g 
vor: als Mitglied Bundesrat Dr. Goess und 
als Ersatzmitglieder Bundesrat Dr. Heger und 
Bundesrat Dr. Reichi zu nominieren. 

Ich werde die Wahl unter einem durch 
Handzeichen vornehmen lassen. Wird hie­
gegen Einspruch erhoben? - Es list dies nidlt 
der Fall. 

Ich eI1suche somit jene Damen und Herren, 
die dem Wahlvorschlag ihre Zustimmung 
geben, um ein Händezeichen. - Danke schön. 
Der Wahlvorschlag ist somit einstimmig ange­
nommen. 

2L Punkt: Ausschußergänzungswahlen 

Vorsitzender: Wir gelangen nunmehr zum 
21. Punkt der Tagesordnung: Ausschußergän­
zungswahlen. 

Nach den eingebrachten Wahlvorschlägen 
sollen folgende Veränderungen eintreten: 
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Vorsitzender 
Im Ausschuß für auswärtige Angelegenhei- Im Ständigen Gemeinsamen AUSlSdluß im 

ten und wirtschaftliche Integration Sinne des § 9 des Finanz-Verfassungsgesetzes 
1948 als Mitglied an Stelle Maria Hagleitner Bun-

desrat Remplbaueri 

als Ersatzmitglieder an Stelle Deutsch Bun-
desrat Polster, an Stelle Ing. Mader Bundes­
rat Preindl, an Stelle Wagner Bundesrat Hein-
zinger. 

Im Finanzausschuß 

als Ersatzmitglied an Stelle Deutsdl Bundes­
rat Polster. 

Falls kein Einwand erhoben wird, werde ich 
über diese Vorschläge unter einem durch 
Handerheben abstimmen lassen. - Einwand 
wird niCht erhoben. 

als Mitglied an Stelle 
Polster; 

Deutsch Bundesrat Ich bitte jene Damen und Herren, die die-
sen Wahlvorschlägen ihre Zustimmung geben, 

als Ersatzmitglieder an Stelle Dr. Iro Bun­
desrat Preindl, an Stelle Dr. Jolanda Offen­
beck Bundesrat Remplbauer. 

um ihr Händezeichen. - Danke. Die Wahl­
vorsChläge sind somit einstimmig angenom-
men. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 
Im Ausschuß für soziale Angelegenheiten Die Einberufung der n ä c h s t e n Sitzung 
als Ersatzmitglieder an Stelle Edda Egger des Bundesrates wird auf schriftliChem Wege 

Bundesrat Elisabeth Schmidt, an Stelle Dr. Iro erfolgen. Als Sitzungs termin ist Donnerstag, 
Bundesrat Preindl. der 18. Mai 1972, in Aussicht genommen. 

Im Unvereinbarkeitsausschuß 

als Mitglied an Stelle Dr. Schwaiger Bun­
desrat Heinzinger. 

Im Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenhei ten 

als Mitglieder an Stelle Hermine Kubanek 
Bundesrat Remplbauer, an Stelle lng. Mader 
Bundesrat Dr. Iro; 

als Ersatzmitglieder an Stelle Dr. Iro Bun­
desrat Ing. Mader, an Stelle Dr. Heger Bundes­
rat Elisabeth Schmidt, an Stelle DDr. Pitsch­
mann Bundesrat Heinzinger. 

Für die Tagesordnung dieser Sitzung kom­
men jene Vorlagen in Betracht, die der Natio­
nalrat bis dahin verabsdliedet haben wird, 
soweit sie dem Einspruchsredlt des Bundes­
rates unterliegen. 

Ein diesbezügliches Aviso wird noch schrift­
lich ergehen. 

Meine Damen und Herren I Am Schluß der 
Sitzung darf ich, wohl stellvertretend für Sie 
alle, dem Herrn Kanzleidirektor des Bundes­
rates Dr. Ruckser zur heute erfolgten Ver­
leihung des Großen Ehrenzeichens für Ver­
dienste um die Republik recht herzlim gratu­
lieren. (Allgemeiner Beifall.) 

Im Ausschuß für wirtsmaftliche Angelegen- Im persönlich darf Ihnen allen und Ihren 
heiten Angehörigen remt herzlim ein frohes, ISchö-

als Ersatzmitglieder an Stelle Deutsch Bun- nes, vor allem aber erholsames Osterfest 
wünschen. desrat Polster, an Stelle Edda Egger Bundes-

rat Elisabeth Smmidt. Die Sitzung ist ge s chI 0 S sen. 

SchlUß der Sitzung: 13 Uhr 35 Minnten 

VerzeidlDis der AussdlUßmitglieder und Ersatzmitglieder auf Grund der vom Bundesrat 
in seiner Sitzung vom 23. März 1972 durtbgeführten Ausstbußergänzungswahlen 

Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten und Dr. Herbert Schambeck., Dr. Rudolf Schwaiger 
wirtstbaftIicbe Integration (OVP) 

Er 5 atz mit gl i e der; Dr. Anna Demuth, 
Mit g 1 i e der: Alois Alberer, Dr. Franz Dr. Hilde Hawlicek, Fritz Premtl, Hans Schik­

Fruhstorfer, Hella Hanzlik, Dr. Jolanda Offen- kelgruber, Dr. Franz Skotton, Franz Tratter, 
beck, Leopoldine Pohl, Dr. Josef Reichi, WH- Helene Tschitsmko, Johann Windsteig (SPU) 
helm Remplbauer, Leopold Wally (SPO) Edda Egger, Walter Heinzinger, DDr. Hans 

Pitschmann, Reinhold Polster, Josef Preindl, 
Johann Bürkle, Dr. Leopold Goess, Dr. Hans Georg Schreiner, Ing. Erich Spindelegger 

Heger, OUo Hofmann-Wellenhof, Dr. Jörg Iro, (OVP) 
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Finanzausschuß Er s atz mit 9 1 i e der: Dr.· Franz Fruh-
Mit 9 li e der: Franz Bednar, Hans Böck, storfer, Otto Liedl, Hellmuth Schipani, Josef 

. Leo Habringer, Hermine Kubanek, Hans Schik- Seidl, Franz Tratter (SPO) 
kelgruber, Viktor Schwarzmann, Josef Seidl, Edda Egger, Michael Göschelbauer, Ing. 
Leopold Wally (SPO) Rudolf Harramach, Alois Hötzendorfer, Franz 

Dr. h. c. Fritz Eckert, Edda Egger, Dr. Hans Walzer (OVP) 
Heger, DDr. Hans Pitschmann, Reinhold Pol-
ster, Johann Wagner, Franz Walzer (OVP) 

Er s atz mit 9 li e der: Dr. Anna Demuth, 
Dr. Franz Fruhstorfer, Hans Kouba, Leopol­
dine Pohl, Wilhelm Remplbauer, Hellmuth 
Schipani, Rudolf Tirnthal, Stefan Trenovatz 
(SPO) 

lug. Johann Gassner, Alois Hötzendorfer, 
Josef Knoll, Matthias Krempi, Johann Mayer, 
Josef Preindl, Dr. Rudolf Schwaiger (OVP) 

Ausschuß fftr Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten 

Mit g 1 i e der: Dr. Anna Demuth, Doktor 
Franz Fruhstorfer, Dr. Alfred GiseI, Dr. HUde 
Hawlicek, Dr. Jolanda Offenbeck, Dr. Josef 
ReichI, Wilhelm Remplbauer, Johann Wind­
steig (SPO) 

Johann Bürkle, Edda Egger, Dr. Leopold 
Goess, Dr. Jörg Iro, Johann Mayer, Doktor 
Herbert Schambeck, Georg Schreiner (OVP) 

Er s atz mit 9 1 i e der: Älois Alberer, 
Mit g I i e der: Franz Böröczky, Leo Hab- Franz Böröczky, Maria Hagleitner, Hella 

ringer, Hermine Kubanek, Dr. Alfred Gis-el, Hanzlik, Otto Liedl, Fritz Prechtl, Josef Seidl, 

Gesdläftsordnungsausschuß 

Hellmuth Schipani (SPO) Rudolf Tirnthal (SPO) 
Dr. Jörg Ire, lug. Helmut Mader, Johann 

Pabst, Johann Wagner, Franz Walzer (OVP) Michael Göschelbauer, Walter Heinzinger, 
OUo Hofmann-Wellenhof, Alois Hötzendorfer, 

Er s atz mit 9 1 i e der: Fritz Prechtl, Dok­
tor Franz Skotton, Rudolf Tirnthal, Stefan 
Trenovatz, Johann Windsteig (SPO) 

Matthias Krempi, Ing. Helmut Mader, Elisa­
beth Schmidt (OVP) 

lng. Anton Eder, lug. Johann Gassner, Ausscbuß für wirtschaftlicbe Angelegenheiten 
Michael Göschelbauer, Josef KnolI, Dr. Rudolf 
Schwaiger (OVP) 

Ausschuß für soziale Angelegenheiten 

Mit 9 I i e der: Dr. Anna Demuth, Hans 
Kouba, Leopoldine Pohl, Hans Schickelgruber, 
Viktor Schwarzmann, Rudolf Tirnthal, Helene 
Tschitschko, Stefan Trenovatz (SPO) 

Mit gl i e der: Hans Böck, Maria Hagleit-
ner, Hella Hanzlik, Hans Kouba, Otto Liedl, lug. Anton Eder, Dr. Leopold Goess, Doktor 
Fritz Pre chtl , Hellmuth Schipani, Franz Trat- Hans Heger, Dr. Jörg Ire, Johann Mayer, 
ter (SPO) DDr. Hans Pitschmann, Franz Walzer (OVP) 

Johann Bürkle, lng. Johann Gassner, OUo Er s atz mit g I i e der: Franz Bednar, 
Hofmann-Wellenhof, Josef Knoll, lng. Helmut Franz Böröczky, Leo Habringer, Hella Hanz­
Mader, Georg Schreiner, lug. Erich Spindel- Hk, Dr. Hilde Hawlicek, Dr. Jolanda Offen-
egger (OVP) beck, Franz Tratter, Johann Windsteig (SPO) 

Er s atz mit g 1 i e der: Alois Alberer, Dr. h. c. Fritz Eckert, Alois Hötzendorfer, 
Franz Bednar, Dr. Alfred Gisei, Hermine Matthias KrempI, Reinhold Polster, Elisabeth 
Kubanek, Viktor Schwarzmann, Josef Seid I, Schmidt, lng. Erich Spindelegger, Johann 
Helene Tschitschko, Stefan Trenovatz (SPO) Wagner (OVP) 

lng. Anton Eder, Johann Mayer, Johann 
Pabst, Josef Preindl, Dr. Herbert Schambeck, Ständiger gemeinsamer Ausschuß im Sinne 
Elisabeth Schmidt, Johann Wagner (OVP) des § 9 des Finanz-Veriassungsgesetzes 1948 

Unvereinbarkeitsausscbuß 

Mit g 1 i e der: Franz Bednar, Hans Böck, 
Dr. Hilde Hawlicek, Leopoldine Pohl, Doktor 
Franz Skotton (SPO) 

Vom Nationalrat entsendet: 

Mit gl i e der: Alfred Haberl, Dr. Hans 
Kerstnig, Erwin Lanc, lug. Heinrich Scheiben­
graf, Kar! Sekanina, Hermann Wielandner, 
Franz Zingler (SPO) 

Dr. h. c. Fritz Eckert, Walter Heinzinger, Dr. Franz Bauer, Franz Brunner, Ludwig 
Otto Hofmann-Wellenhof, Josef Knoll,. Dok- Hagspiel, Friedrich Hahn, Johann Kammer-
tor Herbert Scharnbeck (OVP) hofer, Dr. Friedrich Pelikan (OVP) 
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Er s atz mit 9 1 i e der: Franz Babanitz, 
Leopold Gratz, Roman Heinz, Franz Hellwag­
ner, Hans Jungwirth, OUo Skritek, Sepp Stein­
huber(SPO) . 

lng. Rudolf Heinz Fis<her, Leopold Kern, 
Dr. Herbert Kohlmaier, Josef Ofenböck, 
Johann Schrotter, Hugo Westreicher (OVP) 

Vom Bundesrat entsendet: 

Mit 9 1 i e de r: Franz Böröczky (Burgen­
land), Maria Hagleitner (Tirol), OUo Liedl 
(Oberösterreich), Dr. Josef Reichi (Steiermark), 
Hans Schickelgruber (NiederösterreiCh), Dok­
tor Franz Skotton (Wien), Helene TschitsChko 
(Kärnten) (SPU) 

Ing. Anton Eder (Niederösterrekb), Ing. 
Rudolf Harramach (Wien), Dr. Hans Heger 
(Salzburg), Matthias Krempl (Steiermark), 
DDr. Hans Pitschmann (Vorarlberg), Doktor 
Rudolf Schwaiger (TiroI) (OVP) 

E r s atz mit g 1 i e der: Alois Alberer 
(Kärnten), Dr. Alfred Gisel (Wien), Leo 
Habringer (Oberösterreich), Hans Kouba (Nie­
derösterreich), Dr. Jolanda OffenbeCk (Steier­
mark), Viktor Schwarzmann (Vorarlberg), Leo­
pold Wally (Salzburg) (SPU) 

Dr. h. c. Fritz ECkert (Wien), Midlael 
Göschelbauer (Niederösterreich), Dr. Jörg lro 
(Oberösterreidl), lng. Helmut Mader (Tirol), 
Johann Pabst (Steiermark), Reinhold Polster 
(Burgenland) (OVP) 
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